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KOHL WIEDER 
ÜBER GRÄBER

US-Präsident Reagan will aus Anlaß 
des Weltwirtschaftsgipfels vom 2. bis 
4. Mai in Bonn seinen Besuch in der 
BRD noch etwas verlängern. Nachdem 
die Bundesregierung auf diese Ver­
längerung gedrängt hatte, um auf 
diese Weise eine ausdrückliche Be­
kräftigung des Bündnisziels "Wieder­
herstellung des Deutschen Reiches in 
den Grenzen .von 1937" anläßlich des 
40. Jahrestages der Niederlage des 
deutschen Faschismus zu erreichen, 
ist inzwischen auch der ungefähre Ab­
lauf dieser Bündnisbekräftigungs-Vi­
site bekannt. Reagan will ein ehemali­
ges KZ besichtigen, vermutlich das in 
Dachau. Dabei sollen ihn Kohl, Strauß 
und von Weizsäcker begleiten. Diese 
gespenstische Versammlung von mit 
der Fortsetzung der Traditionen des 
deutschen Faschismus befaßten Leu­
ten und Reagan soll dann fortgeführt 
werden mit dem gemeinsamen Wan­
deln über Massengräbern. Kohl will 
Reagan "an einer Stätte besonders 
heftiger Kampfhandlungen der ehe­
maligen Gegner, voraussichtlich in 
der Eifel, die Hände reichen", heißt 
es. Das FDP-Präsidium hat diese Ak­
tion bereits als "eindrucksvolle Be­
kräftigung der deutsch-amerikani­
schen Freundschaft" begrüßt. Eine 
Verhöhnung der amerikanischen Sol­
daten, die in der Anti-Hitler-Koali­
tion gegen den deutschen Faschismus 
gekämpft haben, wäre die Aktion alle­
mal. Kohls Begeisterung für so was ist 
seit der Verdun-Feier bekannt.— (rül)

ERPROBUNG DES 
WINTERKRIEGS

Bei einem Manöver der Panzergrena­
dierbrigade 30 auf dem oberpfälzi­
schen Truppenübungsplatz Hohenfels 
erlitten in den ersten beiden Januar­
wochen 220 Soldaten— das sind zehn 
Prozent der übenden Truppe— schwe­
re Erfrierungen. Sie alle mußten in 
ärztliche Behandlung. 20 Soldaten zo­
gen sich sogar Erfrierungen zweiten 
Grades zu, bei denen auf der Haut Bla­
sen und kaum heilende Frostgeschwü­
re entstehen. Die Bundeswehrführung 
teilte daraufhin mit, damit die Ausbil­
dung ohne weitere Ausfälle fortge­
führt werden könne, sei nun die Ge­
nehmigung von Aufwärmefeuern im 
Gelände erteilt worden. Zur selben 
Zeit lag die 11. Panzergrenadierdivi­
sion auf dem Schießplatz Bergen- 
Hohne. Von den 6000 dort zeltenden 
Soldaten mußten 39 wegen Unterküh­
lung ins Lazarett eingeliefert werden, 
90 hatten Erfrierungen. Laut Bildzei­
tung vom 16.1. kommentierte das Ver­
teidigungsministerium diese Vorfälle 
so: "Hosen und Handschuhe sind zu 
dünn. Diese Schwächen werden so 
schnell wie möglich, abgestellt. Eine 
Verschiebung von Übungen kommt 
nicht in Frage— wir sind doch keine 
Sommer-Armee." Niemand zweifelt 

daran, daß die Winter in den östlichen 
Gebieten Europas, dem geplanten 
Kriegsschauplatz für die Bundeswehr, 
hart sind. Verteidigungsministerium 
und die Generalität legen immer 
größeren Wert darauf, daß die Ausbil­
dung der in die Bundeswehr gepreßten 
Wehrpflichtigen unter Bedingungen, 
die denen des Krieges möglichst nahe 
kommen, durchgeführt werden. Mehr 
noch als für die klimatischen Bedin­
gungen soll dies aber für die Moral der 
Truppe gelten. Die einfachen Soldaten 
sollen "Tapferkeit" und "Durchhalte­
vermögen" erwerben. Sie sollen sich

Ausbildung im Winter

mit dem Gedanken vertraut machen, 
daß Krieg Verletzungen und auch Tote 
mit sich bringt. Übungen und Manöver 
bereiten die Soldaten, die ja keinerlei 
echte Kampferfahrung besitzen, dar­
auf vor. Die GRÜNEN haben die Bun­
desregierung in einer nützlichen An­
frage nach der Zahl der Personenschä­
den und tödlichen Verletzungen wäh­
rend der Herbstmanöver gefragt. Die 
Antwort der Bundesregierung wird 
weiter aufdecken, mit welcher Skru­
pellosigkeit sie Gesundheit und Leben 
der einfachen Soldaten gefährdet und 
schädigt. — (clm)

"DEUTSCHE HEIMAT"
IM OSTEN

Am 3.1. hat Staatssekretär Waffen- 
schmidt vom Innenministerium die 
neuesten Zahlen über die "deutschen 
Aussiedler" aus den Staaten Osteuro­
pas bekanntgegeben. Danach sind 
1984 ca. 36500 "deutsche Aussiedler" 
in die BRD eingewandert, darunter 
17455 "aus dem polnischen Bereich", 
wie Waffenschmidt das polnische 
Staatsgebiet dreist nennt, 16553 aus 
Rumänien und ca. 2000 aus den ande­
ren Staaten. Waffenschmidt verband 
diese Mitteilung mit frechen Angrif­
fen und der Unterstreichung des An­
spruchs der Bundesregierung, die 
"Volksgruppenrechte" der "Deut­
schen" in diesen Staaten wahrzuneh­
men: "Die Bundesregierung wird der 
sowjetischen Regierung immer wieder 
und bei jeder sich bietenden Gelegen­
heit verdeutlichen, daß sie an dem be­
sonders schweren Schicksal der Ruß-
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landdeutschen weiterhin Anteil 
nimmt und die Verwirklichung ihrer 
Aussiedlungswünsche fordert. Mit 
Sorge beobachtet die Bundesregierung 
auch, daß die polnischen Behörden seit 
Anfang 1984 immer weniger Aussied­
lungsgenehmigungen erteilen.” Allein 
auf polnischem Staatsgebiet hat die 
Bundesregierung 1,1 Millionen "Deut­
sche” ausgemacht. Waffenschmidt: 
"Die Bundesregierung wird ihrer 
Pflicht, ausreisewilligen Deutschen 
bei der Verwirklichung ihrer Pläne zu 
helfen, immer und mit großer Ent­
schlossenheit nachkommen ... Dabei 
betreibt sie keine Volkstumspolitik; 
denn sie fordert keinen Deutschen 
auf, in die Bundesrepublik Deutsch­
land zu kommen. Aber sie wird auch 
keinen Deutschen dazu anhalten, in 
seiner angestammten Heimat zu blei­
ben." "Angestammte Heimat” von 
"Deutschen" in Staaten Osteuropas zu 
entdecken, deren "Rechte” einzufor­
dern und am Ende die von "Deutschen” 
mit Siedlern beschickten Staaten zu 
überfallen— genau darin bestand die 
faschistische "Volkstumspolitik", die 
die Bundesregierung mit solchen Vor­
stößen fortsetzt.— (rül)

SMOG: RAU LÄSST DEN 
"ERNSTFALL ÜBEN" 

Letzten Donnerstag trat die neue 
Smog-Verordnung für das östliche und 
westliche Ruhrgebiet in Kraft. Am 
gleichen Tag eröffnete NRW-Gesund­
heitsminister Farthmann die General­
probe für das Zusammenspiel zwi­
schen Krisenstäben, öffentlichen 
Diensten, privaten Hilfsorganisatio­
nen und Polizei. Die Anwendung des 
neuen Smog- Alarmplans war auch ein 
Test, wieweit die Zumutungen für 
Kreislauf- und Herzkranke in den In­
dustrie- Ballungszentren getrieben 
werden können, ohne daß der Schad­
stoffausstoß der Heizkraftwerke und 
Industrie eingeschränkt werden muß, 

etwa durch den Einbau teurer Filter­
anlagen. Die neue Verordnung sieht 
Smogalarm der Stufe II ab 1,2 Milli­
gramm Schwefeldioxid pro Kubik­
meter, Stufe III ab 1,8 Milligramm 
vor. Solche Werte sind im Ruhrgebiet, 
Rheinland und in Industrieballungs­
zentren wie Stuttgart, München, 
Hamburg, Mannheim keine Selten­
heit. In Düsseldorf und Köln wurden 
am Wochende ebenfalls 1,2 Milli­
gramm und mehr gemessen. Alarm der 
Stufe III wurde in keiner dieser Städte 
gegeben.

Um den Gesundheitszustand und den 
Schutz der alten, von Smogwetter be­
sonders betroffenen Menschen und der 
arbeitenden Bevölkerung ging es da­
bei zuallerletzt. Ihnen wurde empfoh­
len, zusätzlich Medikamente bereit­
zulegen, die Zentralheizung ab- und 
nötigenfalls einen Gas- öder Elek­
troofen anzustellen, dies möglichst 
nur für einen Raum. Der Privatver­
kehr wurde nach einem 3-Klassen- 
system eingeschränkt. Der gewöhnli­
che Berufstätige mußte auf den öf­
fentlichen Verkehr umsteigen oder am 
Freitag vor 6 Uhr morgens am Ar­
beitsplatz sein. Von 6 bis 10.00 und 
von 15 bis 20.00 Uhr herrschte Fahr­
verbot, Verstöße kosteten 80,- DM. 
Wer sich schon ein Katalysatorauto 
leisten konnte, konnte sich auf den 
Smog eins pfeifen. Geschäftsinhaber 
holten sich für 20,- DM Ausnahmege­
nehmigungen. In den Städten der Stufe 
II wurde der größte Teil der Stadt 
weitgehend abgeriegelt, Polizei und 
Beschäftigte der Stadt kontrollierten. 
Alarmbereitschaft bestand für die 
Verkehrsbetriebe, Feuerwehren, pri­
vate Hilfsdienste, Ärzte, Apotheken. 
Der Rundfunk brachte halbstündig 
Warnmeldungen. Zwischen Düsseldorf 
und Bonn sowie SPD, CDU und Grünen 
kommt Krach auf angesichts von Pro­
testen über Art und Umfang der Not­
standsübung. — (düb)
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Proletarischer Internationalismus

UNTERSTÜTZT DIE AZANISCHE ARBEITER­
BEWEGUNG GEGEN DIE ANGRIFFE IHRER FEINDE!

Es scheint, als könnten sich die 
Schwarzen Südafrikas neuer Freunde 
gegenwärtig kaum erwehren.

US-Präsident Ronald Reagan fühlte 
sich bemüßigt, seine "Abscheu" über 
das System der Apartheid in Südafrika 
zu erklären. Das war Anfang Dezem­
ber und geschah unter dem Druck v.a. 
der amerikanischen Arbeiterbewe­
gung, die zahlreiche Aktionen gegen 
die Verhaftung azanischer Gewerk­
schafter durchführte. Kurz darauf 
"erinnerten" 35 republikanische Kon­
greßabgeordnete das Regime an seine 
Abhängigkeit von den USA und "droh­
ten" mit Sanktionen, falls die Regie­
rung nicht unverzüglich Schritte ge­
gen die Apartheid-Politik einleite.

Nur eine Woche später riefen 120 
US-Monopole, die Kapital in Südafrika 
angelegt haben, dazu auf, "die Apart­
heid zu bekämpfen". Der demokrati­
sche Senator Kennedy begab sich gar 
an Ort und Stelle, um dem Regime sei­
ne Verachtung und den Schwarzen sei­
ne Sympathie zu demonstrieren. 25 
weitere Kennedys, zitiert ihn der 
"Kölner Stadtanzeiger" vom 16.1., 
seien bereit, nach Südafrika zu kom­
men und dort gegen die Apartheid zu 
kämpfen.

Unter dem Eindruck dieser Ereig­
nisse traten Anfang Januar auch die 
südafrikanischen Kapitalistenverbän­
de an die Öffentlichkeit, um die Auf­
hebung der Apartheid zu verlangen. 
Laut der "Frankfurter Allgemeinen" 
fordern sie: "wirkliche Beteiligung der 
Schwarzen am politischen Leben; Er­
laubnis für die Schwarzen, im ganzen 
Land Geschäfte zu gründen und sich 

am Handel zu beteiligen. Keine Ar­
beitsplatzreservierung für Weiße; all­
gemeine Staatsbürgerrechte im Ge­
gensatz zur jetzt geübten Praxis, den 
Schwarzen ihre südafrikanische 
Staatsbürgerschaft abzuerkennen und 
sie zu Bürgern sogenannter 'Home­
lands’ zu erklären; freie und unabhän­
gige Gewerkschaften; Abbau der poli­
zeilichen Vollmacht, Personen ohne 
anschließende Anklageerhebung fest­
zunehmen; Beseitigung der Zwangs­
umsiedlungen, von denen vor allem 
Schwarze betroffen sind." ("FAZ" vom 
9-1-85)

Sollten sich größere Veränderungen 
im politischen System Südafrikas an­
bahnen?

Zur gleichen Zeit, in der sich alle

Südafrikanische Bereitschaftspolizei

Welt gegen die Unterdrückung der 
Schwarzen zu erklären scheint, berei­
tet das südafrikanische Regime 58 po­
litische Prozesse gegen führende Mit­
glieder azanischer Organisationen 
vor. Bis März sollen alle Prozesse be­
gonnen haben, zum Teil sollen sie bis 
zu 18 Monaten dauern. Die Informa­
tionen sind äußerst spärlich, aber so­
viel scheint sicher: Im größten Prozeß 
sind acht, darunter führende Mitglie­
der der Vereinigten Demokratischen 
Front (UDF), des Hochverrats ange­
klagt. Dieser Prozeß beginnt voraus­
sichtlich im März. In einem anderen 
großen Prozeß, der am 31. Januar be­
ginnen soll, stehen fünf führende Mit­
glieder unabhängiger Gewerkschaften 
und azanischer Wohngebietsorganisa­
tionen vor Gericht, die an der Organi­
sation des erfolgreichen zweitägigen 
Proteststreiks im November beteiligt 
waren. Sie sind aufgrund des berüch­
tigten Sicherheitsgesetzes angeklagt, 
und ihnen drohen Haftstrafen von bis 
zu 25 Jahren. Im gleichen Zusammen­
hang sind mindestens 21 weitere Aza­
nier angeklagt, darunter viele führen­
de Gewerkschaftsfunktionäre, so der 
Vorsitzende bzw. Sekretär der beiden 
größten unabhängigen Gewerk­
schaftsverbände CUSA und FOSATU.

Sollten diese beiden Vorgänge, die 
"Verurteilung" der Apartheidspolitik 
durch d i e wesentlichen Stützen des 
südafrikanischen Regimes und der 
Prozeßterror gegen die Organisatio­
nen der azanischen Befreiungsbewe­
gung, wirklich ohne Zusammenhang 
sein? Das ist unwahrscheinlich. Eher 
scheint das Ganze aufeinander abge-

BUNDESR EGIERUNG FÜR 
WELTRAUMPROJEKTE

Das Bundeskabinett hat am 16. Januar 
weitreichende Beschlüsse über die Be­
teiligung der BRD an Raumfahrtvor­
haben der USA und der Europäischen 
Weltraumorganisation (ESA) gefaßt. 
Die ESA will zusammen mit den USA 
eine dauernd bemannte Raumstation 
bauen und in Betrieb halten. Für den 
europäischen Teil der Station mit dem 
Namen Columbus beansprucht die 
BRD die "Systemführung". Dafür 
übernimmt sie Kosten von 2,8 Milliar­
den DM. Zugleich wird die Bundesre­
gierung sich mit 1,7 Milliarden DM an 
der Weiterentwicklung der Europara­
kete "Ariane" beteiligen. Die Bundes­
regierung geht für die Durchführung 
dieser Projekte davon aus, daß "die 
USA der Bundesrepublik trotz mili­
tärischer Bedenken den Zugang zu 
neuen Technologien und der Nutzen 
nicht versperren". Die erwarteten 

Fortschritte in der Robotertechnik, 
der Telekommunikation und der Mate­
rialforschung sind ökonomisch, aber 
auch militärisch für die westdeut­
schen Imperialisten von großer Bedeu­
tung. Die Durchführung beider Vorha­
ben erleichtert die geplante Beteili­
gung am Konzept der "Weltraumver­
teidigung11. — (clm)

LANGMANN (BDI) ZUM 
KÜNDIGUNGSSCHUTZ

Aus Anlaß der Anhörung zum Beschäf­
tigungsförderungsgesetz vor dem 
Bundestagsausschuß für Arbeit und 
Soziales am 17. Januar (wir werden 
berichten, sobald die Protokolle vor­
liegen) äußerte sich der neugewählte 
BDI-Präsident Langmann zufrieden 
über die "große politische Leistung", 
die Blüm mit den vorgesehenen 
"Lockerungen arbeitsrechtlicher Fes­
seln" vollbracht habe, meldete aber 
Kritik an: Befristete Arbeitsverträge 
mit nur einem Jahr Laufzeit seien 

"gerade für mittelständische Betriebe 
keine große Hilfe ... da müßte der 
Kündigungsschutz schon für drei Jah­
re aufgehoben werden". Auch die be­
fristete Geltungsdauer des Gesetzes 
stößt auf die Kritik der Kapitalisten­
vertreter. Durchaus möglich, daß 
Blüm diese und andere Änderungs­
wünsche der Kapitalisten aufnimmt. 
Lambsdorff, wirtschaftspolitischer 
Sprecher der FDP, hat sich bereits zu­
stimmend zu Langmann geäußert. 
(Wirtschaftswoche 3/85 — alk)

SONNTAGSARBEIT:
GRUNDSATZVERBOT BLEIBT

Am 10.1. hat das Bundeskabinett er­
neut über den Arbeitszeitgesetzent­
wurf beraten. Anlaß war ein Bundes­
ratsantrag, bei "hochmechanisierten 
und hochautomatisierten Produk­
tionsanlagen" das Sonntagsarbeitsver­
bot generell aufzuheben. Dagegen 
hatte u.a. die Textilgewerkschaft pro­
testiert, die Bischöfe sahen den
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stimmt, eine koordinierte Aktion, de­
ren Absicht klarer wird bei einem kur­
zen geschichtlichen Rückblick.

Ende der 70er Jahre hatte das Re­
gime schon einmal die "Liberalisie­
rung" der Apartheid angesagt. Damit 
hatte es reagiert auf die Aufstände in 
Soweto 1976 und auf das wachsende 
Selbstbewußtsein der azanischen Ar­
beiter, die sich trotz Verbot und Ver­
folgung am Aufbau gewerkschaftli­
cher Organisationen nicht mehr hin­
dern ließen. Eine Hauptabsicht der 
verschiedenen Schönheitskorrektu­
ren, die Grundpfeiler der nationalen 
Unterdrückung der azanischen Volks­
massen nicht antasteten, bestand da­
mals darin, die schwarzen städtischen 
Arbeiter von der Masse der Wanderar­
beiter, der ländlichen Arbeiter und 
der armen Bauern in den Reservaten 
abzuspalten. Diese Absicht ist nicht 
aufgegangen. Alle Versuche des Re­
gimes, die schwarzen Arbeiter unter 
Kontrolle zu halten, haben nicht ver­
hindert, daß die azanische Arbeiter­
bewegung in den vergangenen Jahren 
zu einer großen Kraft geworden ist 
und den entscheidenden Beitrag zum 
unübersehbaren Aufschwung des Be­
freiungskampfes geleistet hat.

Doch ist die azanische Befreiungs­
bewegung, ist auch die azanische Ar­
beiterbewegung immer noch ge­
schwächt durch Spaltung und Zersplit­
terung. Auf dieser Tatsache beruht 
das Kalkül ihrer Feinde, die samt und 
sonders kein anderes Interesse verfol­
gen, als den Aufschwung der Befrei­
ungsbewegung und insbesondere der 
azanischen Arbeiterbewegung zu bre­
chen.

Die falschen Freunde, die sich jetzt 
das Anti-Apartheid-Gewand angelegt 
haben, wollen die eher "Gemäßigten" 
mit dem Zuckerbrot einer Aufwei­
chung der Apartheid locken. Ihre An- 

ti-Apartheid-"Forderungen" sind je­
doch nichts als billige Pose.

Wollten die inländischen und auslän­
dischen Monopole in Südafrika, v.a. 
die US-amerikanischen, britischen 
und westdeutschen, die General Mo­
tors, Ford, ITT, Lonrho, ICI, VW, Sie­
mens oder BASF, die die südafrika­
nische Wirtschaft beherrschen, die 
"Aufhebung der Apartheid", was sollte 
sie hindern, sie aufzuheben? Ihren In­
teressen ist das Regime verpflichtet, 
ihren Willen führt es aus. Sie sind es 

Derronstration azanischer Organisationen gegen Kennedy: "Sozialistische 
Azapo gegen Kapitalist Kennedy"

doch, die von der Versklavung der 
schwarzen Arbeitskraft und von ei­
nem System profitieren, das ihnen die 
stete Zufuhr billigster Arbeitskraft 
sichert. Empfänden Reagan, Kohl, 
Thatcher & Co. wirklich "Abscheu" 
vor der Apartheid, was sollte sie hin­
dern, dies Geschwür zu beseitigen? 
Von ihrer finanziellen, politischen und 
militärischen Hilfe ist das Regime ab­

hängig. Seine Politik aber sichert den 
USA, der BRD, Großbritannien u.a. 
die Einflußsphäre südliches Afrika. 
Nein, Änderungen sind nicht beabsich­
tigt. Beabsichtigt ist jedoch, Einfluß 
auf die Befreiungsbewegung zu gewin­
nen, ihre Spaltung zu festigen.

Aber nichts deutet darauf hin, daß 
dieses billige Manöver gelingen könn­
te. Deshalb droht den Organisationen 
der Befreiungsbewegung die Prozeß- 
Peitsche, mit der führende Vertreter 
vernichtet, die Gewerkschaften zer­

schlagen oder zumindest empfindlich 
geschwächt und noch legale Organisa­
tionen illegalisiert werden sollen. 
Werden die Prozesse durchgeführt und 
werden die Angeklagten verurteilt, 
dann ist das allerdings ein schwerer 
Schlag.

Deshalb braucht die azanische Be­
freiungsbewegung, braucht die azani­
sche Arbeiterbewegung den Beistand

christlichen Sonntag in Gefahr. Das 
Kabinett entschied, den Vorstoß nicht 
zu unterstützen. Alle anderen von 
Blüm geplanten Einschränkungen des 
freien Sonntags sollen dagegen in den 
nun beginnenden Bundestagsberatun­
gen durchgesetzt werden. — (rül)

WOHNGELDMANÖVER 
ANGEKÜNDIGT

Finanzminister Stoltenberg und Woh­
nungsbauminister Schneider haben 
sich geeinigt, das Wohngeld zur Bezu­
schussung "freier" und "Sozial"mieten 
sowie den Lastenausgleich für "ein­
kommensschwache" selbstnutzende 
Haus- und Wohnungseigentümer von 
2,6 Mrd. DM 1984 auf 3,05 Mrd. DM 
1985 und 3,5 Mrd. DM 1986 "aufzu­
stocken". Inwieweit damit Erhöhun­
gen der seit 1980 unveränderten Ein­
kommensgrenzen und nach Haushalts­
größen sowie Gemeinden gestaffelten 
Zinsgrenzen verbunden ist, bis zu de­
nen tatsächliche Mieten und Nut­

zungswerte Anrechnung finden, soll 
noch beraten werden. Fest steht z.B. 
nach einer Anfrage an den Kieler Ma­
gistrat 1984, daß durchschnittlich 85% 
aller Zahlungen aufgrund von Löhnen, 
Versicherungsleistungen und Renten 
nur bis zu einem Jahreseinkommen 
von 16800 DM brutto erfolgten; zu­
gleich sank der Anteil der beteiligten 
arbeitenden Haushalte aufgrund 
selbst der elenden Bruttolohnerhöhun­
gen seit 1980 in Kiel auf zuletzt 14%, 
d.h. ganze 1500 arbeitende Haushal­
te. Zuwenig zur Dämpfung der Wider­
sprüche auf dem Arbeits- und Woh­
nungsmarkt. — (ped)

FALSCHMELDUNG -
MIT ABSICHT?

Die "Welt der Arbeit" (WdA) berichte­
te in ihrer Ausgabe vom 10.1. über den 
Gesetzentwurf der Grünen zur Ar­
beitszeit, der gegenüber dem Regie­
rungsentwurf die Festschreibung der 
40-Stunden-Woche verlangt. Weiter 

meldete die DGB-Zeitung: "Auch die 
SPD-Fraktion unternimmt einen neu­
en Anlauf zum Thema Arbeitszeit­
ordnung im Bonner Parlament." Die 
"WdA" erweckte den Eindruck, daß ein 
gemeinsames Vorgehen von SPD und 
Grünen zu erwarten sei: Der AfA-Vor­
sitzende Dressier halte es für 
"'selbstverständlich' mit den Abge­
ordneten der Grünen über die beiden 
Gesetzentwürfe zu reden". Nun liegt 
aber weder ein Gesetzentwurf der 
SPD vor, noch will sie erneut einen 
vorbringen, noch will sie für den Ge­
setzentwurf der Grünen stimmen 
(schon allein wegen der "Kostenrech­
nung" könne die SPD das nicht, so der 
Referent aus dem Büro Anke Fuchs). 
Sollte die Falschmeldung in der "WdA" 
der gewerkschaftlichen Opposition 
gegen das Blümsche Arbeitszeitge­
setz vor Beginn der Beratungen des 
Bundestags (1. Lesung am 25.1.) vor­
gaukeln, ihre Interessen seien bei der 
SPD-Fraktion gu , aufgehoben? — (alk)
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•ie schwarze Gewerkschaftsbewegung hat die schwarzen 
beiter gebildet und bildet sie weiter, und dabei macht 
i aus ihnen Kämpfer, die nicht nur für 'Brot und Butter' 
itreten, sondern auch für die Befreiung von Unterdrük- 
ng... Die schwarze Gewerkschaftsbewegung ist für alle

unterdrückten Menschen dieses Landes eine Sache von Le­
ben und Tod. Sie eröffnet allen unterdrückten Menschen in 
Azania eine realistische Chance auf Freiheit.” (C. Rama- 
phosa, Vorsitzender der Bergarbeitergewerkschaft NUM) 
— Bild: Arbeiterversammlung in Pretoria.

t Arbeiter und aller antiimperiali- 
ischen Kräfte aus anderen Ländern 
id vor allem aus imperialistischen 
indem sehr nötig. Weil die west- 
rntsche Monopolbourgeoisie eine der 
auptstützen und einer der Haupt- 
itznießer der Unterdrückung der 
:anischen Arbeiter und Bauern ist, 
jrade deshalb kann — und muß — 
ich hier ein Beitrag geleistet dazu 
leistet werden, die Prozesse zu- 
ickzuschlagen.
Etliche DGB-Gewerkschaften ha­

rn ihre Beziehungen zu den schwar- 
m Gewerkschaften in Südafrika/ 
zaniainder letzten Zeit verbessert, 
ire Aktiväten zur Unterstützung 
:heinen jetzt jedoch eher spärlich 
id merkwürdig zurückhaltend. Die 
ersitzende der ÖTV zum Beispiel, 
rauDr. Wulf-Matthies, forderte Au- 
mminister Genscher brieflich auf, 
ch für die Freilassung der inhaftier­

ten schwarzen Gewerkschafter einzu­
setzen und sich am Boykott gegen 
Südafrika auf akademischem, kultu­
rellem und sportlichem Gebiet zu be­
teiligen. Warum aber unterstützt sie 
die wichtigste Forderung der unab­
hängigen schwarzen Gewerkschaften 
nach vollständigem Wirtschaftsboy­
kott Südafrikas nicht? Das träfe aller­
dings das Regime am meisten und trä­
fe vor allem auch die westdeutschen 
Monopole mit Interessen in Südafrika 
und wäre deshalb ein wahrhaft wirksa­
mes Mittel. Warum mobilisieren die 
Gewerkschaften nicht die öffentliche 
Meinung, um wirklich Druck auf die 
Bundesregierung auszuüben? Warum 
vor allem nutzen sie nicht ihre starke 
Position und mobilisieren die Arbeiter 
und anderen Lohnabhängigen, gerade 
in den zahlreichen Betrieben mit Nie­
derlassungen in Südafrika? All das ist 
jetzt nötig.

Es ist deshalb sehr nützlich, wenn 
etwa der Vertrauensleutekörper der 
Metallgesellschaft Langelsheim be­
schlossen hat, in einem Brief an die 
südafrikanische Botschaft sowie an 
Genscher die Einstellung der Prozesse 
zu fordern, wenn Arbeiter etwa bei 
Fuba in Bad Salzdetfurth 200 DM sam­
meln zur Unterstützung der CUSA, 
wenn einige Organisationen in Elms­
horn in einer Presseerklärung in den 
"Elmshorner Nachrichten" die "süd­
afrikanische Regierung auf(fordern), 
alle Angeklagten auf freien Fuß zu 
setzen und die Verfahren bedingungs­
lose einzustellen". Solche Aktivitäten 
finden statt, wenn bisher auch noch zu 
wenig, um ausreichend großen Druck 
zu entwickeln.
Quellenhinweis: Facts and Reports, 
Press Cuttings on Southern Africa, 
No. Z, Dez. 84; Nachrichtenhefte des 
BWK-(scc)

STÄDTETAG DRÄNGT AUF
SOZIALHILFESENKUNG 

ifang Januar hat der Vorsitzende 
s Deutschen Städtetags, der Dort- 
jnder Oberbürgermeister Samtlebe 
PD), die von den Unionsländern und 
r Bundesregierung gewünschte Be- 
itigung des festen Warenkorbs bei 
r Berechnung der Sozialhilfe unter- 
itzt. Er erklärte: "Die Regelsätze in 
r Sozialhilfe sollen künftig gründ­
lich nach einem am Verbraucher- 
rhalten unterer Einkommensgrup- 
i orientierten Bedarfsmengensche- 
. festgestellt werden .. . Leider ist 
: Ministerpräsidentenkonferenz der 
nder in ihrer letzten Sitzung des 
ires 1984 nicht zu einer Entschei- 
ig gekommen ... Eine weitere Ver- 
;crung ist aber im Interesse der Be- 
ffenen nicht mehr zu verantwor- 
." Der Sozialhilfe-Regelsatz, so 
ärmlich niedrig er ist, bedeutet 
moch eine untere Schranke für die 

Lohnsenkungswünsche der Kapitali­
sten. Die geplante Abschaffung des 
festgelegten "Warenkorbs" zugunsten 
eines diffusen "Verbraucherverhal­
tens" erlaubt, die Sozialhilfe auf prin­
zipiell jedes Hungerniveau zu sen­
ken. Gewerkschaftlicher Widerstand 
gegen diesen Plan ist gerade nach der 
Zustimmung Samtlebes zu diesem 
Plan dringend. — (rül)

MEHR BAUERN 
AUF WENIGER HÖFEN

Das Landwirtschaftsministerium gab 
bekannt, daß erstmals seit Jahrzehn­
ten die Zahl der Erwerbstätigen auf 
Bauernhöfen gestiegen ist (s. Tabelle). 
Die Zunahme beruht ausschließlich 
auf einer größeren Zahl von vollbe­
schäftigten Familienarbeitskräften: 
Der Sohn oder die Tochter sind auf­
grund des Arbeitsmarktes und man­
gelnder Versicherungsleistungen ge­
zwungen, trotz sinkender Erträge im 
elterlichen Betrieb weiter- oder wie­

der zu arbeiten. Die Zahl der Knechte 
und Mägde dagegen sank noch, wenn 
auch weniger stark wie früher. — (alk)
Arbeitskräfte in Tsd. 1984 1983
Familien-Arbeitskräfte 1977 1975
vollbeschäftigt 457 455
Teilzeit 1231 1234

Lohnabhängige 171 184
ständig 96 99

vollbeschäftigt 69 73
unstet 76 85

BRASILIEN: ROHSTOFFQUEL­
LEN "FÜR EUROPAS STAHL" 

"Die Europäische Gemeinschaft für 
Kohl und Stahl (EGKS) beschafft sich 
D-Mark am Kapitalmarkt und gibt sie 
dann als Darlehen an Brasilien", mel­
dete am 11.1. das "Handelsblatt". Die 
Kredite — insgesamt sollen 600 Mio. 
Dollar Kredit verliehen werden — die­
nen der Finanzierung des von den 
westeuropäischen Stahlkonzernen und
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Demonstration gegen §218
AUFRUF GREIFT POLITIK

DER REAKTION AN

In der letzten Ausgabe der .Politischen 
Berichte haben wir fast vollständig 
den Entwurf der Koordination gegen 
den §218 für einen Aufruf zu einer 
bundesweiten Demonstration am 23. 
Februar abgedruckt (Seite 38). Er 
wurde nun von den unterstützenden 
Organisationen, von geringfügigen 
Änderungen abgesehen, bestätigt.

Darin werden die gegenwärtigen 
Schritte und Pläne von reaktionären 
Kräften angegriffen, die Wirkung des 
§ 218 weiter zu verschärfen.

Seit Beginn letzten Jahres liegt im 
Bundestag ein Gesetzentwurf von 74 
Abgeordneten der CDU/CSU vor, der 
die Finanzierung eines mit sozialer 
Notlage begründeten Schwanger­
schaftsabbruches durch die Kranken­
kassen unterbinden soll. Die Regie­
rungskoalition entschloß sich jedoch, 
vorerst die Entscheidung des Bundes­
verfassungsgerichts über die Klage 
einer katholischen Journalistin auf 
Unterlassung dieser Zahlungen durch 
die Krankenkassen abzuwarten. Die 
Klage wurde durch die Bayerische 
Staatsregierung und durch Bundesar­
beitsminister Blüm unterstützt. Im 
Sommer 1984 entschied dann das Bun­
desverfassungsgericht, daß eine sol­
che Klage "einzelner" unzulässig sei. 
Inder Folge nahm die Zahl derjenigen 
Kräfte der Reaktion, die eine g e- 
s e t z 1 i c h e Verschärfung des § 218 
anstreben, weiter zu. Zudem wollen 
CSU und die CDU Baden-Württem­
berg wiederum beim Bundesverfas­
sungsgericht Klage einreichen. Gegen 
diese Bestrebungen fordert der Auf­
ruf: "Finanzierung von Abtreibung auf 
Krankenschein."

Der 88. Deutsche Katholikentag 
hatte die "Einhaltung wenigstens der 
bestehenden Gesetze, auch wenn sie 
unzureichend sind", gefordert und da­
mit unverhüllt die Polizei und Straf­
verfolgungsbehörden ermuntert, die 
Verfolgung und Bestrafung von Ver­
stößen gegen den §218 auszuweiten. 
Gegen solche Strafandrohungen und 
Strafverfolgungen fordert die Bundes­
weite Koordination gegen den §218 
die ersatzlose Streichung dieses 
Strafparagrafen.

Am 28. Juni 1984 verabschiedeten 
CDU/CSU und FDP das Gesetz zur Er­
richtung einer Stiftung "Mutter und 
Kind — Schutz des ungeborenen Le­
bens". Nach diesem Gesetz erhalten 
vor allem kirchliche Beratungsstellen 
jährlich 50 Millionen DM. Durch das 
Versprechen von Almosen spllen Frau­
en, die wegen einer Notlage abtreiben 
wollen, davon abgehalten werden. Ein 
Rechtsanspruch auf solche Gelder be­
steht jedoch nicht. Gleichwohl kann 
mit Hilfe dieses Gesetzes genauso wie 
mit den geplanten familienfördernden 
Maßnahmen des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
zur Einführung von Geburtenprämien 
den Frauen zunehmend der Weg ver­
stellt werden, eine legale Schwanger­
schaftsunterbrechung mit der Begrün­
dung einer sozialen Notlage zu bean­
tragen. Dagegen wird in dem Aufruf 
die Forderung aufgestellt: "Weg mit 
der Bundesstiftung 'Mutter und 
Kind'

Weil der Aufruf die Politik der Re­
aktion angreift, müßte eigentlich ein 
Zusammenwirken aller Gegner des 
§218 möglich sein. Folgende Organi­
sationen haben den Aufruf zur De­
monstration unterzeichnet: Bundes­
weite Koordination von Frauengrup­
pen gegen den § 218, Deutsche Gesell­
schaft für Sexualberatung und Fami­
lienplanung (Pro Familia), Emma (Fe­

ministische Frauenzeitung), GIM, KB, 
Fraueninitiative 6. Oktober, Zentrale 
Informationsstelle für die autonomen 
Frauenhäuser, . Bundesfrauenarbeits­
gruppe der GRÜNEN, Jungdemokra­
ten, Verband deutscher Studenten­
schaften (VDS).

Der BWK unterstützt die örtlichen 
Vorbereitungen für die Demonstra­
tion. In einigen Städten sind Informa­
tionsveranstaltungen und Aktivitäten 
wie Kundgebungen und Informations­
stände am Wochenende vor der De­
monstration geplant.

Als Redner für die Abschlußkundge­
bung sind vorgesehen: Alice Schwar­
zer von der Zeitung "Emma", Silvia 
Heyer vom Bundesvorstand Pro Fami­
lia, eine Sprecherin der Koordination 
gegen den § 218 sowie eine Sprecherin 
für die ÖTV oder die HBV, die auf ih­
ren Gewerkschaftstagen im letzten 
Herbst jeweils die ersatzlose Strei­
chung des §218 gefordert hat­
ten. — (clm)
Demonstration: 23.2.85, n Uhr, 
Köln, Ebertplatz
Kundgebung: 13 Uhr, Neumarkt

CSU in Wildbad Kreuth
PATRIOTEN FÜR

GROSSDEUTSCHLAND

Der Parteitag der CSU hat im Oktober 
1984 als wesentliches Ziel genannt: 
Der Begriff "Nation" muß ausschließ­
lich von der Reaktion belegt werden. 
Die CSU-Landesgruppe der Bundes­
tagsfraktion hat auf ihrer Sitzung in 
Wildbad Kreuth Anfang Januar jetzt 
die Konkretisierung dieser Strategie 
vorgenommen. Die großdeutsche Pro­
pagandaschlacht ist angelaufen und 
nicht auf den Termin 8. Mai/17. Juni 
beschränkt, sondern soll die nächsten

der brasilianischen Regierung begon­
nenen Projekts "Grande Carajas". Das 
Carajas-Gebirge im östlichen Amazo- 
nas-Gebiet gilt als "das zur Zeit größ­
te bekannte Erzlager der Erde" OHan- 
delsblatt). 1979 hatte die brasiliani­
sche Regierung den Staatskonzern 
CVRD mit der Vorbereitung des Erz­
abbaus beauftragt. Diese Vorberei­
tungen sind jetzt abgeschlossen. Für 
die Montanunion ist die Beteiligung an 
dem Projekt die bislang größte Kapi­
talanlage außerhalb des EG-Gebiets. 
Von westdeutscher Seite ist die staat­
liche Kreditanstalt für Wiederaufbau 
beteiligt. Das von brasilianischen Ar­
beitern abgebaute Erz soll — so ist 
dem Handelsblatt zu entnehmen — 
zum überwiegenden Teil an die "west­
europäische Stahlindustrie", also ins­
besondere an westdeutsche Stahlkon­
zerne geliefert werden. Mit den Kre­
diten der Montanunion ist dafür ge­
sorgt, daß sie auch die Preise diktie­
ren können. — (rül)

Einen "Tag für Afrika" haben Kirchen, Rundfunk- und Fernsehanstalten sowie 
zahlreiche "Wohltätigkeitsverbände" ausgerufen. Sie wollen ihre Einmi- 
schungs- und Wühltätigkeit in den afrikanischen Staaten, insbesondere in 
Äthiopien, weiter popularisieren. Die so inszenierte "Hungerhilfe" erschwert 
den afrikanischen Bauern in den von dieser "Hilfe" beglückten Ländern den Ab­
satz ihrer eigenen Produkte zusätzlich, treibt so die Zerstörung der Landwirt­
schaft weiter voran und bereitet den nächsten "Hungerkatastrophen" den Weg. 
Bild: Bundeswehr-"Hungerhelfer" in Äthiopien vom Landsberger Lufttransport­
geschwader 61, die dritte Bundeswehreinheit seit Ende 1984. — (rül)
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Jahre nachhaltig entwickelt werden:
1. "Die deutsche Frage ist offen, die 
Einheit Deutschlands ist eine Rechts­
tatsache nach den allgemeinen Grund­
sätzen des Völkerrechts und den inter­
nationalen Abmachungen der Haupt­
siegermächte des Zweiten Welt­
kriegs."
2. "Die deutsche Frage bleibt offen, 
2>is die deutsche Einheit durch einen 
Friedensvertrag wieder hergestellt 
ist."
3. Entscheidend für die "Instrumenta­
lisierung des Interesses an der offenen 
deutschen Frage ist die Forderung 
nach Menschenrechten für unsere 
Brüder und das Selbstbestimmungs­
recht aller Völker, damit auch des 
deutschen."

Daraus folgt für die CSU an prakti­
schen Konsequenzen: Ein CSU- 
Deutschlandkongreß im Jahre 1985; 
die Fortführung des Weißbuches der 
CDU/CSU-Fraktion aus dem Jahr 
1977 über die "menschenrechtliche 
Lage in Deutschland und der Deut­
schen in Osteuropa"; eine Bundestags­
anfrage zur "Militarisierung und Haß­
erziehung in der DDR"; "Verwirkli­
chung der Menschen- und Gruppen­
rechte für die Deutschen im Osten"; 
der Geschichtsunterricht in den Bil­
dungseinrichtungen muß ein Defizit 
beseitigen: Ausführliche Darstellung 
der "deutschen Frage" im Unterricht.

Die Festlegung der CSU, zum Haupt­
inhalt ihrer Propaganda das "Selbstbe­
stimmungsrecht" der "Nation" und die 
"Freiheit" jedes Einzelnen zu machen, 
fußt auf Straußens Einschätzung, daß 
derzeit in der Bundesrepublik "plum­
per Nationalismus" noch keine Chance 
hat. Er ist nämlich ein "nationaler Pa­
triot", und das muß doch wieder ge­
sellschaftsfähig sein dürfen: "Deshalb 
bin ich auch der Auffassung: eine Poli­
tik, die dem deutschen Volk das ver­
weigern wollte, was allen anderen 
Völkern als selbstverständlich zuge­
standen wird, nämlich die Liebe zum 
Vaterland, das Recht auf eine natio- 
lale Identität und auf ein richtig ver­
standenes Nationalgefühl trägt den 
<eim zu neuem Unheil in sich ... Die 
-rage der Wiedervereinigung 
Deutschlands ist unlösbar verbunden 
nit der Frage nach Freiheit und 
Selbstbestimmung aller Deutschen 
. . Die Freiheit hat immer Vorrang 

’or der Einheit." Jeder Bürgerrecht­
er, jeder demokratische Kämpfer und 
berhaupt, wer etwas auf die Freiheit 
nd Selbstbestimmung hält, kann da 
litmischen. Die Falle für Teile der 
ozialdemokratie, aber auch der po- 
tischen Opposition ist gestellt, 
aemlich massive Gegenpropaganda 
st vonnöten, damit sie nicht zu- 
chnappt.
)ucllenhinwcis: "Gedanken zur
ieutschlandpolitik", Wildbad Kreuth 
2.1.85; "Bayernkurier" vom 12. und 
9.1.85; Rede F.J. Strauß in den 
lünchner Kammerspiclen, Dez. 1984. 
(kag)

Hungerstreik
ANWENDUNG VON ZWANGSERNÄHRUNG

GESETZLICH ERLEICHTERT

Am 24. Januar will der Deutsche Bun­
destag im Eilverfahren die gesetzli­
chen Bestimmungen für die Zwangser­
nährung neu regeln und gegen den 
Hungerstreik der politischen Gefan­
genen benutzen. Der Großteil der 
Arzte lehnt die Zwangsernährung ab 
und hatte sich in den letzten Hunger­
streiks oft geweigert, die Zwangser­
nährung anzuwenden. Die Ärzte wei­
sen darauf hin, daß Zwangsernährung 
eine Gewaltanwendung ist, die die Ge­
fangenen in den Tod treibt. Da die 
Ärzte nach Meinung der Regierungs­
parteien und der SPD verfassungs­
rechtlich nicht gezwungen werden 
können, Zwangsernährung anzuwen­
den, soll das Strafvollzugsgesetz ge­
ändert werden, was eine Verschärfung 
der vernichtenden Isolation bedeutet. 
Der Gesetzentwurf stellt fest, sobald 
der Gefangene im Koma liegt, ist das 
bürgerliche Grundrecht "auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit" auf­
gehoben. Dieses Recht wird der Ju­
stizvollzugsbehörde übertragen. Sie 
kann somit über das Mittel Zwangser­
nährung "frei" verfügen. Zwangser­
nährung im Koma wird vernichtend 
sein.

Am 17. Januar einigten sich die Re­
gierungsparteien in der Bundestagsde­
batte über die "Anti-Folter-Konven­
tion" mit der SPD, bei der Isolations­
haft und der Zwangsernährung keines­
falls nachzugeben. Zwar verabschie­
dete der Bundestag einen Appell an 
die Bundesregierung, im Minister­
komitee des Europarates der "Anti- 
Folter-Konvention" zuzustimmen. 
Den Regierungsparteien gelang es 
aber, eine parteiübergreifende Mei­
nung durchzusetzen, die Bundesjustiz­

Am 26.i. findet eine Demonstration in Karlsruhe statt (Bild: Hamburg).

minister Engelhard erklärte: "Bei uns 
gibt es, so stelle ich fest, keine Fol­
ter, auch nicht in Form der sogenann­
ten Isolationsfolter. Wir, die Bundes­
republik Deutschland, haben keine 
Kontrolle zu scheuen." Dem hatten 
die GRÜNEN nichts mehr entgegen­
zusetzen. Sie wichen einer Auseinan­
dersetzung mit dem Hinweis auf den 
"zugegebenermaßen sehr schwierigen 
Komplex der RAF-Häftlinge" (Hora- 
cek) aus und führten Einzelmißstände 
an, auf die der Justizminister dann 
antwortete: "Herr Horacek, es kann 
überhaupt nicht die Frage sein, daß 
wir uns hier über Einzelfälle — die es 
in allen Ländern vereinzelt immer ge­
geben hat —, in denen sich ein Beamter 
fehlverhalten hat, unterhalten."

In dieser Bundestagsdebatte wies 
ein CDU-Redner darauf hin, daß eine 
Neuregelung der Zwangsernährung 
dringend nötig sei, weil womöglich ei­
ner Kontrollkommission im Rahmen 
der "Anti-Folter-Konvention" doch 
schon bei der Zwangsernährung etwas 
auffallen könne: "Ich gehe davon aus, 
daß auch eine solche Maßnahme eine 
grausame, unmenschliche oder ent­
würdigende Behandlung sein kann, 
wenn sie gegen den Widerstand eines 
Menschen vorgenommen wird" und 
richtete sich an die SPD: "und deswe­
gen wollen wir unser Gesetz in diesem 
Fall korrigieren." Eine solche Geset­
zesänderung bedeutet die totale Herr­
schaft der Justizbehörde über den Ge­
fangenen. Diese Aufforderung nahm 
die SPD unwidersprochen hin.
Quellenhinweis: Bundestag, Protokoll 
10/114; Meldungen dokumentiert mit 
der Redaktion des Nachrichtenheftes 
"Kommunales" — (jöd, alk, rül, uld)
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Hungerstreik
PROTESTAKTIONEN GEGEN

ISOLATION UND VERNICHTUNG

Die im folgenden abge­
druckten Meldungen geben 
nur einen Teil der Aktivitä­
ten zur Unterstützung der 
Forderungender politischen 
Gefangenen wieder:

Ha mburg
Am 10.1. verabschiedeten 
13 Organisationen eine Soli­
daritätsadresse an die poli­
tischen Gefangenen: "Wir, 
die wir gegen unser Leben 
bedrohende Entwicklungen 
wie Kriegsgefahr, wachsen­
de Massenarmut, Zerstö­
rung der Umwelt, Isolation 
und Vereinsamung, Ausbau 
der Atomindustrie und To­
talerfassung der Menschen 
kämpfen, unterstützen die 
Forderungen der Gefange­
nen und verlangen ihre so­
fortige Erfüllung."

Am 19.1. beteiligten sich 
an einer Demonstration ca. 
1000 Leute und zogen zum 
Untersuchungsge fängni s 
nach Altona.

Hannover
Rund 250 Teilnehmer kamen 
zu einer Solidaritätsveran­
staltung. Eine Verwandte 
einer Gefangenen und drei 
Verteidiger informierten 
über die Haftbedingungen 
und die Zielsetzung der For­
derungen.

Braunschweig
Am 14.1. fand in den Räu­
men der ESG eine Veran­
staltung zum Hungerstreik 
der Gefangenen aus der 

RAF mit etwa 150 Besu­
chern statt. Es wurde eine 
Grußadresse verabschiedet: 
"Gegen Euch, die entschlos­
sen gekämpft haben und 
kämpfen, geht der Staat mit 
seiner Gewalt am offensten 
vor. Wir sind uns aber be­
wußt darüber, daß er uns al­
le meint, und darüber, daß 
wir — wenn auch mit zum 
Teil unterschiedlichen Mit­
teln und Vorstellungen — für 
dasselbe Ziel kämpfen: die 
Befreiung von Herrschaft, 
Ausbeutung und Unter­
drückung."

Göttingen
Am 19.1. fand eine Veran­
staltung mit 350 Personen 
statt. 100 weitere mußten 
nach Hause gehen, weil sie 
keinen Platz fanden. Zur 
Veranstaltung hatten ca. 20 
Organisationen aufgerufen. 
Tags zuvor fand eine De­
monstration mit 100 Teil­
nehmern in der Fußgänger­
zone statt.

Du i sbu rg
Am 13.1. kamen 200 Teil­
nehmer zu einer Solidari­
tätsveranstaltung. Die Ver­
anstaltung wurde von der 
Antifaschistischen Aktion, 
dem Ermittlungsausschuß, 
der Gruppe Emmastr., den 
Sympatisanten von Dev Yol 
und der KPD unterstützt. 
Für den 26.1. ist eine Solida­
ritätsveranstaltung in der 
"Zeche Karl" geplant.

Dortmund
Am 11.1. trafen sich 120 
Leute und vereinbarten ei­
nen Aktionstag für den 23.1. 
Ratsvertreterder GRÜNEN 
und Hochschullehrer der 
Dortmunder Universität ha­
ben eine Erklärung veröf­
fentlicht, in der sie die Auf­
hebung der unerträglichen 
Haftbedingungen fordern.

Köln
Am 12.1. fand vor dem Ge­
fängnis Köln-Ossendorf eine 
Kundgebung mit 100 Leuten 
statt, zu der die antiimpe­
rialistischen Gruppen auf­
gerufen hatten. Die Stadt­
ratsfraktion der GRÜNEN 
hatte 170 DM für ein Veran­
staltungsplakat gespendet 
und fuhr mit dem Dienst­
wagen der Stadt zur Kund­
gebung. Die "Stadt-Revue" 
veröffentlichte ein Inter­
view des "Hungerstreikple- 
nums" mit der Mutter von 
A. Schulz. Sie berichtet 
über ihren Besuch bei A. 
Schulz in Ossendorf: "Dann 
ist der Beamte eingeschrit­
ten und hat gesagt, jetzt ha­
ben Sie die ganze Zeit über 
den Hungerstreik gespro­
chen, damit muß jetzt 
Schluß sein. So haben wir 
noch ein bißchen über Bü­
cher und Verwandschaft ge­
sprochen."

Frank fu rt
Am 11.1. führte die GAL im 
ASTA Frankfurt eine Soli- 
daritätsveransta lt ung 
durch. Es beteiligten sich 
ca. 250 Personen an der Ver­
anstaltung. An der anschlie­
ßenden Demonstration zur 
Strafanstalt Preungesheim 
beteiligten sich ca. 700.

Stuttgart
Am 12.1. besuchen ca. 400 
Menschen, vorwiegend aus 
dem süddeutschen Raum, 
ein "Internationales Kollo­
quium über die Anwendung 
der Mindestgarantien der 
Genfer Konvention auf die 
Gefangenen aus Guerilla 
und anti-imperialistischem 
Widerstand in den NATO- 
Staaten". Auf Einladung der 
Verteidiger von den politi­
schen Gefangenen waren 
Anwälte aus den USA, Nie­
derlande, Frankreich, Spa­
nien, Griechenland und der 
Schweiz gekommen.

Karl sruhe
In einem gemeinsamen 
Flugblatt rufen folgende 
Gruppen zur Demonstration 
am 26.1. auf: Der andere 
Buchladen, Bürgerinitiative 
Frieden, BWK, Gegendruck- 
Redaktion, Ini gegen Ver- 
blödung&Kontrolle, KPD, 
Liste unabhängiger Student/ 
innen/en, Stadtzeitung, au­
tonome Gruppen. Am 14.1. 
protestierte die Grüne Liste 
Karlsruhe in einer Presse­
mitteilung gegen die § 129 
und 129a. Sie fordert die 
Auflösung der Isolations­
trakte und unterstützt die 
Forderungen der Gefange­
nen.

Freibu rg
Am 13.1. beteiligten sich 
200 Leute an einer Veran­
staltung der örtlichen Ak­
tionseinheit. Die Veranstal­
tung richtete sich gegen die 
Zwangsernährung. Der 
Schweizer Psychologe Binz- 
wanger berichtete über die 
Auswirkungen der Zwangs­
ernährung. Zwangsernäh­
rung ist Folter und Beihilfe 
zum Mord, weshalb sie auch 
von vielen Ärzte abgelehnt 
wird. Am 14.1. geben 18 Or­
ganisationen ein Flugblatt 
heraus. Es soll in einer ho­
hen Auflage vor den Schulen 
verteilt werden.

Waldki rch
Am 16.1 führte die Knast­
gruppe und der Arbeitskreis 
Dritte Welt eine Veranstal­
tung durch. 39 Anwesende 
sahen Filme über die Pres­
sekonferenz der Verteidiger 
und über die NATO-Auf- 
standsbekämpfung.

München
Am 7.1. fand eine Veran­
staltung statt, zu der 100 
Besucher kamen. Nach ei­
nem Bericht über die aktu­
elle Lage der Gefangenen 
referierte ein Anwalt über 
die rechtliche Entwicklung 
des "Antiterrorismus".
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Rentenreform
SPD FÜR "FLEXIBILISIERUNG“ DER RENTENFORMEL

GRÜNE FÜR MINDESTRENTENANSPRÜCHE

Nachdem das Bundesarbeitsministe­
rium den Jahresanfang für ein weite­
res Kapitel im Lehrbuch "Rentenkür­
zung" benutzt hat— weitere "Finanz­
lücken" und weitere "Eigenbeiträge" 
der Rentner sind angekündigt — , steht 
nunmehr mit den Regierungsentwür­
fen für das Rentenanpassungsgesetz 
‘85 und die Neuregelung der Hinter­
bliebenenversicherung auch ein Ge­
setzentwurf der SPD zur Rentenre­
form 1985 im Bundestag zur Diskus­
sion, der von Vorschlägen für die Hin­
terbliebenenversorgung bis zu den 
sog. "langfristigen Problemen" der 
Rentenversicherung reicht.

Obwohl als Neufassung des gesam­
ten die Rentenversicherung betref­
fenden Sozialgesetzbuches formu­
liert, rührt dieser Gesetzentwurf den 
"Kuddelmuddel" (DIE GRÜNEN) von 
der Beamtenversorgung bis zu den 
verschiedenen Zusatz- und Sondersy­
stemen nicht an und trägt so zu der 
unterstützenswerten und von den 
GRÜNEN aufgenommenen Forderung 
nach einheitlicher Rentenversiche­
rung wesentlich nichts bei. Zur Bedeu­
tung dessen zwei Anmerkungen:

1. In der Beamtenversorgung gilt 
immerhin als verfassungsmäßig abge­
sichert, daß der staatliche Dienstherr 
für die Versorgung verantwortlich ist. 
Altersversorgung / Pension sind ein­
geschlossen. Da ist egal, ob nach der 

Jahrtausendwende mehr oder weniger 
Beamte gebraucht werden. Noch nicht 
einmal eine Rücklage braucht gebil­
det zu werden. Wenn dieser Grund­
satz, auch wenn er allein die unteren 
Beamten in der Geschichte nicht vor 
Not im Alter hat schützen können, di­
rekt für die ’Strukturreform’ nutzbar 
gemacht würde in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung (GRV), so würde 
daraus die Haftung derer folgen, die 
die Arbeitskraft der früheren Bei-

Flnöntierung«-
7 bedarf

<■

Beitragiiatrer- 
___ höhung —---- fr

1
Erhöhung des Bun- 

------ de azuachuaatiB
SPD-Modell für die "selbstgesteuerte" Beseitigung von "Finanzierungsengpäs 
sen" in der Rentenversicherung

tragszahler der GRV verbraucht ha­
ben, auch für ihren Unterhalt nach 
dem Verschleiß ihrer Arbeitskraft. 
Dies wäre immerhin ein Reform­
grundsatz, der Interessen von Versi­
cherten und Rentnern behauptet.

2. Hat sich die Betriebliche Alters­
versorgung als an die Betriebszugehö­
rigkeitgebundene Form einer Zusatz­
versicherung inzwischen ausgedehnt. 
Hier gilt als Grundsatz, daß der Kapi­
talist bzw. die von ihm beauftragte 
Versicherungsgesellschaft dafür ver­
antwortlich ist, daß die Mittel beizei­
ten zurückgelegt werden und zur 
Deckung der Zusatzrentenansprüche 
anwachsen. Hier geht es nicht um die 
Bedeutung, die diese Rücklage als 
Kapitalsammlung für die einzelnen

Vorichrift Uber Mindett- 
•chwankungsreserve (1 Mo- 
natiauBgabe.

Verminderung der allgemei­
nen BemeBBungsgrundlage 
(demographiBche Komponente

Verminderung dea Renten- 
anpafiiungiaatzeB

OPPOSITIONSPARTEIEN
ZUR RENTENREFORM

Aus dem Entwurf für ein "Rentenre­
formgesetz 1985" der SPD:

"Der Gesetzentwurf sieht insbe­
sondere vor

— Reform der Hinterbliebenenver­
sorgung nach dem sogenannten 'Teil­
habemodell',

— Anerkennung eines Kindererzie­
hungsjahres,

— Ausbau der 1972 eingeführten 
'Rente nach Mindesteinkommen' zur 
Dauerregelung,

— finanzielle Stabilisierung durch 
Abdeckung des Arbeitsmarktrisikos 
durch schrittweise Wiederherstel­
lung voller Rentenversicherungsbei­
träge der Bundesanstalt für Arbeit, 
durch eine neue dynamische Renten­
formel, durch Beteiligung des Bun­
des am demographischen Risiko so­
wie flexible Verzahnung von Renten­
dynamik, Bundeszuschuß und Bei­
tragssatz,

— Normierung eines verläßlichen 
Rentenniveaus,

— Reform der Bewertung der bei­
tragslosen Zeiten."

Aus den "Leitlinien" der Bundesar­
beitsgemeinschaft Soziales und Ge­
sundheit der GRÜNEN (März '84):

"1. Für eine Mindestrente von 1200 
DM! Im Zentrum der grünen Rentenal­
ternative steht die Forderung nach ei­
ner sofortigen Einführung einer Min­
destrente von 1200 DM für alle deut­
schen Staatsbürger und Ausländer mit 
Wohnsitz in Deutschland ('Wohnsitz- 
Inländer') ab dem 60. Lebensjahr .. .

2. Für eine sozial gerechte Renten­
finanzierung! .. . Dabei sind sog. 'ver­
sicherungsfremde' Leistungen . . ., zu 
denen auch die staatlichen Garantien 
einer Mindestrente zählen, als ge­
samtgesellschaftliche Solidarleistun- 
gen über das allgemeine Steuerauf­
kommen zu finanzieren. Bei der der­
zeitigen Belastung ... ist als erster 
Schritt der Bundeszuschuß auf minde­
stens 30% des gesamten Rentenvolu­
mens zu erhöhen. Der entstehende zu­
sätzliche Bedarf an Haushaltsmitteln 
soll insbesondere durch die Einführung 
einer 'wertschöpfungsorientierten 
Steuer' aufgebracht werden . ..

3. Für die Gleichstellung der Frauen 
im Rentenrecht! Die bisherige Ren­
tenpolitik ist patriarchalische Politik 

. . . Kernpunkt einer grünen Renten­
politik ist deshalb eine voll eigen­
ständige Rente der Frau ... DIE 
GRÜNEN setzen sich weiterhin für 
die— auch rückwirkende— Einfüh­
rung von bis zu 3 Kindererziehungs­
und Pflegejahren für Frauen und 
Männer ein ...

4. Für eine einheitliche Renten­
versicherung für alle! DIE GRÜNEN 
sehen ... keinen Grund, am geglie­
derten System der Alterssicherung — 
dem sozialpolitisch verhängnisvollen 
Kuddelmuddel von Beamtenversor­
gung, Zusatzversorgung ... — fest­
zuhalten .. .

5. Für eine selbstbestimmte Flexi­
bilisierung der Altersgrenzen! . . . 
DIE GRÜNEN fordern anstattdessen 
('wilde Flexibilisierung' von Bundes­
regierung und Unternehmerseite, d. 
V.) flexible Rentenzugänge zwischen 
dem 58. und dem 67. Lebensjahr . . . 
Den GRÜNEN geht es bei der Dis­
kussion um eine selbstbestimmte Al­
tersgrenze, also um soziale Aspekte 
und nicht um Arbeitsmarktpolitik

6. Für eine sozial gerechte Bewer­
tung der Erwerbsunfähigkeit! . . • "
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Kapitalisten hat, sondern um die ein­
fache Tatsache, daß in diesem Bereich 
der Zusatzversicherung auf Basis der 
Kapitalsammlung eben keine Proble­
me bestehen.

Daß die SPD-Fraktion diese mög­
lichen Reformgrundsätze, die bei 
einer Vereinheitlichung unmittelbar 
auftreten würden, bewußt nicht auf­
greift und vertritt, hängt mit der Ent­
scheidung zusammen, die ihr Gesetz­
entwurf als Kernstück vorträgt: die 
“Flexibilisierung" der Rentenformel. 
Im Grundsatz sollen sich Rentner und 
Beitragszahler die Folgen einer sin­
kenden Summe von Lohn und Rente 
teilen, etwas gemildert durch schwa­
che Steigerungen des Bundeszuschus­
ses (s. nebenstehende "Modellzeich­
nung" für sog. Finanzierungsengpäs­
se). Wesentlich ist, daß damit eine di­
rekte Beziehung der Renten mit der 
durch die gewerkschaftliche Politik 
beeinflußbaren Bruttolohnentwick­
lung aufgehoben wird. Die von der 
SPD wieder aufgenommene und jetzt 
als zwingende Vorschrift entworfene 
Rentenniveausicherung (die "Modell­
rente" nach 40 Versicherungsjahren 
muß netto 65% der durchschnittlichen 
Nettolöhne und -gehälter betragen) 
ist mit der vorgesehenen "Flexibilisie­
rung" der Renten selber flexibel ge­
worden: werden die Lohnabzüge kräf­
tig erhöht, sinkt der Rentenstandard 
automatisch, und auch wenn es mit 
dem Essen knapper wird, kann doch 
das Rentenniveau mit 65% sicher sein 
wie nie in der Geschichte.

DIE GRÜNEN haben mit ihren 
"Leitlinien" als vorläufigem Diskus­
sionsergebnis im Gegensatz dazu im­
merhin zwei materielle Positionen 
festgestellt: 1. daß eine Mindestrente 
nötig ist und die Anspruchsberechti­
gung dafür ausgedehnt werden muß; 2. 
daß die erforderlichen zusätzlichen 
Finanzmittel nicht durch Lohnabzü­
ge, sondern aus der Wertschöpfung der 
Kapitalisten beschafft werden sollen. 
Obwohl die Erarbeitung dieser Posi­
tionen im einzelnen auch von den 
GRÜNEN selbst nicht als abgeschlos­
sen angesehen wird, steht doch fest, 
daß unter den genannten Gesichts­
punkten diese Position der GRÜNEN 
Ansatzpunkte für die Entwicklung des 
notwendigen Widerstands gegen die 
ausufernden Rentensenkungspläne 
darstellt. Eine Entscheidung der 
GRÜNEN für den von ihnen diskutier­
ten Grundsatz einer "generellen Ab­
kopplung von Erwerbsbeteiligung und 
Rente" würde diese Positionen schwä­
chen, weil sie im Ergebnis wie der 
SPD-Reformentwurf die Kapitalisten 
als die Nutznießer der verbrauchten 
Arbeitskraft aus der Schußlinie bräch­
te.
Quellenhinweis: SPD-Fraktion, Ren­
tenreformgesetz 1985, Bt-Drs. 
10/2608; Sozialpolitik aktuell März 
84, hrsg. von der Bundesarbeitsge­
meinschaft "Soziales und Gesundheit" 
der GRÜNEN - (haj)

Westdeutsche Rüstungsexporte
WAFFENEXPORTE UND MILITÄR AUSBILDER

FÜR WELTWEITE UMTRIEBE

"Wir bekennen uns zur Selbstbe­
schränkung im Waffenexport, zu einer 
Zurückhaltung, zur restriktiven Hand­
habung, lassen uns bei Einzelentschei­
dungen leiten vom vitalen Interesse 
der Bundesrepublik Deutschland an 
der Friedenssicherung, Freiheitssi­
cherung, an unseren nationalen Inter­
essen" (1); so Kriegsminister Wörner 
im Sommer 1983. In mindestens 72 
Staaten der Erde betreibt die BRD in­
zwischen Interessenvertretung durch 
den Export von Rüstungsgütern, die 
Erteilung von Lizenzen und den Auf­
bau von Industrieanlagen für die Rü­
stungsproduktion, eine Interessenver­
tretung für die Sicherung und die wei­
tere Vermehrung des Kapitals der 
westdeutschen Kapitalisten. Eng ver­
bunden mit diesen Rüsturigsexporten 
sind die Abkommen über "militärische 
Ausbildungshilfe", die westdeutschen 
Offizieren wieder erlauben, weltweit 
als "Ausbilder" aufzutreten, Verbin­
dungen anzuknüpfen, zu bestechen, zu 
beeinflussen usw. Mit 19 afrikani­
schen Staaten und mit 26 weiteren 
Staaten in Lateinamerika und Asien 
hat die BRD inzwischen "Ausbildungs­
hilfeabkommen" abgeschlossen (2). Da 
verwundert es kaum, daß die BRD un­
ter den großen Rüstungsproduzenten 
im vergangenen Jahrzehnt die weitaus 
höchste Steigerungsrate hatte: je 
nach Zählung zwischen 400 und rund 
900 Prozent.

Überhaupt die Zahlen: Wir sind da­
mit in diesem Artikel sehr zurückhal­
tend umgegangen, weil offizielle Zah­
len der Bundesregierung selten ver­
fügbar und nie nachzuprüfen sind, weil 
das Stockholmer Institut für Friedens­
forschung SIPRI alleine Großwaffen in 
seine Statistiken aufnimmt und die 

Eine Patrouille der Nationalgarde von El Salvador mit Schnellfeuergewehren 
deutscher Hecker & Koch-Konstruktion

US-Arms Control and Disarmament 
Agency mit CIA- und anderen Ge­
heimdienstzahlen operiert. Insofern 
steht das Aufzeigen einiger politi­
scher Grundlinien im Vordergrund, 
wobei wir uns wiederum auf den 
Rüstungshandel mit Nicht-NATO- 
Staaten beschränkt haben.

Hauptempfänger von Rüstungsex­
porten außerhalb der NATO waren in 
den letzten Jahren Saudi-Arabien, Ar­
gentinien, Indonesien, Brasilien, Nige­
ria, Sudan. Argentinien hat allein 
1980/81, als nach offiziellen Zahlen 
der Gesamtexport von Rüstungsgü­
tern 2,18 Mrd. DM/3,14 Mrd. DM be­
tragen hat (3), laut Angaben der CDU 
für 2,5 Mrd. DM militärisches Mate­
rial erhalten. Die von Argentinien er­
teilten Aufträge und die erfolgten 
Lieferungen umfassen fast alle Waf­
fengattungen; darunter befinden sich

— sechs Fregatten MEKO-140 von 
Blohm & Voss im Wert von 1,8 Mrd. 
DM sowie von der gleichen Firma vier 
Zerstörer MEKO-360 im Wert von 2 
Mrd. DM,

— die Zusammenarbeit von Dornier 
und "Fabricaciones Militär" in Cordo­
ba zur Entwicklung eines neuen Mili­
tärflugzeugs,

— U-Boot-Lieferungen durch HDW 
und die Thyssen-Nordseewerke,

— die Lizenzbauten der von Thys­
sen-Henschel entwickelten Panzer 
TAM und VCTP, die von Argentinien 
aus weiterexportiert werden sollen, 
u.a. nach Malaysia, Pakistan und in die 
VR China.

Die Flugabwehrrakete Roland (Ge­
meinschaftsprodukt von MBB und 
Aerospatiale) wurde von Frankreich 
nach Argentinien geliefert. MBB ist 
darüberhinaus durch die Lieferung von
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN
FÜR RÜSTUNGSEXPORTE

Im folgenden haben wir die wichtig­
sten Rechtsgrundlagen für die west­
deutschen Rüstungsexporte zusam­
mengestellt. Auffällig ist, daß die 
beiden wichtigsten Gesetze 1961 
verabschiedet wurden,. zu Zeiten 
einer absoluten Mehrheit der 
Unionsparteien im Bundestag. Ent­
sprechend weitgehend sind die Ex­
portmöglichkeiten für die Kapitali­
sten ausgefallen. Auch die 1971 und 
1982 von der SPD/FDP-Bundesregie- 
rung verabschiedeten “Grundsätze" 
für Rüstungsexporte haben daran 
nichts geändert. Die gegenwärtig 
geltenden Grundsätze der Bundesre­
gierung sind gegenüber den 1971 ver­
abschiedeten Grundsätzen noch ein­
mal bedeutend gelockert, insbeson­
dere bei Rüstungskooperationen. 
Daß auch die scheinbar "restrikti­
ven“ Exportgrundsätze in Nicht-NA­
TO-Länder für die Kapitalisten 
kaum eine Schranke waren, doku­
mentiert das Schaubild auf S. 13.

Grundgesetz, Artikel 26
... (2) Zur Kriegsführung bestimmte 
Waffen dürfen nur mit Genehmigung 
der Bundesregierung hergestellt, be­
fördert und in Verkehr gebracht wer­
den. Das Nähere regelt ein Bundes­
gesetz.
Gesetz über die Kontrolle von 

Kriegswaffen vom 20.4.61
§2 Herstellung und Inverkehrbrin- 
gung. (1) Wer Kriegswaffen herstel­
len will, bedarf der Genehmigung.

(2) Wer die tatsächliche Gewalt 
über Kriegswaffen von einem ande­
ren erwerben oder einem anderen 
überlassen will, bedarf der Genehmi­
gung.

§ 4a Auslandsgeschäfte. (1) Wer 
einen Vertrag über den Erwerb oder 
das Überlassen von Kriegswaffen, 
die sich außerhalb des Bundesgebie­
tes befinden, vermitteln oder die 
Gelegenheit zum Abschluß eines sol­
chen Vertrages nachweisen will, be­
darf der Genehmigung.

(2) Einer Genehmigung bedarf 
auch, wer einen Vertrag über das 
Überlassen von Kriegswaffen, die 
sich außerhalb des Bundesgebietes 
befinden, abschließen will.

§6 Versagung der Genehmigung. 
(1) Auf die Erteilung einer Genehmi­
gung besteht kein Anspruch.

(2) Die Genehmigung kann insbe­
sondere versagt werden, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, 
idaß ihre Erteilung dem Interesse der 

Bundesrepublik an der Aufrechter­
haltung guter Beziehungen zu ande­
ren Ländern zuwiderlaufen würde,

2.a) der Antragsteller ... sowie 
der Leiter eines Betriebes oder eines

Betriebsteiles des Antragstellers,
b) derjenige, der Kriegswaffen be­

fördert
c) derjenige, der die tatsächliche 

Gewalt über Kriegswaffen dem Beför­
derer überläßt oder von ihm erwirbt,

nicht Deutscher im Sinne des Arti­
kels 116 des Grundgesetzes ist...

(3) Die Genehmigung ist zu versa­
gen, wenn

1. die Gefahr besteht, daß die 
Kriegswaffen bei einer friedenstören­
den Handlung, insbesondere bei einem 
Angriffskrieg, verwendet werden,

2. Grund zu der Annahme besteht, 
daß die Erteilung der Genehmigung 
völkerrechtliche Verpflichtungen der 
Bundesrepublik verletzen oder deren 
Erfüllung gefährden würde ...

§ 11 Genehmigungsbehörden. (1) Für 
die Erteilung und den Widerruf einer 
Genehmigung ist die Bundesregierung 
zuständig.

(2) Die Bundesregierung wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates 
nicht bedarf, die Befugnis zur Ertei­
lung und zum Widerruf der Genehmi­
gung in den Fällen der §§ 2, 3 Abs. 1 
und 2 und des § 4a

1. für den Bereich der Bundeswehr 
auf den Bundesminister der Verteidi­
gung

2. für den Bereich des Zollgrenz­
dienstes auf den Bundesminister der 
Finanzen,

3. für den Bereich der für die Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Si­
cherheit zuständigen Behörden oder 
Dienststellen sowie der Behörden des 
Strafvollzugs auf den Bundesminister 
des Innern,

4. für alle übrigen Bereiche auf den 
Bundesminister für Wirtschaft zu 
übertragen.
Außenwirtschaftsgesetz vom 

28.4.1961
§ 7 Schutz der Sicherheit und der aus­
wärtigen Interessen

(1) Rechtsgeschäfte und Handlun­
gen im Außenwirtschaftsverkehr kön­
nen beschränkt werden, um

1. die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu gewährleisten,

2. eine Störung des friedlichen Zu­
sammenlebens der Völker zu verhüten 
oder

3. zu verhüten, daß die auswärtigen 
Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich gestört wer­
den.

(2) Nach Absatz 1 können insbe­
sondere beschränkt werden

1. ... die Ausfuhr oder Durchfuhr 
von

a) Waffen, Munition und Kriegsge­
rät

b) Gegenstände, die bei der Ent­

wicklung, Erzeugung oder dem Ein­
satz von Waffen, Munition und 
Kriegsgerät nützlich sind oder

c) Konstruktionszeichnungen und 
sonstige Fertigungsunterlagen für 
die in Buchstabe a und b bezeichne­
ten Gegenstände...

4. Rechtsgeschäfte über gewerbli­
che Schutzrechte, Erfindungen, Her­
stellungsverfahren und Erfahrungen 
in bezug auf die in Nr. 1 bezeichne­
ten Waren und Gegenstände.
Grundsätze . . . für den Export 

von Kriegswaffen ... 28.4.82
In dem Bestreben,

— im Rahmen der internationalen 
und gesetzlichen Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland den 
Export von Rüstungsgütern am Si­
cherheitsbedürfnis und außenpoliti­
schen Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland zu orientieren ...

hat die Bundesregierung folgende 
Grundsätze für den Export von 
Kriegswaffen und sonstigen Rü­
stungsgütern beschlossen:

NATO-Länder
I. Der Export von Kriegswaffen 

und sonstigen Rüstungsgütern hat 
sich an der Erhaltung der Verteidi­
gungskraft des Bündnisses und damit 
an dem Verteidigungsinteresse der 
Bundesrepublik Deutschland zu 
orientieren. Er ist grundsätzlich 
nicht zu beschränken .. .

Bei Koproduktionen mit NATO- 
Partnern, die Gegenstand von Regie­
rungsvereinbarungen sind, sollen un­
ter Beachtung unserer Koopera­
tionsfähigkeit im Bündnis unsere rü­
stungsexportpolitischen Grundsätze 
soweit wie möglich verwirklicht 
werden. Dabei wird die Bundesregie­
rung wie bisher dem Kooperationsin­
teresse grundsätzlich Vorrang ein­
räumen ...

Nicht-NATO-Länder
9. Der Export von Kriegswaffen 

... wird nicht genehmigt, es sei 
denn, daß . .. vitale Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland für eine 
ausnahmsweise Genehmigung spre­
chen. Vitale Interessen sind außen- 
und sicherheitspolitische Interessen 
der Bundesrepublik unter Berück­
sichtigung der Bündnisinteressen .. .

10. Für den Export kriegswaffen­
naher sonstiger Rüstungsgüter . . . 
werden Genehmigungen nur erteilt, 
soweit die im Rahmen der Vorschrif­
ten des Außenwirtschaftsrechts zu 
schützenden Belange der Sicherheit, 
des friedlichen Zusammenlebens der 
Völker oder der auswärtigen Bezie­
hungen nicht gefährdet sind .. .

II. Für den Export der übrigen
sonstigen Rüstungsgüter . . . werden 
Genehmigungen erteilt, soweit die 
Vorschriften des Außenwirtschafts­
rechts nicht entgegenstehen. 
Quellenhinweis: Th. Niebock,
Rüstungsexporte, Tübingen 1984
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Panzerabwehrraketen und den Bau 
eines Panzer- und Raketentestge­
ländes mit dem argentinischen Rü­
stungsmarkt verknüpft.

Mit allen Rüstungsgeschäften ist 
die Ausbildung des Bedienungs- und 
Wartungspersonals entweder bei den 
Hersteller- und Lieferfirmen oder bei 
der Bundeswehr verbunden. Zusätz­
lich sind westdeutsche Ausbilder in 
Argentinien tätig (4).

In die öffentliche Diskussion geriet 
der Waffenhandel mit der RSA (Repu­
blik Südafrika), als 1979 die Düssel­
dorfer Staatsanwaltschaft Ermittlun­
gen gegen die Firma Rheinmetall ein­
leitete, die beschuldigt wird, 1978 auf 
dem Umweg über Paraguay eine Muni­
tionsfüllanlage für 155 mm-Granaten 
des Typs FH-70 in Südafrika errichtet 
zu haben. Aussageverbote für Beamte 
des Außen- und Verteidigungsministe­
riums, eine angestrebte Änderung der 
Strafbestimmungen des Kriegswaf- 
fenkontrollgesetzes und die Tatsache, 
daß bis heute ein Prozeß gegen Rhein­
metall nicht eröffnet wurde, legen 
den Verdacht nahe, daß Rheinmetall 
damals mit Wissen der zuständigen 
Stellen aus der sozialliberalen Koali­
tion handelte. Eine Farce ist das Er­
mittlungsverfahren auch deshalb, 
weil das seit November 1977 beste­
hende Waffenembargo des UN-Sicher- 
heitsrates (mit der Stimme der BRD) 
beständig von BRD-Firmen mißachtet 
wird. Hier eine ganz unvollständige 
Auswahl:

— Spezialmotoren von MTU für süd­
afrikanische Raketenschnellboote;

— Militärlastwagen von Magirus- 
Deutz und Unimogs mit militärischen 
Sonderbauten von Daimler-Benz;

— Milan-Panzerabwehrraketen über 
Frankreich;

— zwei Minensuchboote der Werft 
Abeking & Rasmussen

— sowie umfangreiche Zulieferun­
gen für den Bau einer südafrikani­
schen Urananreicherungsanlage (5).

Weltpolitik betreibt die BRD ver­
mittels der Exporte von Kriegsschif­
fen. Den Einstieg in das große Ge­
schäft erleichterte die WEU (Westeu­
ropäische Union), nach deren Bestim­
mungen von 1954 die BRD keine Über­
wasserkriegsschiffe mit mehr als 
3000 t Verdrängung herstellen durfte. 
Nachdem 1977 Nigeria bei Blohm & 
Voss eine Fregatte mit 3600 t geor­
dert hatte, hob die WEU kurz vor der 
Fertigstellung der Fregatte das alte 
Verbot auf. Die vier Großwerften 
HDW, Blohm & Voss, Bremer Vulkan 
und Thyssen Nordseewerke Emden so­
wie die kleineren Werften Lürssen und 
Abeking & Rasmussen sind mit U-Boo­
ten, Fregatten und Schnellbooten im 
Exportgeschäft aktiv. Der NATO- 
Partner Türkei und Argentinien, Nige­
ria, Malaysia und Indonesien sind die 
Hauptempfänger der Kriegsschiffe. 
Die vier letztgenannten Staaten er­
füllen im geostrategischen Konzept 
der NATO klare Funktionen:

— Argentinien — abgesehen vom 
Malwinen-Krieg— als Wächter westli­
cher Handelswege im Südatlantik;

— Nigeria, ökonomisch interessant 
als Ölförderstaat, soll die Rolle des 
"Wächters in Zentralafrika" überneh­
men

— und Malaysia und Indonesien kon­
trollieren mit der Straße von Malakka 
eine wichtige Verbindung zwischen In­
dischem Ozean und Pazifik (6).

Ein wichtiger Schwerpunkt der mili­
tärischen und polizeilichen Ausrü- 
stungs- und Ausbildungshilfe ist der 
gesamte afrikanische Kontinent. Be­
reits in den 60er Jahren bildeten die 
afrikanischen Staaten ein Zentrum 
westdeutscher Lieferungen: Unter 
Federführung des Verteidigungsmini­
steriums wurden in Nigeria, Tansania, 
Madagaskar und Sudan vollständige 
Wehrzweige aufgebaut. Die Ausrü­
stungshilfe war nicht mit direkten po­
litischen Auflagen, aber einer Wohl­
verhaltensklausel gegenüber der BRD 

Staaten, in denen der BRD-Imperialismus seit 1957 mit Waffen- und Ausbil- 
dungs'Tiilfen" an Militär und Polizei seinen Einfluß erhöht hat

verknüpft. Die "enge Zusammenarbeit 
deutscher und afrikanischer Soldaten" 
sollte eine "Kameraderie" herbeifüh­
ren, die über die "politische Bedeu­
tung der Armeen in den meisten afri­
kanischen Staaten" den Einfluß der 
BRD verstärken sollte (7). Die Ziel­
setzungen heutiger Afrika-Politik 
sind die Sicherung "nicht oder nur 
schwer ersetzbarer Rohstoffe .. . und 
expandierende(r) Märkte". Außerdem 
soll der Aufbau von Einflußsphären 
durch die SU verhindert werden (8). 
Bedeutende Nutznießer westdeut­
scher Lieferungen sind u.a. Ägypten 
(Kampfflugzeuge, Panzerabwehrwaf- 
fen, Fabrikationsanlagen), Marokko 
(Kampfflugzeuge, Patrouillenboote, 
Radpanzer, Panzerabwehr), Nigeria 
(Kriegsschiffe, Fabrikationsanlagen, 
Kampfflugzeuge) und Tunesien 
(Schnellboote, Panzerabwehr).

Für die Industrie werfen neben den 
Direktexporten auch die Lieferungen 
aus den Beständen der jeweiligen 
westeuropäischen Kooperationspart­
ner einen den Anteilen entsprechen­
den Gewinn ab. Dabei ist Frankreich 
der bedeutendste Partner, mit dem 
1972 ein Geheimabkommen abge­
schlossen wurde, in dem Exportent­
scheidungen für Gemeinschaftspro­
dukte weitestgehend der nationalen 
Souveränität des Lieferstaates über­
lassen wurden. Auf diese Weise ver­
dienen sich BRD-Kapitalisten mit 
französischen Lieferungen der Pan­
zerabwehrrakete Milan oder einer mi­
litärischen Airbus-Ausführung nach 
Südafrika ebenso goldene Nasen wie 
mit der Lieferung des Alpha-Jet nach 
Togo, Marokko oder Nigeria oder der 
Exocet nach Argentinien, Kolumbien 
oder Kuweit (6). Doch auch andere 
Kooperationspartner wie England mit 
der Lieferung der Feldhaubitze FH-70 
155 nach Saudi-Arabien oder Spanien 

mit dem Export von Hubschraubern 
BO-105 tragen zum Profit der BRD- 
Industriellen bei. Allein bei den Groß­
waffenexporten in die Dritte Welt 
konnte die BRD-Rüstungsindustrie 
durch Kooperationsprojekte eine Um­
satzsteigerung von durchschnittlich 
15,2% jährlich im Zeitraum 1979 bis 
1983 erreichen (10).
(1) Wehrtechnik 6/83; (2) BT-Drucksa- 
che 10/2263; (3) 1980: Guha, Rüstung 
und Wehrexport, in: Brzoska u.a., Das 
Geschäft mit dem Tod; 1981: BT- 
Drucks. 10/2174; (4) Forum Europa 
3/84; (5) Geisler (Hrsg.) Rüstungsex­
port der Bundesrepublik — unter be­
sonderer Berücksichtigung des Bei­
spiels Südafrika; (6) Forum Europa 
3/84; (7) Europa-Archiv 6/66; (8) BT- 
Drucks. 8/3463; (9) Forum Europa 
3/84; (10) eig. Berechnungen nach 
SIPRI Yearbook 1984- (fo (KB), rül)
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Japan
WEICHEN FÜR MILITÄRISCHE

OPERATIONEN IM PAZIFIKRAUM GESTELLT

Der vor kurzem wiedergewählte japa­
nische Ministerpräsident Nakasone 
von der konservativen Liberaldemo­
kratischen Partei (LDP) gilt als Ver­
fechter einer starken japanischen Mi­
litärmacht. Seit langem verlangt er 
die Revision der japanischen Nach­
kriegsverfassung, die jede Kriegsfüh­
rung verbietet. Er fordert eine Stär­
kung des japanischen Beitrags im Rah­
men des Sicherheitsvertrags mit den 
USA, konkret: eine japanische Beteili­
gung an der militärischen Kontrolle 
Ost- und Südostasiens und der Seewe­
ge in dem Raum. Außerdem will er die 
selbstauferlegte Beschränkung des ja­
panischen Rüstungsbudgets auf 1% des 
Bruttosozialprodukts (nach NATO- 
Standards gemessen etwa 1,5% in den 
letzten 10 Jahren gegenüber z.B. 4% 
beim BRD-Rüstungshaushalt) zu Fall 
bringen.

Nakasone geht heute davon aus, daß 
die politischen Hindernisse für den 
Ausbau der japanischen Militärmacht 
großenteils ausgeräumt sind. In einem 
kürzlich veröffentlichten Interview 
hob er hervor: "Es ist eine Tatsache, 
daß wir in der Lage gewesen sind .. , 
einen nationalen Konsensus über die
Verteidigung und über die Bedingun­
gen zu schaffen, die heute und in Zu­
kunft unsere Verteidigungspolitik lei­
ten", um anschließend die noch von je­
dem japanischen Bourgeoispolitiker 
gebrauchten Formeln zu wiederholen, 
die die konkreten Kriegsvorbereitun­
gen einnebeln sollen: Japan sei aus­
schließlich auf seine eigene Verteidi­
gung orientiert, Japan wolle niemals 
eine große Militärmacht werden, die 
andere Länder bedrohen könne, und 
Japan halte an den drei Prinzipien — 
keine Einführung, Aufstellung oder 
Produktion von nuklearen Waffen — 
fest.

Der von Nakasone behauptete Kon­
sens bestand nicht immer: Bis in die
Reihen der Bourgeoisie und der LDP, 
die bislang alle Nachkriegsregierun­
gen stellte, waren die japanische Wie­
deraufrüstung und die Ziele der japa­
nischen Militärpolitik umstritten. Die 
Stationen der Rekonstruktion der ja­
panischen Militärmacht und der Nie­
derlage der antimilitaristischen Mas­
senbewegung:

— Nach der Niederwerfung des ja­
panischen Imperialismus 1945 zwang 
die US-Besatzungsmacht 1947 dem 
Land eine Verfassung auf, in der es 
heißt: “Es (das japanische Volk, d. 
Vcrf.) verzichtet für immer auf den 
Krieg als einem souveränen Recht der 
Nation sowie auf militärische Dro­
hung oder Ausübung von Waffenge­
walt als einem Mittel zur Lösung in­
ternationaler Konflikte.“ (Art. 9). Au­

ßerdem ist der Unterhalt von Streit­
kräften untersagt.

— Im Rahmen ihrer militärischen 
Einkreisung der SU und der VR China 
änderten die USA ihren Kurs und ord­
neten 1950 den Aufbau einer Polizei­
reserve an. Unter Ausschaltung der 
SU, die die Festschreibung der japani­
schen Neutralität verlangt hatte, 
schlossen die USA mit Japan 1951 ei­
nen Separatfrieden, in dem sie der ja­
panischen Bourgeoisie das “unabding­
bare Recht auf individuelle oder kol­
lektive Selbstverteidigung“ zugestan­
den. Parallel dazu unterzeichneten sie 
einen zweiseitigen Sicherheitsver­
trag, nach dem Japan sein Recht auf 
Selbstverteidigung vorläufig den in 
Japan stationierten US-Truppen über­
trug und gleichzeitig “in ständig stei­
gendem Maße selbst die Verantwor­
tung für seine Verteidigung“ überneh­
men sollte.

— 1954 überführte die japanische 
Regierung die Polizeireserve in die 
sog. "Selbstverteidigungsstreitkräfte“ 
mit einer Anfangsstärke von 214000 
und heute 250000 Soldaten und legte 
als deren Aufgaben fest: Abwehr von

“Tag der offenen Tür“ bei einer Panzerbrigade der “Selbstverteidigungsstreit­
kräfte“. Inzwischen wird die Legalität der Armee auch von der Sozialistischen 
und der Kommunistischen Partei anerkannt. — Demonstration gegen die in 
Japan stationierten US-Truppen, die entgegen den verbalen Beteuerungen der 
Regierung Atomwaffen ins Land gebracht haben.

Agressionen gegen Japan in Zusam­
menarbeit mit den US-Truppen; Ein­
satz im Innern gegen “indirekte Ag­
gressionen", also als Bürgerkriegs­
truppe; Hilfe bei Katastrophen. Die 
USA hatten damals eine Armeestärke 
von mindestens 350000 Mann ver­
langt.

— Gegen in der japanischen Nach- 
kricgsgcschichte beispiellose antimi­
litaristische Demonstrationen, die zur 
Absage eines Staatsbesuchs von US- 
Präsident Eisenhower und schließlich 
zum Rücktritt der japanischen Regie­

rung führten, ratifizierte die Regie­
rung 1960 eine Neuauflage des Sicher­
heitspaktes. Darin verpflichteten sich 
die USA zur Verteidigung Japans, eine 
umgekehrte Verpflichtung Japans be­
stand damit aber nicht.

Eine im Vergleich zu anderen impe­
rialistischen Ländern geringe Trup­
penstärke, relativ niedrige Rüstungs­
aufwendungen und die besondere Kon­
struktion des Sicherheitspaktes mit 
den USA kennzeichneten bis in die 
70er Jahre die japanische Militärpoli­
tik: Mit möglichst geringem Aufwand 
an der militärischen Kontrolle Ost- 
asiens beteiligt zu sein. Dahinter 
steckte das Kalkül, zunächst das ge­
samte Potential des japanischen Im­
perialismus auf die Stärkung der wirt­
schaftlichen Basis und auf die ökono­
mische Expansion zu konzentrieren. 
Die japanischen Imperialisten konnten 
und wollten aber nicht auf eine 
schlagkräftige, wenn auch kleine Ar­
mee verzichten und setzten sich über 
die Verfassung hinweg. Sie machten 
sich dabei die ideologische Schwäche 
der antimilitaristischen Massenbewe­
gung zunutze, die sich hauptsächlich 
gegen den US-Imperialismus richtete 
und das Wiedererstarken des japani­
schen Imperialismus ignorierte. Heute 
betrachten die Kommunistische Par­
tei Japans und die Sozialistische Par­
tei die japanischen "Selbstverteidi­
gungsstreitkräfte“ als verfassungsma- 

ßig.
In der zweiten Hälfte der 70er Jah­

re, nach den Niederlagen der USA in 
Indochina, der Verlagerung von US- 
Truppen aus dem pazifischen Raum in 
den Indischen Ozean und nach dem 01- 
boykott der OPEC-Staaten, definierte 
die japanische Bourgeoisie ihre mili­
tärpolitischen Ziele neu: Fortan 
sprach die Regierung von der “Allianz 
Japan-USA“, um die gestärkte Rolle 
Japans zu betonen. Das war eine ein­
deutige Abkehr von der Tendenz des 
Sicherheitspaktes von 1960. Diejapa-
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nische Armee solle Aufgaben inner­
halb der militärischen Arbeitsteilung 
der westlichen Imperialisten bei der 
Kontrolle des pazifischen Raums und 
der Einkreisung der Sowjetunion über­
nehmen. 1981 vereinbarte der damali­
ge japanische Ministerpräsident Suzu­
ki bei einem Treffen mit US-Präsident 
Reagan, daß die japanische Kriegs­
flotte künftig "Verteidigungs"aufga- 
ben im Radius von 1000 Seemeilen um 
die japanischen Inseln wahrnehmen 
sollte. Gemeinsame US-japanische 
Flottenübungen in diesem Raum, der 
südlich bis zu den Philippinen reicht 
und vor allem die Seewege zu den so­
wjetischen Fernosthäfen umfaßt, sind 
inzwischen an der Tagesordnung.,

Aus dieser Zeit datiert das Aufrü­
stungsprogramm der japanischen Ar­
mee, in dessen Zentrum der Ausbau 
der Flotte, die Entwicklung von neuen 
Hubschraubern und Flugzeugen zur 
U-Boot-Bekämpfung und die Entwick­
lung eines neuen Panzertyps stehen.

MILITÄRISCHE EXPANSION 
IN SÜDOSTASIEN

Als US-Verteidigungsminister Wein­
berger im Mai Japan besuchte, er­
klärte er, die Vision vom pazifischen 
21. Jahrhundert werde schon ein 
Jahrzehnt früher wahr. Der pazifi­
sche Raum habe für die US-Politik 
ständig wachsendes Gewicht. Haupt­
verfechter der Konzeption von der 
"pazifischen Gemeinschaft", die sich 
bislang weniger in festen Bündnissen 
als vielmehr einem Netz von ökono­
mischer Einflußnahme und militäri­
scher Kooperation ausdrückt, ist der 
japanische Imperialismus — trotz der 
Blutspuren, die seine Armeen in Ost- 
und Südostasien hinterlassen haben. 
Aber während noch in den 70er Jah­
ren jeder Besuch eines japanischen 
Premiers in einem Land Ost- oder 
Südostasiens zu Massenprotesten 
führte und die herrschenden Klassen 
der Länder die Kollaboration mit 
dem japanischen Imperialismus nur 
schwer durchsetzen konnten, erziel­
te Ministerpräsident Nakasone 1983 
bei seinem Besuch in verschiedenen 
ASEAN-Ländern wesentliche Fort­
schritte.

Seitdem finden auf Wunsch der in­
donesischen Regierung regelmäßige 
Konsultationen über militärische 
Fragen statt, die u.a. in den Kauf ja­
panischer Militärtechnologie und 
Waffensysteme und evtl, in den Auf­
bau eines gemeinsamen Luft- und 
Seeüberwachungssystems münden 
sollen. Ähnliche Formen der militä­
rischen Kooperation bahnen sich mit 
Thailand und Singapur an. Die japa­
nischen Imperialisten wollen den 
ASEAN-Staatenbund (Brunei, Indo­
nesien, Malaysia, Philippinen, Singa­
pur, Thailand), auf den 20% aller ja- 

Es ist klar, daß die i%-Marke für Rü­
stungsausgaben für die japanischen 
Imperialisten jetzt nicht mehr haltbar 
ist.

In den jährlich von der japanischen 
Verteidigungsagentur herausgegebe­
nen Weißbüchern wird ständig die so­
wjetische Bedrohung gegen Japan be­
schworen. Wie westliche Analysen 
über die wechselseitigen Militärpo­
tentiale (bei Japan unter Berücksich­
tigung des Sicherheitspakts mit den 
USA) betonen, hat jedoch niemals die 
Möglichkeit dieser Bedrohung bestan­
den. Die Fernosttruppen der Sowjet­
union sind von ihrer Ausrüstung und 
ihrer Stärke her nicht in der Lage, 
eine Invasion gegen Japan zu Wasser 
oder aus der Luft durchzuführen und 
die Lufthoheit über Japan zu errin­
gen. Umgekehrt: Der "Flugzeugträger 
Japan" bedroht die fernöstlichen Ver­
bindungslinien der Sowjetunion. Bis­
lang nahmen hauptsächlich die dort 
stationierten US-Truppen diese Auf­

panischen Auslandsinvestitionen 
entfallen, auch zu enger militäri­
scher Kooperation veranlassen und 
bieten sich dafür als Seniorpartner 
an. Ebenso baut Japan die militäri­
schen Beziehungen zu Südkorea aus, 
Teil der ehemaligen japanischen Ko­
lonie Korea.

Ministerpräsident Nakasone zum 
japanischen Pazifikkonzept: "Was 
das Konzept der pazifischen Koope­
ration angeht, so haben weder Japan 
und mit Sicherheit ebensowenig die 
USA ein Interesse, die Region über 
diese Kooperation zu dominieren. Es 
geht uns um Frieden und Stabilität in 
der Region .. In der Weltgeschichte 
gibt es eine Tendenz: Das Zentrum 
der Prosperität verlagerte sich vom 
Mittelmeer zum Atlantik und jetzt 
vom Atlantik zum Pazifik. Wir wol­
len damit nicht die traumatischen 
Erinnerungen an die "Großostasiati­
sche Sphäre der Prosperität" (das 
Kriegskonzept der japanischen Im­
perialisten vor 1945, d. Verf.) wie­
derbeleben. Aber ich glaube, Ost- 
asien ist die dynamischste, vitalste 
und ebenso die friedlichste und sta­
bilste Region der Welt. Deswegen 
entspricht die Kooperation der Län­
der der Region der historischen Ten­
denz .. Ich bin mir voll bewußt, daß 
das Konzept die ASEAN-Länder 
alarmiert hat. Aber nach dem letz­
ten Treffen der Außenminister der 
ASEAN-Staaten habe ich ein starkes 
Interesse und eine positive Haltung 
der ASEAN gegenüber dem Konzept 
festgestellt. Der klügste Weg wäre 
jetzt, daß die ASEAN-Länder die In­
itiative ergreifen und zunächst eine 
lose Kooperation entwickeln. Später 
könnte daraus eine Organisation ent­
stehen."

Japanische Veteranen feiern die "Hel­
den" des 2. Weltkriegs. Für die Ober­
befehlshaber wurde in Tokyo eine pa­
triotische Gedenkstätte errichtet.

gäbe wahr. Jetzt haben die japani­
schen Imperialisten eine besondere 
Rolle beim Aufmarsch gegen die SU. 
Und ihr altes Kriegsziel — die Kontrol­
le Ost- und Südostasiens — ist wieder 
nähergerückt.
Quellenhinweis: Defense Agency: De- 
fense of Japan, Ausg. 1983 u. 1984; H. 
Hammitzsch (Hrsg.): Japan-Hand­
buch, Wiesbaden 1981; Far Eastern 
Ec. Review, div. Ausgaben; Asia 
Yearbook 1982, Hongkong 1983; Asien 
No. 8/1983 — (wom)

Türkei
WEITERE TODES­

URTEILE

Am 24. Dezember 84 waren 70 politi­
sche Gefangene im Gefängnis von 
Adana in Türkisch-Kurdistan in Hun­
gerstreik getreten. Sie hatten sich ge­
weigert, die türkische Nationalhymne 
zu singen und waren daraufhin in eine 
einzige Zelle gesperrt worden. Auch 
in anderen Gefängnissen protestierten 
Gefangene gegen die Haftbedingun­
gen. Über die Entwicklung des Hun­
gerstreiks sind bisher keine weiteren 
Nachrichten bekannt geworden.

Der Terror der türkischen Regie­
rung gegen die Arbeiterbewegung 
wird in unverminderter Schärfe fort­
geführt. Zwischen dem 1.1.84 und dem 
14.12.84 sind nach offiziellen Zahlen 
ca. 5000 Revolutionäre von Polizei 
und Militär festgenommen worden. 
Bei diesen "Operationen" sind 83 Per­
sonen umgebracht worden. Allein im 
Dezember wurden in Istanbul minde­
stens 73, in Bursa mindestens 28 Re­
volutionäre verhaftet.

Gegen Mitglieder der TIKKO 
(TKP/ML) wurden im Dezember 1984 
zwei neue Verfahren eröffnet, beide 
in Istanbul. In einem sind 305 Personen 
angeklagt, im anderen 25 Personen.

Im Massenprozeß gegen 329 Mit­
glieder der kurdischen Organisation
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KAWA wurden am 10. Januar vom Mi­
litärgericht in Diyarbakir drei Ange­
klagte zum Tode verurteilt. 30 Ange­
klagte erhielten Haftstrafen zwischen 
zehn und 24 Jahren, 52 zwischen fünf 
und zehn Jahren, 27 zwischen einem 
und fünf Jahren. Das Militärgericht 
von Elazig verurteilte in einem Dev- 
Sol-Verfahren, bei dem 152 Gefange­
ne angeklagt waren, im Dezember 
vier Angeklagte zurh Tode, sechs An­
geklagte erhielten lebenslängliche 
Haftstrafen, 93 Gefangene wurden zu 
Gefängnisstrafen zwischen drei urd 
20 Jahren verurteilt. Ein Verfahrt •• 
gegen 287 Angeklagte der TKP wird in 
den nächsten Wochen beendet.

Aus allen Prozessen wird gemeldet, 
daß die Angeklagten sich gemeinsam 
gegen die Haftbedingungen, gegen die 
Verurteilungen zur Wehr setzen. Im 
Prozeß gegen TIKKO (s.o.) verlangten 
Angeklagte das Wort, um sich über die 
Haftbedingungen zu beschweren. Ei­
nige begannen Parolen zu rufen, an­
dere entrollten Spruchbänder mit der 
Aufschrift “TKP/ML".

In dem Verfahren gegen DISK, das 
jetzt seit vier Jahren läuft, sind in­
zwischen 1474 Personen angeklagt, 
für 78 Angeklagte fordert der Militär­
staatsanwalt die Todesstrafe. Auf­
grund der Proteste gegen diesen Pro­
zeß mußten inzwischen alle Gefange­
nen aus der Haft entlassen werden.

Diese Verfahren und Verurteilungen 
sind nur einige wenige, die im Moment 
von der Militärregierung durchgeführt 
werden. Jeden Monat kommen neue 
Verfahren, neue Verurteilungen da­
zu.
Quellenhinweis: Türkei-Infodienst,
14.1.85. - (eve)

Däne mark
ARBEITSSCHUTZ

VERSCHLECHTERT

Seit 1. Juli 1984 gelten in Dänemark 
einige EG-Regelungen über Arbeits­
schutzbestimmunen, die eine deutli­
che Verschlechterung gegenüber den 
davor geltenden dänischen Regelun­
gen bedeuten. So sind die Vorschriften 
für die Arbeit mit Asbest gelockert, 
die Lärmschutzbestimmungen ver­
schlechtert und die zugelassene Kon­
zentration von organischen Lösungs­
mitteln in Stoffen heraufgesetzt. 
Durften vorher nur Stoffe mit 10% Lö­
sungsmitteln benutzt werden, so sind 
jetzt 25% bis 50% in einem chemi­
schen Produkt erlaubt. Terpentin und 
Spiritus gelten nun nicht mehr als ge­
sundheitsschädlich, sondern nur noch 
als brandgefährlich.

Die Übernahme dieser EG-Regelun­
gen durch die Schlüter-Regierung ist 
ein Schlag gegen die Bestrebungen der 
Arbeiterbewegung, die Schäden durch 
organische Lösungsmittel zu be­
kämpfen. In der dänischen Öffentlich­

keit wird der Schädlichkeit von orga­
nischen Lösungsmitteln große Beach­
tung beigemessen. Es gibt zahlreiche 
Untersuchungen, die die Schädlichkeit 
beweisen. Die Schädlichkeit von Ter­
pentin ist in mehrjährigen Versuchen 
im Institut für Arbeitsbedingungen in 
Aarhus nachgewiesen worden. Einige 
Gewerkschaften, u.a. der Frauen-Ar- 
beiter-Verband, hatten eine Offensive 
angekündigt, um die Grenzwerte her­
aufzusetzen und die Arbeitsschutzbe­
dingungen zu verbessern (siehe Politi­
sche Berichte Nr. 18/82).

Neue Zahlen belegen erneut, daß die 
Zahl der Arbeiter, die Hirnschäden 
durch Arbeit mit organischen Lö­
sungsmitteln erleiden, explosionsartig 
steigt. Im Oktober 1984 veröffent­
lichte die Leitung der Versicherungen 
die Zahl der als Berufskrankheit aner­
kannten Fälle. Waren es zwischen 
1978 und 1979 45 Arbeiter, die das 
sog. "Malersyndrom" — Hirnschädi­
gung nach Umgang mit organischen 
Lösungsmitteln — als Berufskrankheit 
anerkannt bekamen, stieg die Zahl 
zwischen 1980 und 1981 auf 205 (von 
1214 Fällen insgesamt waren das 
17%). Zwischen 1982 und 1983 waren 
es 600 Fälle (von 2228 Fällen insge­
samt beträgt der Anteil der Hirnschä­
den schon 27%). Auch die Höhe der Er­
stattungssummen steigt, da die Härte 
der Fälle zunimmt.

Im Dezember 1984 wurde eine Be­
richt der grafischen Sicherheitskom­
mission veröffentlicht. Bei minde­
stens 250 Typografen traten seit 1979 
Hirnschäden auf nach der Arbeit mit 
organischen Lösungsmitteln. Neben 
den körperlichen und seelischen Schä­
den wie Persönlichkeitsveränderung, 
Gedächtnisstörung, Irritation und Im­
potenz müssen die Betroffenen auch 
soziale Verluste hinnehmen: Sie müs­
sen von Sozialhilfe leben, bis ihre 
Krankheit als Berufskrankheit aner­
kannt ist. Das dauert oft mehrere Jah­
re. Die Invalidenpension ist wesent­
lich niedriger als der vorige Lohn.

Der Typografenverband will in den 
kommenden Tarifverhandlungen sich 
dafür einsetzen, die soziale Lage der 
Geschädigten zu verbessern. Wichtig 
sind aber die Änderung der Grenz­
wert- und Arbeitsschutzbestimmun­
gen. Der LO-Gewerkschaftsverband 
tut sich aber schwer, dies zu fordern. 
Wie in der Lohnfrage hat die LO auch 
in der Frage des Arbeitsschutzes die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähig­
keit der dänischen Industrie auf ihre 
Fahnen geschrieben. Daß der däni­
schen Arbeitgeberverband sich seit 
einiger Zeit weigert, weiter Geld für 
Arbeitsschutzmaßnahmen auszuge­
ben, bezeichnet die LO als "unver­
ständlich". Denn die dänische Indu­
strie könne doch von dem Export von 
Arbeitsschutztechnologie profitie­
ren.
Quellenhinweis: LO-Bladet Nr. 13 und 
Nr. 16/84; Politiken 4.6.84, 11.10.84, 
10.12.84 — (wiw)

Italien
HAT DER GEHEIMDIENST

MITGEBOMBT?

Nach dem mörderischen Bombenan­
schlag auf den Schnellzug Neapel- 
Mailand am 23. Dezember ist eine 
heftige Polemik über die Rolle der 
Geheimdienste bei diesem neuen Mas­
saker, dem fünften in 15 Jahren, ent­
brannt. Rinaldo Formica, seines Zei­
chens immerhin Fraktionsvorsitzen­
der der Sozialistischen Partei von Mi­
nisterpräsident Craxi, fragte öffent­
lich, ob den Geheimdiensten die Vor­
bereitungen zu dem Attentat womög­
lich aus Rücksicht auf befreundete 
Dienste "entgangen“ seien und ließ 
durchblicken, vielleicht sei die Bombe 
ein Warnschuß der USA oder Israels

Ein Waggon nach dem Attentat

gegen die italienische Nahostpolitik 
gewesen. Die Koalitionspolitiker 
überschlugen sich vor Empörung und 
drohten mit einer Regierungskrise. 
Schließlich hat sich Craxi förmlich 
von Formica distanziert.

Ob die italienische Außenpolitik den 
NATO-Verbündeten wirklich Anlaß zu 
so explosiven Gegenmaßnahmen bie­
tet, erscheint uns eher zweifelhaft. 
Aber der Verdacht, die italienischen 
Geheimdienste hätten, ob nun im Auf­
trag einheimischer oder ausländischer 
Hintermänner, wieder mal die Hand 
im Spiel gehabt, ist schwer von der 
Hand zu weisen. Immerhin möchte 
selbst Verteidigungsminister Spadoli- 
ni nur den "Spitzen" des ihm selbst un­
terstellten militärischen Geheimdien­
stes "demokratische Loyalität" be­
scheinigen.

In den 70er Jahren stellte sich her­
aus, daß der Geheimdienst das Atten­
tat auf die Mailänder Landwirt­
schaftsbank 1969 mindestens gedeckt, 
wenn nicht gar in Auftrag gegeben 
hatte. Daraufhin wurden die Dienste 
1977 "reformiert". 1980 flog der Bo­
logneser Hauptbahnhof in die Luft.
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Jetzt sind ein General, ein Oberst und 
ein Agent des reformierten Ge­
heimdienstes, letzterer übrigens Ver­
bindungsmann zu den US-Diensten, 
angeklagt, die Ermittlungen 1980 in 
die Irre geführt zu haben: Sie plazier­
ten einen Koffer mit Sprengstoff und 
gefälschten Dokumenten in einem 
Zug, ließen ihn dort "finden" und ver­
sorgten die Justiz mit frei erfundenen 
"Hinweisen" auf eine "deutsche Spur".

Zumindest für das Attentat von 
1969 läßt sich heute ein enges Zusam­
menspiel von faschistischen Terrori­
sten und putschfreudigen Militärs und 
Polizeioffizieren nachzeichnen. Der 
Anschlag fand auf dem Höhepunkt der 
größten Streikbewegung seit dem 
Kriege statt. Durch ein scheinbar 
"zielloses" Attentat sollte ein Klima 
der Unsicherheit und Angst geschaf­
fen werden, das die "Ordnungskräfte" 
dann zur Errichtung eines autoritären 
Regimes hätten nutzen können. Der 
Plan scheiterte, weil die Arbeiterbe­
wegung mit sicherem Instinkt den fa­
schistischen Charakter des Anschlags 
erkannte, sich nicht auseinanderbom­
ben ließ, sondern sich fester zusam­
menschloß.

War die Konstellation diesmal die
gleiche? Wollten die Faschisten jede 
Hoffnung auf eine Wende nach links in 
Angst vor weiteren blutigen Massa­
kern ersticken? Selbst der Präsident 
des Verfassungsgerichtshofs hat jetzt 
die Überzeugung geäußert, es seien 
Kräfte am Werk, die "die Bedingungen 
für einen Angriff auf die Demokratie 
schaffen" wollten. Das Attentat vom 
23. Dezember habe gezeigt, daß die 
Geheimdienste trotz Reformen und 
Säuberungen nicht imstande seien, die 
faschistischen Massaker zu unterbin­
den.

Ein Ergebnis hat das Attentat je­
denfalls schon gehabt: Polizei und Ca­
rabinieri sollen im Schnellverfahren 
um über 20000 Mann verstärkt wer­
den.
Quellenhinweis: l’Unitä, verseh. Aus­
gaben—(ulg)

Republik Kanaky / Frankreich
KOLONIALE REAKTION

IM GEGENANGRIFF

Wir hatten im Dezember darauf hin­
gewiesen, daß es vor allem von der 
baldigen Entscheidung der französi­
schen Regierung abhänge, wie rasch 
und mit welchen Mitteln das kanaki- 
sche Volk die Unabhängigkeit erlan­
gen werde (Pol. Ber. 25/84). Der bald 
darauf veröffentlichte Plan des 
Sonderbeauftragten Pisani hat die 
Reaktion ermutigt, den Gegenangriff 
auf das kanakische Volk und die Be­
freiungsbewegung zu organisieren, 
und es sieht ganz so aus, als werde der 
Kampf blutig und landandauernd.

Der Gaullist Pisani hatte vorge­

schlagen, im Juli dieses Jahres eine 
Abstimmung über die Frage durchzu­
führen, ob der bisherige Status des 
"Überseeischen Territoriums" Frank­
reichs beibehalten oder "Neukaledo­
nien ein unabhängiger, mit Frankreich 
assoziierter Staat" werden solle. Ab­
gesehen davon, daß entgegen der For­
derung der Befreiungsfront FLNKS 
und der provisorischen Regierung 
auch alle Franzosen, die mindestens 
drei Jahre auf der Insel leben, abstim­
mungsberechtigt sein sollen, degra­
dieren die einzelnen Festlegungen die 
Unabhängigkeit zum Popanz. Von Sou­
veränität des kanakischen Volkes kann 
nicht die Rede sein, wenn Frankreich 
sich weiterhin die Entscheidungsge­
walt in den Bereichen Verteidigung, 
öffentliche Sicherheit, Justiz, Geld 
und Kredit, Medien und Fernverkehr 
vorbehält. Staatspräsident Mitterand 
mußte auch bald zugestehen, daß 
"nicht die Unabhängigkeit vorgeschla­
gen, sondern die Souveränität der Ka- 
naken über ihr Land anerkannt wer­
de".

Notwendig mußte dieses demokra­
tisch drapierte Manöver zur Erhaltung 
der imperialistischen Herrschaft die

VR Polen
DER POPIELUSZKO-PROZESS DIENT NICHT DER 
VERTUSCHUNG, SONDERN DER AUFKLÄRUNG

Ende letzter Woche hielt sich der Lei­
ter des Staatlichen Amtes für Kir­
chenfragen bei der polnischen Regie­
rung, Lopatka, auf Einladung des Ra­
tes der EKD in der BRD auf. Zum sel­
ben Zeitpunkt beendete das Gericht in 
Torun die Vernehmung der vier ange­
klagten Offiziere des Sicherheitsdien­
stes im Prozeß wegen Ermordung des 
katholischen Priesters Popieluszko. 
Lopatka erklärte, er sei nur aus Zei­
tungen informiert, womit er bekunde­

General Jaruzelski auf dem Plenum des ZK der PVAP im Dezember

Reaktion ermutigen, auf ihre Weise 
für "klare Verhältnisse" zu sorgen. Be­
gleitet von politischer Hetze, die die 
"abendländische Verteidigung" be­
droht und die "Terroristen von der 
FLNKS ein Blutbad vorbereiten" sah 
(Le Figaro), mobilisierten die Siedler 
Milizen und verwandelten ihre Far­
men in Festungen. Am 12.1. erschos­
sen dann Mitglieder der Polizeison­
dertruppe CIGN zwei Führer der Be­
freiungsfront. Am nächsten Tag titel­
te das Zentralorgan der PCF "Mord 
auf Bestellung?" und zitierte zustim­
mend aus der Trauerrede des Präsi­
denten der provisorischen Regierung, 
Tjibaou: "Es war politischer Mord. Wir 
haben den Preis der Kolonialordnung 
gezahlt... Wir verhandeln nicht mehr 
über die Souveränität des Landes." 
Die Erklärung Mitterands nach seinem 
Blitzbesuch im Pazifik, weiter den Pi­
sani-Plan zu unterstützen, sowie das 
Militär auf "Neukaledonien" verstär­
ken zu wollen, deutet nicht darauf hin, 
daß er und die sozialistische Partei 
bereit sind, ihre ganz gewöhnliche im­
perialistische Politik zu korrigieren. 
Quellenhinweis: l'Humanite, 15. und
17.1. —(pel) 

te, daß sein Amt von der Anklage 
nicht betroffen sei. Er erklärte, der 
Prozeß sei "nicht nur für die Regie­
rung, sondern auch für die Kirche un­
angenehm". Diese Äußerung von kom­
petenter Seite widerspricht der in der 
bürgerlichen Presse in der BRD, aber 
auch in den USA verbreiteten Behaup­
tung, General Jaruzelski inszeniere 
diesen Prozeß nur, um die Verant­
wortlichkeit der Regierung selber zu­
zuschaufeln, und scheue sich dabei
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Großbritannien hat die Republik Irland jetzt soweit, daß die Polizeikräfte im 
Rahmen der "Terrorismusbekämpfung11 direkt Anweisungen der britischen Poli­
zei entgegennehmen. An Phoblacht / Republican News, Wochenzeitung der Sinn 
Fein, berichtet, daß die irische Polizei die Häuser von Iren durchsucht, die in 
Großbritannien unter dem "Gesetz zur Verhinderung des Terrorismus" festge­
setzt wurden. Daß dieses Gesetz ein rassistisches Willkürinstrument gegen Iren 
ist, zeigen, so An Phoblacht, einige Zahlen: bisher wurden 6000 Iren in Großbri­
tannien nach diesem Gesetz verhaftet. Nur gegen 150 wurde später Anklage er­
hoben, meistens wegen trivialer Vergehen. Das Bild zeigt einen britischen Sol­
daten in Belfast. — (hef)

BRITISCHE STUDENTEN 
GEGEN FASCHISTEN

Mit mehrwöchigen Streiks setzten 
sich Studenten des North London Po- 
lytechnic gegen einen führenden Fa­
schisten an ihrer Hochschule zur 
Wehr. Patrick Harrington ist leitender 
Funktionär der faschistischen Natio­
nal Front, bekannt für seine rassisti­
schen Äußerungen. Er studiert am 
North London Polytechnic. Ein 
Gericht sperrte zwei Studenten 16 
Tage ein, weil sie trotz Verbot weiter 
für Harringtons Rausschmiß demon­
strierten und Hörsäle besetzten. Der 
Direktor des North London Poly­
technic trat inzwischen zurück. Trotz 
Gerichtsverbot beschloß die Hoch­
schulvollversammlung außerdem, 

5000 Pfund an die Bergarbeiter und 
5 000 Pfund für Äthiopienhilfe zu zah­
len, —(hef)

BRD UND USA: BELGIEN 
SOLL STATIONIEREN 

"Martens muß jetzt beweisen, daß er 
ein Staatsmann ist", stellte am 11.1. 
die "FAZ" drohend fest. Die belgische 
Regierung Martens solle endlich eine 
positive Entscheidung für die Statio­
nierung der Mittelstreckenraketen 
fällen. Diese steht bis jetzt aus. BRD 
und USA fürchten, die Regierung Mar­
tens werde mit Verweis auf die Ver­
handlungen zwischen USA und SU neu­
erlich verzögern, da der Widerstand in 
Belgien groß ist. "Bis März" hat Mar­
tens nun eine Entscheidung angekün­
digt. — (rül)

NEUER BRASILIANISCHER 
PRÄSIDENT GEWÄHLT

Am 15.1.85 wählte ein Wahlleutegre­
mium den Großgrundbesitzer T. Ne­
ves, Kandidat der oppositionellen 
PMDB (Partei der demokratischen Be­
wegung), mit großer Mehrheit zum 
neuen Präsidenten. Der Regierungs­
kandidat, Kapitalist Maluf, fiel durch, 
weilca. 100 Abgeordnete, 10 Gouver­
neure und 20 Senatoren, ehemalige 
Mitglieder der Regierungspartei, Ne­
ves unterstützten. Sie hatten Ende 
Dezember die "Partei der Liberalen 
Front" (PFL) gegründet und stellen 
voraussichtlich den Vizepräsidenten, 
den Innen-, Energie- und Justizmini­
ster sowie die Direktion der National­
bank. Nach Abschluß der "demokrati­
schen Öffnung" durch Präsident Figu- 
eiredo will Neves nun die Politik der

"nationalen Aussöhnung" unter Ein­
schluß der Militärs einleiten. Aus sei­
nem Programm: Bezahlung der Aus­
landsschulden; Privatisierung von 
Staatsbetrieben; Subventionierung 
des Exports und der Kapitalisten. Den 
Arbeitern und Bauern sind Verbesse­
rungen ihrer Lebensbedingungen ver­
sprochen. — (sie)

nicht, untergeordnete Beamte über 
die Klinge springen zu lassen. Von "Ja­
ruzelskis Coup" spricht das "Wall 
Street Journal" und meint, der Aus­
gang des Prozesses sei klar. Der ge­
ständige Offizier Piotrowski werde 
den Mord auszubaden haben, während 
sein Vorgesetzter Pietruszka ge­
schont werden solle. Die westdeut­
schen Medien schwelgen bereits in der 
Vorstellung, die katholische Kirche 
sei die geeignete Instanz, um Milde 
für die blutrünstig zum Tode verur­
teilten kleinen Leute zu bitten.

All diese Behauptungen, die auf ei­
nem vorgefaßten Bild von der Inhuma­
nität aller Regierungen in den osteu­
ropäischen Ländern beruhen, stimmen 
nicht mit der Wirklichkeit und nicht 
mit dem Verlauf des Prozesses selber 
überein. Allein schon die Tatsache, 
daß dieser Prozeß stattfindet, daß 
mehrere Beamte des Sicherheitsdien­
stes vor Gericht erscheinen und daß 
darüber in der Öffentlichkeit ausführ­

lich berichtet wird, stellt klar, daß die 
Regierung dieses Verbrechen, das ge­
gen die Gesetze der VR Polen ver­
stößt, nicht deckt, daß sie Aufklärung 
und Bestrafung der Schuldigen will. 
Wieweit sie ein Interesse hat, höhere 
Chargen draußen zu halten, kann nie­
mand nachweisen. Sicher ist aber seit 
Beginn der Zeugenvernehmung, daß 
sie, falls sie in diesem Sinne zu wirken 
suchte, den Prozeß offensichtlich 
nicht nach ihrem Belieben steuern 
kann. Denn dann wäre folgendes nicht 
vorgekommen: Nach der Behauptung 
des Hauptmanns Pietruszka, er habe 
nichts von der Durchführung des Mor­
des gewußt, hätte ihn auch niemals 
gebilligt, da er dem "sozialistischen 
Humanismus" verpflichtet sei, traten 
zwei Sicherheitsbeamte aus seinem 
eigenen Apparat auf, die das Gegen­
teil aussagten. Piotrowski habe am 
Mordtag im Büro hinterlassen, er wer­
de nicht anwesend sein. Pietruszka 
wisse, wo er sei. Der Abteilungsleiter, 

General Platek, habe allen Angestell­
ten befohlen aufzuschreiben, was sie 
am 19.10. 1984, dem Tag des Mordes, 
getan hätten. Pietruszka habe ver­
langt, daß ihre diesbezüglichen Er­
klärungen gestrichen würden.

Damit steht fest, daß in dem Prozeß 
die Bewegung von Kräften zum Aus­
druck kommt, die eine andere Inter­
pretation der in der polnischen Gesell­
schaft geltenden Werte durchsetzen 
wollen. Es muß sich um Kräfte han­
deln, die nicht mit einer gewaltsamen 
Verfolgung der Kirche einverstanden 
sind und die nicht wollen, daß unter 
der Fahne des "sozialistischen Huma­
nismus" eine Institution getroffen 
wird, die Interessen privater Eigentü­
mer vertritt. Daß es sich um einen 
neuerlichen Aufschwung der Arbei­
terbewegung handeln könnte, ist aus­
geschlossen angesichts der Zerschla­
gung der einzigen großen Organisa­
tion, die sie in den letzten Jahren aus­
gebildet hatte, der Gewerkschaft "So-
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JAPAN:LOHNFORDERUNGEN 
DER GEWERKSCHAFTEN

Die Gewerkschaften wollen in den 
diesjährigen Lohntarifverhandlungen 
Lohnerhöhungen zwischen 6 und 9,7 
Prozent durchsetzen. Die IMB-Stahl- 
gewerkschaft verlangt mit 6% am we­
nigsten von allen Gewerkschaften. 
Der sozialistische Gewerkschaftsbund 
Sohyo fordert Lohnerhöhungen zwi­
schen 8 und 9 Prozent. Der Sohyo will 
wie im letzten Jahr besonderes Ge­
wicht auf Tarifabschlüsse in kleinen 
und mittleren Betrieben legen, für die 
lange Zeit überhaupt keine Tarifver­
träge galten. — (uld)

ISRAELISCHER RÜCKZUG 
AUS DEM LIBANON?

Die 13000 Mann starke israelische 
Besatzungsarmee soll bis zum Som­
mer dieses Jahres in drei Etappen aus 
dem Libanon abgezogen werden, das 
heißt ohne Vereinbarung mit der 
libanesischen Regierung über die 
Rückzugsmodalitäten. Mit der De­
montage der militärischen Einrich­
tungen in der Gegend der Hafenstadt 
Sidon wird begonnen. Verteidigungs­
minister Rabin erklärte vor der Pres­
se, für Israel seien "alle Optionen of­
fen", wenn es um die Bekämpfung der 
"Terroristen" gehe. Israel behalte eine 
"bewegliche, aggressive Form der 
Verteidigung" bei und werde sich das 
"Recht" auf Luft- und Seeüber­
wachung nicht nehmen lassen. Jede 
Phase des Rückzugs ist außerdem 
jeweils von einer gesonderten Ab­
stimmung im israelischen Kabinett 
abhängig. In den palästinensischen 
Flüchtlingslagern im Libanon, die 
völlig ohne Schutz sind, wird be­
fürchtet, daß die israelische Armee 
nach ihrem Abzug durch die Be­
waffnung und Unterstützung der 

christlichen Milizen im Süden neue 
Massaker provoziert, um ihre Rolle 
als "Ordnungsmacht" im Libanon zu 
rechtfertigen und die Unfähigkeit der 
libanesischen Regierung und Armee 
zu demonstrieren. — (bar)

VW WILL SEAT 
AUFKAUFEN

Bereits im Herbst ’84 führte Kanzler 
Kohl Vorgespräche über den Aufkauf 
des spanischen SEAT-Konzerns durch 
VW. Das verschwieg die Presse da­
mals. Demnächst wird der VW-Vor- 
stand endgültig entscheiden. 1980 
hatte FIAT seine SEAT-Anteile an den 

Arbeiter bei General Motors in Oshawa, Ontario, verbrannten während ihres 
13-tägigen Streiks im Oktober 1984 ein Auto, um Druck zu machen für einen ei­
genständigen kanadischen Tarifabschluß, den sie auch erreichten. — Am 10. De­
zember platzte die Sitzung des Gewerkschaftsvorstandes der Automobilarbei­
tergewerkschaft UAW, die bisher Arbeiter in USA und Kanada gemeinsam or­
ganisiert. Der Vorsitzende der kanadischen UAW, Robert White, hatte im Vor­
stand als einziger dafür gestimmt, daß die 113000 kanadischen Gewerkschafts­
mitglieder künftig das Recht auf eigenständigen Abschluß von Tarifverträgen 
haben sollen. White erklärte daraufhin die kanadische Autoarbeitergewerk­
schaft für selbständig. Die Gemeinsamkeit war nicht länger haltbar, weil durch 
den gesunkenen Wechselkurs und unterschiedliche Systeme der Sozialversiche­
rung die Tarifabschlüsse heute in Kanada pro Stunde 7 Dollar weniger wert sei­
en als in den USA. — Die Entscheidung zur Lostrennung ist in den kanadischen 
Gewerkschaften teils herzlich begrüßt, teils kritisiert worden. Es gibt Pläne zu 
einer einheitlichen Metallgewerkschaft und auch Drohungen mit Abzug des 
US-Kapitals. — (mf r)

spanischen Staat verkauft. 1982 
schloß VW einen Kooperationsver­
trag. Gleichzeitig investierte SEAT — 
dessen Produktion bisher vor allem in 
Lizenprodukten von FIAT bestand — 
rd. 250 Mio. DM in die Lizenzproduk­
tion von VW-Modellen. Inzwischen 
produziert SEAT Verluste und die spa­
nische Regierung will den Konzern zu­
nächst über den Staatskonzern INI sa­
nieren und dann VW zum Kauf an­
bieten. Die Investitionsstrategie des 
VW-Konzerns ist die Ausweitung sei­
nes spanischen Marktanteils und die 
Exportsteigerung nach Nordafrika und 
Lateinamerika, - (ehe)

Vor der Kirche Popieluszkos

lidarität". Der Einfluß der im Unter­
grund verbliebenen Personen kommt 
eher in der westlichen Presse als in 
der polnischen Gesellschaft zum Aus­
druck. Es kann sich also um Kräfte 
handeln, die mit der Politik der katho­
lischen Kirche, die wirtschaftliche 

Stärkung der privaten Bauern wie 
auch der selbständigen Handels- und 
Gewerbetreibenden zu fördern, sym­
pathisieren. Solche Leute müssen sich 
in größerer Zahl im Verwaltungsappa­
rat und auch im Sicherheitsdienst be­
finden. Sie können die Perspektive 
verfolgen, eine wirtschaftlich selb­
ständige Existenz anzustreben entge­
gen ihrer schon begrabenen Hoffnung, 
die sie eine Verwendung z.B. im Si­
cherheitsdienst suchen ließ. Dies ist 
jedenfalls wahrscheinlicher, als zu 
vermuten, daß die Ankündigung des 
Generals Jaruzelski auf dem Plenum 
des ZK der PVAP im Dezember 1984, 
er wolle den Sicherheitsapparat säu­
bern, auf fruchtbaren Boden gerade in 
dem Apparat gefallen ist, der be­
kanntlich nicht gerade seine Haus­
macht bildet.

Geschont wurde im Prozeß erkenn­
bar nur die Kirche. Das Gericht wies 
alle Anträge der Angeklagten, Ver­
fehlungen und Vergehen einzelner 

Kleriker nachzuweisen, z.B. die Ver­
wahrung des für die "Solidarität" im 
Ausland gesammelten Geldes, rund­
weg ab.

Entgegen den Wünschen der westli­
chen bürgerlichen Presse ist der Aus­
gang des Prozesses durchaus noch of­
fen. Wenn die Aussagen der Zeugen ei­
ne Wirkung haben, dann sind die Ver­
treter der Ideologie, die Staatsräson 
erlaube auch Verbrechen gegen Ver­
treter anderer Richtungen, öffentlich 
diskreditiert. Die zersetzende Wir­
kung auf weitere Leute, die den Zu­
sammenbruch einer auf solche An­
sichtengestützten Karriere vorausse­
hen, kann noch zu einer weitgehenden 
Aufklärung der Frage führen, wer für 
ein solches Verbrechen verantwort­
lich ist, und kann deren Parteigänger 
isolieren.
Quellenhinweis: The Wall Street Jour­
nal, 16. u. 18.1. 1985; FAZ, 10. bis
19.1. 1985; Herder Korrespondenz
12/84; Perspektywy 1/85 - (anl)
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FORDERUNGEN GEGEN ZU­
STÄNDE IM ASYLLAGER 

Karlsruhe. Gegen die Zustände im 
Zentralen Sammellager für Asylbe­
werber wenden sich die Grüne Liste 
und der Arbeitskreis gegen Ausländer­
feindlichkeit. Durch den Winter ist 
eine akute Notlage für die Insassen 
entstanden. Gefordert wird die sofor­
tige Versorgung mit Unterwäsche, 
Socken, Hemden, Pullovern, Schals, 
Handschuhen usw. Die Lagerverwal­
tung des Regierungspräsidiums geneh­
migt auf zwei Kleidergutscheinen pro 
Jahr nur jeweils zwei Kleidungs­
stücke. Auf die obige Forderung nach 
§ 120 Bundessozialhilfegesetz rea­
gierte die Lagerleitung mit einem Ar­
tikel in den Badischen Neuesten Nach­
richten (BNN): Das Lager sei. .eine 
"Müllkippe", es bestehe "eine Über­
versorgung an Nahrungsmitteln aus 
Spenden". Außerdem verkünden die 
BNN, es blühe die Prostitution. Das 
Lager, in dem über 1 000 Asylbewer­
ber sitzen, ist auf dem Bebauungsplan 
1988 nicht mehr ausgewiesen. Der Ar­
beitskreis gegen Ausländerfeindlich­
keit und die Grüne Liste nehmen dazu 
im Süddeutschen Rundfunk Stellung. 
Im Gemeinderat werden Anträge zum 
Asyllager gestellt, insbesondere bei 
der Haushaltsberatung. — (rub)

ANTIFASCHISTISCHE 
VERANSTALTUNG

München. Am 29.1. findet in Mün­
chen eine gemeinsame antifaschisti­
sche Veranstaltung der Anarchisti­
schen Arbeiter Union (AAU), Anarchi­
stische Föderation Südbayerns 
(AFSB), BWK, Kommunistische Grup­
pe München (NHT) und KPD statt. Er­
örtert werden sollen: Grundlagen des 
Faschismus der deutschen Reichs­
bourgeoisie, droht eine faschistische 
Gefahr, wenn ja, von wem— was kann 
dagegen getan werden; Ausländerpoli­
tik der Bundesregierung und der CSU- 
Staatsregierung. Im gemeinsamen 
Aufruf heißt es u.a.: "Die Unionspar­
teien haben mit den 'Vertriebenen'- 
Verbänden eine nationalistisch-chau­
vinistische Großpropaganda-Show für 
den 8. Mai 1985 unter dem Schlachtruf 
'40 Jahre Vertreibung sind genug' ins 
Auge gefaßt, gekoppelt mit Militär­
paraden der Bundeswehr an diesem 
Tag ... Wir halten das nicht nur für 
ein Stück Unverfrorenheit am 40. Jah­
restag der Kapitulation des deutschen 
Faschismus, sondern für eine direkte 
Provokation der Arbeiter und Werktä­
tigen und aller Opfer des Nationalso­
zialismus in diesem Land und auch al­
ler europäischen Völker. Dem gilt, 
nicht tatenlos entgegenzusehen. Wir 
rufen auf zu einer antifaschistischen 
Veranstaltung am 29.1.85, am Vor­
abend des Jahrestages der Macht­
ergreifung Hitlers, auf der auch ge­
meinsame Schritte gegen die Vorha­
bender Reaktion in der BRD erörtert 
werden sollen."- (kag)

Wölfe. Das Veranstaltungslokal wurde zum Schutz der Faschisten von der Poli­
zei weiträumig abgeriegelt. Die SPD-Stadtratsfraktion forderte ein Verbot der 
Grauen Wölfe. — (ror)

ASTA DER UNIVERSITÄT 
BIELEFELD DURCHSUCHT 

Bielefeld. Die Bielefelder Staats­
anwaltschaft hat am 31.12.1984 die 
Räume des AStA der Universität auf 
Grund mehrerer Durchsuchungsbefeh­
le von Anfang September und Oktober 
durchsucht. Der Termin war mit dem 
Kanzler der Universität abgespro­
chen, der AStA wurde nicht infor­
miert. Gegen die Mitglieder der fünf 
letzten ASten (nicht gegen die jetzi­
gen) wurden Ermittlungsverfahren 
wegen Veruntreuung studentischer 
Gelder eingeleitet, also wegen Wahr­
nehmung des allgemeinen politischen 
Mandats. Die ASten, getragen von 
MSB Spartakus, Jusos, SHB und Egal 
(GRÜNE) unterstützten u.a. Aktivitä­
ten zum Frieden, Nikaragua und 35- 
Stunden-Woche. Auf einer Vollver­
sammlung beschlossen die Studenten 
einen Aktionstag mit Demonstration 
am 31.1. und forderten in einer Reso­
lution von der Bundesregierung die 
Rücknahme der HRG-Novelle sowie 
die Einstellung sämtlicher Kriminali­
sierungsmaßnahmen gegen die Ver­
faßte Studentenschaft. — (elb)
PROZESS GEGEN PERSONAL­

VERTRETUNGSGESETZ
Frankfurt. Nachdem jetzt der 
hessische Landesanwalt vor dem 
Staatsgerichtshof Klage gegen das 
hessische Personalvertretungsgesetz 
(HPVG) erhoben hat, führt der DGB 
Hessen eine Unterschriftensammlung 
durch. Das ist Voraussetzung, um an 
dem Verfahren teilnehmen zu können. 
Bis zum 8.2. müssen 40757 wahl­
berechtigte Hessen unterschrieben 
haben. Mit der Begründung, das HPVG 
sei verfassungswidrig, da es die Ent­
scheidungsgewalt der "Volksver­
treter" v.a. in Personalfragen auf­
hebe, sollen Beschäftigte des öffent­
lichen Dienstes in ihren Rechten ein­
geschränkt werden. In seinem Aufruf 

an die Mitglieder aller Einzelgewerk­
schaften schreibt der DGB: "Arbeit­
nehmer im öffentlichen Dienst haben 
die gleichen Probleme wie Arbeitneh­
mer in der Privatwirtschaft ... wer 
heute die Mitbestimmung der Perso­
nalräte angreift, der greift morgen 
die Mitbestimmung der Betriebsräte 
an." — (udi)

IGM:GEGEN DEN TERROR 
DER "GRAUEN WÖLFE”

Hannover. Am 7.1. überfielen acht 
türkische Faschisten nach der Spät­
schicht vor dem VW-Werk in Hannover 
den türkischen Arbeiter Zeki Sonraci, 
IGM-Mitglied, nachdem er es abge­
lehnt hat, von ihnen Flugblätter na­
tionalistischen Inhalts zu nehmen. Er 
wurde durch mehrere Messerstiche 
verletzt und befand sich einige Tage 
in lebensbedrohlichem Zustand auf 
der Intensivstation. Inzwischen ist er 
außer Lebensgefahr. Nach Zeugenaus­
sagen, die den Mordversuch vor der 
Wache 3 beobachteten, scheint es sich 
um eine gezielte Aktion zu handeln 
("... wir wollen diesen ..."). Auf In­
itiative der Vertrauenskörperleitung 
des VW-Werkes organisierte die Orts­
verwaltung am 15.1. eine Veranstal­
tung, zu der ca. 200 kamen. Sowohl die 
Ortsverwaltung als auch Bezirkslei­
tung wollen über die Landesregierung 
ein Verbot der Türk-Föderation sowie 
all ihrer faschistischen Tarnorganisa­
tionen fordern, sowie die Ausweisung 
ihrer Funktionäre. Der Landesinnen­
minister wurde für die Verniedlichung 
und Verschleierung türkisch-faschi­
stischer Aktivitäten kritisiert.

Die GABL/DKP-Fraktion hat einen 
Antrag im Stadtrat Hannover einge­
bracht, in dem es heißt: "Der Rat der 
Landeshauptstadt Hannover fordert 
den Niedersächsischen Innenminister 
und Bundesinnenminister auf, umge­
hend ein Verbot der Türk-Föderation, 
die als Graue Wölfe bekannt sind, ein­
zuleiten".— (gow)
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Arbeitsloseninitiativen
AKTIONEN FÜR EINEN "ARBEITSLOSENPASS" 

IN VERSCHIEDENEN BAYERISCHEN STÄDTEN

Schweinfurt. Vor und nach Weih­
nachten sind in verschiedenen bayeri­
schen Städten Aktionen für einen "Ar­
beitslosenpaß“ durchgeführt worden. 
In Schweinfurt wurden von der Ar­
beitsloseninitiative Informationsstän­
de durchgeführt und über 2000 Unter­
schriften gesammelt unter folgenden 
Text: "Alle Arbeitslosen sind finan­
ziell und sozial benachteiligt. Sie be­
nötigen deshalb dringend tiefgreifen­
de Erleichterungen zum Ausgleich 
dieser Nachteile. Wir unterstützen die 
Forderung der Schweinfurter Arbeits- 
losen-Initiative nach Einführung eines 
Arbeitslosenpasses mit Berechtigung 
zur Benutzung öffentlicher Nahver­
kehrsmittel, zur Teilnahme an Bil­
dungsveranstaltungen, Benutzung von 
Kultureinrichtungen, Benutzung von 
Freizeitanlagen, Teilnahme an Sport­
veranstaltungen zum Nulltarif."

Es soll jetzt an die Stadtratsfraktio­
nen herangetreten werden zwecks Un­
terstützung eines offiziellen Antrags 
an die Stadtverwaltung. Offiziell sei­
ne Unterstützung erklärt hat bisher 
nur der DGB. Die drei unterfränki­
schen DGB-Kreisvorsitzenden führten 
Anfang Januar eine Pressekonferenz 
durch, bei der sie die Forderungen der 
Arbeitsloseninitiativen an die Kom­
munen unterstützten.

Am 9. und 10. Januar berieten in 
Schweinfurt Vertreter von Arbeitslo­
seninitiativen aus verschiedenen frän­
kischen Städten unter anderem über 
die bisherigen Ergebnisse der Aktio­
nen. Befürchtet wird, daß die Stadt­
verwaltungen ähnliches versuchen 
werden wie in Fürth. Dort trickste die 
SPD-Stadtverwaltung die Arbeits­
loseninitiative aus. Sie druckte ein­
fach die bisher schon gewährten Ver­
günstigungen bei der Benutzung städ­
tischer Einrichtungen auf ein Papier 
und gab das als "Arbeitslosenpaß" aus.

Die unterstützenswerten Forderun­
gen an die Kommunen werden aller­
dings auch mit schwacher Begründung 
und Propaganda vorgebracht. Die Ar­
beitsloseninitiativen propagieren 
nicht den Anspruch aller Lohnabhän­
gigen auf einen ausreichenden Ver­
sicherungsschutz im Falle der Ar­
beitslosigkeit. Sie landen deshalb bei 
Appellen an das gute Gewissen der 
Vertreter des öffentlichen Lebens 
"wegen besonderer Benachteiligung 
der Arbeitslosen". Die Sozialreaktion 
nutzt das aus, indem sie sich barmher­
zig der je besonders benachteiligteren 
Lage verschiedener Sorten von Ar­
beitslosen annimmt: immer noch bes­
ser Arbeitslosenhilfe als Sozialhilfe, 
immer noch besser befristete Arbeits­
verträge unter Tariflohn als arbeitslos 
usw. Der CSU-regierte Landkreis 
Schweinfurt will z.B. künftig allen 
Arbeitslosen, die keine Leistungen des 
Arbeitsamts mehr erhalten, Arbeits­
maßnahmen anbieten bei den Ge­

meinden, Krankenhäusern, Wohl­
fahrtsverbänden usw. mit befristeten 
Arbeitsverträgen bei Bezahlung von 
Sozialhilfe plus "Mehraufwandsent­
schädigung" in Höhe von 2 DM/Stun- 
de. Begründung: Der Arbeitslose 
braucht sich nicht mehr als Almosen­
empfänger zu fühlen, sondern er 
bringt für sein Entgelt eine echte Ge­
genleistung durch Arbeit. Nach Ab­
lauf der Maßnahme könnte er wieder 
Arbeitslosenhilfe erhalten. Das Anse­
hen eines Arbeitslosenhilfe-Empfän­
gers in der Öffentlichkeit dürfte 
größer sein als das eines Sozialhilfe­
empfängers. Ähnliches plant der 
Schweinfurter SPD-OB Petzold: Ein 
Bürgerdienst, in dem arbeitslose Ju­
gendliche gegen einen "geringen Stun­
densatz" Tätigkeiten verrichten wie 
Straßen reinigen, Laub rechen, Boten­
gänge verrichten. Gemeinsam ist bei­
den, daß sie so an billigste Arbeits­
kraft rankommen und sich hinterher 
noch der Sozialhilfezahlungen entle­
digen.

Eine Kampagne gegen diese ver­
schiedenen Sorten von Arbeitsdienst 
wäre ebenfalls nötig, aber der DGB 
fordert selbst befristete Arbeits­
verträge für Sozialhilfeempfänger 
von den Kommunen.— (kls)

TÜRKE IM POLIZEIGRIFF 
ERSTICKT

Villingen-Schwenningen. Am 
27.12.84 erstickte der 34jährige türki­
sche Arbeiter Cevat Karacayh im 
"Festhaltegriff" eines Polizisten. An­
geblich war er zuvor gegen einen 
Postbeamten rabiat geworden und 
hatte die beiden Polizeibeamten, die 
informiert worden waren, angegrif­
fen. Diese würgten ihn, bis er tot zu­
sammenbrach.

Sie hatten auch nicht abgelassen, 
als seine Frau sie darauf hinwies, daß 
ihr Mann an Asthma leide und bereits 
blau anlaufe. Nach Aussage eines Zeu­
gen— so der Rechtsanwalt der Frau — 
habe der eine Polizist geäußert, er 

wisse schon, wann er aufhören müsse, 
und Türken möge er nicht. Trotz die­
ser Zeugenaussage, die eine Anklage 
wegen Totschlags oder Mordes aus 
niedrigen Beweggründen erfordern 
würde, wird die Staatsanwaltschaft 
voraussichtlich wegen Körperverlet­
zung mit Todesfolge Anklage erhe­
ben. Die Polizisten tun weiterhin 
Dienst.

Ein Ausschuß aus Ausländern und 
Deutschen, im wesentlichen aus Krei­
sen des DGB, der SPD und der GRÜ­
NEN, fordert in einer öffentlichen Er­
klärung "rückhaltlose Aufklärung des 
Todes von Cevat K.". Keine Partei 
oder Gewerkschaft hat bisher namens 
ihrer Organisation die Tat verurteilt. 
Derweil wird von Rechten eine Recht­

fertigungskampagne inszeniert, die 
sich gewaschen hat: Leserbriefe aus 
dem Umfeld der NPD sprechen von 
"Pflichterfüllung" der Polizisten und 
"türkischen Manieren": NPD-Stadtrat 
und Landesvorsitzender Schützinger 
hetzt gegen Vorwürfe der Ausländer­
feindlichkeit und gegen die "Verket­
zerung" der Polizisten, die einem 
"Hilfeersuchen pflichtgemäß nachge­
kommen" seien. Ins gleiche Horn blies 
jetzt Staatssekretär Ruder (CDU). In 
einer in Offenburg abgegebenen Er­
klärung diffamiert er Cevat Karacayh 
als notorischen Schläger und warnt 
vor einer "Verunsicherung der Bevöl­
kerung gegenüber der Polizei".
Quelle: Südwestpresse, 29.12.-15. 
01.85 ~ (hk)
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Militarismus
STÄDTEPATENSCHAFT FÜR MARINE VERSORGER

UNTER BESCHUSS

Freiburg. Die Stadt unterhält seit 
der In-Dienst-Stellung des Versor­
gungsschiffs “Freiburg“ der Bundes­
marine 1968 zusammen mit der "Mari­
nekameradschaft Freiburg 1911 e.V." 
eine Patenschaft zu Schiff und Besat­
zung. Die Initiative dazu kam von der 
Marinekameradschaft, einem Vetera­
nenverein beigeisterter deutscher 
Marinekrieger.

Seither ein fester Ritus. Die Akten 
des Stadtarchivs halten solche ober­
bürgermeisterliche Propagandaktio­
nen zur Stärkung von Wehrwille und 
-Kraft so fest: "Aktenvermerk 8.12.83 
- Verfügung OB: 15 Fl. Weißwein, 15 
Fl. Rotwein, 5 Fl. Kirsch, 5 FI. Hefe; 
Brief an Kommandant; Durchschrift 
an Badische Zeitung z.Hdn. ..." 
Prompt dann zwei Tage später der Ar­
tikel mit Bild und Lobeshymne auf die 

Die AFS "Freiburg", ein "Kleiner Versorger" der Klasse 701 E. Einsatzaufgabe: 
Nachschub für die Fregatten der Bremen-Klasse. Der Einbau eines Hubschrau­
berdecks, eine neue Ruderanlage und eine Verlängerung um 14,3 m (Kosten: 25 
Mio. DM) macht sie zum modernsten und kampfstärksten der sieben Schwester­
schiffe der Bundesmarine. Ende Januar läuft die "Freiburg" zu einer zweimo­
natigen Übungsfahrt ins Mittelmeer aus; ein mehrmonatiges NATO-Manöver in 
der Karibik und im Atlantik vor Südamerika schließt sich an.

treuen Matrosen, die "bei Wind und 
Wetter unsere Freiheit und den Na­
men unserer Stadt ..." Kurz danach: 
die Abordnung des Schiffs unter Füh­
rung des Kommandanten in Freiburg 
zwecks Ablieferung einiger Hundert 
Mark den Matrosen wegen kleinerer 
Disziplinarverstöße abgepreßter 
"Spenden" in einem Waisenhaus, Foto­
termin für die Lokalzeitung. Im Som­
mer dann Gegenbesuch in Wilhelmsha­
ven: Verwaltung, Vertreter der Ge­
meinderatsfraktionen und (zu Lasten 
des Repräsentationsetats des OB) der 
Lokalredakteur werden zwei Tage auf 
der Nordsee rumgeschippcrt, dürfen 
Seeromantik und einen Hauch von Ma­
rineabenteuer schnuppern — für die 
Damen der "rauhe Charme der blauen 
Jungs“ (so eine begeisterte FDP- 

Stadträtin, die fast immer dabei war 
und deshalb auch schon das Mützen­
band des Schiffs ehrenhalber verlie­
hen bekam.)

So oder ähnlich spielen sich auch in 
anderen Städten diese Patenschaften 
ab. Nach Auskunft des Bundesvertei­
digungsministeriums unterhalten ins­
gesamt 174 Städte und Gemeinden 
solche Schiffs-Patenschaften. Zu­
sätzlich die Länder Schleswig-Hol­
stein, Bremen, Hamburg, Niedersach­
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland- 
Pfalz, Hessen und Baden7Württem- 
berg. Diese “Tradition“ geht zurück 
auf die Wilhelminische Kolonialflotte 
und die Marine des faschistischen 
Deutschland. Freiburg z.B. hatte be­
reits von 1941 bis 1944 eine Marinepa­
tenschaft: U-Boot "Freiburg", Typ 
U 571, 1944 von einem “feindlichen

Torpedo auf seiner zehnten Feind­
fahrt getroffen" (Stadtarchiv), vor der 
Westküste Englands mit Mann und 
Maus abgesoffen.

Gegen die Patenschaft haben sich in 
Freiburg auf Initiative von BWK und 
Volksfront verschiedene Gruppen und 
Organisationen zu gemeinsamen Akti­
vitäten entschlossen. Radio Dreyeck- 
land, ein "freies Regional-Radio“ mit 
täglichem Programm, hat verschie­
dentlich über die Patenschaft und die 
Aktivitäten dagegen berichtet. Die 
"Stadtzeitung für Freiburg" hatte das 
Thema bereits im Dezember aufge­
griffen und einen Vorschlag für einen 
Antrag im Gemeinderat zur Kündi­
gung der Patenschaft veröffentlicht. 
Zwischenzeitlich haben Kreisverband 
und Fraktion der Grünen, die Stadträ­

tin der Friedensliste, verschiedene 
Gruppen des autonomen Lagers sowie 
die DKP ihre Unterstützung erklärt.

Angeregt über ein Flugblatt der 
Volksfront hat sich der Vorstand der 
“Freiburger Friedenswoche e.V.“ (im 
wesentlichen durch Mitglieder aus 
dem christlich-pazifistischen Lager 
getragen) in einem Brief an den OB 
gewandt, in dem u.a. Auskunft darü­
ber erbeten wird, wer den Beschluß 
über die Patenschaft gefaßt hat, wel­
che Verpflichtungen die Stadt damit 
eingegangen ist, ob regelmäßige ge­
sellschaftliche Begegnungen mit Ver­
tretern der Bundesmarine oder ent­
sprechenden Traditionsverbänden ge­
plant sind und wie hoch die Belastung 
des städtischen Haushalts dadurch ist.

Gleichzeitig wird gegenwärtig ein 
offener Brief an den OB vorbereitet, 
dessen Entwurf von den oben genann­
ten Gruppen bereits gebilligt ist. Das 
"Friedensplenum", ein Koordinations­
kreis aller an diesbezüglichen Aktivi­
täten beteiligter Gruppen, wird auf 
seiner nächsten Sitzung Anfang Fe­
bruar Beschluß über die Unterzeich­
nung fassen und die weiteren Schritte 
auch im Hinblick auf die Haushaltsbe­
ratungen im Gemeinderat beraten. 
Quellenhinweis: Akten des Stadt­
archivs und des Hauptamts der Stadt; 
Wehrkunde 5/77; tel. Auskunft des 
Pressesprechers der Bundesmarine; 
BWK Nachrichtenheft Kommunalver­
bände, Nr. 42, 44, 50/84 - (kuh)

NPD-Parteitag
2000 DEMONSTRANTEN— 
CDU-HETZE GEGEN DKP

Velbert. Unter der Losung "Ein 
Herz für Deutschland" hat die nord­
rhein-westfälische NPD am Sonntag, 
20.1., in Velbert-Langenberg einen 
Landesparteitag durchgeführt. Mög­
lich war dies nur durch ein bisher bei 
solchen Gelegenheiten nicht gekann­
tes Aufgebot von über 1000 Polizi­
sten, die bereits am Samstag damit 
begannen, den Ort unter Kontrolle zu 
nehmen.

Am Mittwoch vorher hatte der Rat 
auf Antrag der GRÜNEN die Stadt­
verwaltung aufgefordert, den Miet­
vertrag der NPD für das städtische 
"Bürgerhaus" zu kündigen. Daß die 
Kündigung vom Düsseldorfer Verwal­
tungsgericht zurückgewiesen wurde, 
war nach ähnlichen Entscheidungen 
der letzten Jahre zu erwarten.

Der CDU allerdings ist es gelungen, 
die politische Wirkung, die der Stadt-, 
ratsbeschluß dennoch hätte haben 
können, im wesentlichen zunichte zu 
machen. Auf ihren Antrag hin und mit 
Unterstützung der Mehrheit der SPD- 
Fraktion wurde auf der gleichen Rats­
sitzung der DKP das ebenfalls städti­
sche Forum Niederberg aufgekündigt,
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das die DKP für ihr jährliches "Lenin- 
Liebknecht-Luxemburg-Treffen" am
19.1. angemietet hatte. Nur die 
GRÜNEN stimmten geschlossen 
gegen diese dreiste Gleichsetzung von 
NPD und DKP.

Die DKP hat ihre Veranstaltung 
durchführen können. Die Mobilisie­
rung gegen den NPD-Parteitag war 
besser als in den vergangenen Jahren. 
2000 Antifaschisten beteiligten sich 
an der Demonstration und der Kund­
gebung, auf der Vertreter des DGB- 
Landesbezirks, der GRÜNEN und der 
SPD aus Velbert, ein Widerstands­
kämpfer der VVN/BdA und ein türki­
scher Vertreter der Velberter "Initia­
tive für Völkerverständigung" spra­
chen. An den Aktionen hatten sich 
auch autonome Gruppen und die 
Volksfront beteiligt.

Gegen Versuche, NPD-Mitglieder 
bei ihrem Weg vom Bahnhof zum Ver­
sammlungsgebäude zu behindern, war 
die Polizei morgens rücksichtslos vor­
gegangen, ebenfalls unter fadenschei­
nigen Vorwänden während der Demon­
stration an einer Straßensperre. Nach 
offiziellen Angaben wurden 37 Per­
sonen festgenommen, nach Angaben 
von Festgenommenen mehr. Ca. 15 
Festgenommene waren nach Presse­
meldungen "Skinheads". Unerfreulich 
war, daß die Teilnehmer der Demon­
stration gegenüber der Polizei gespal­
ten waren. Dies umso mehr, als einige 
der Festgenommenen Verfahren zu 
erwarten haben. — (wof)

Ausländerbeirat 
KOMMUNALES WAHL­
RECHT GEFORDERT

Köln. Auf der ersten Sitzung des im 
Dezember 84 erstmals gewählten 
Ausländerbeirates in Köln Anfang 
Januar forderten mehrere Ausländer­
beiräte das Kommunale Wahlrecht für 
Ausländer. Der Ausländerbeirat sei 
kein Ersatz dafür. Als stellvertreten­
der Vorsitzender (der Vorsitz geht per 
Erlaß an die Stadtverwaltung) wurde 
ein Mitglied des Türkischen Lehrer­
vereins und Mitglied der Gewerk­
schaft Erziehung und Wissenschaft 
gewählt.

Mit dieser Wahl wollte die Kölner 
Stadtverwaltung und die SPD die Ge­
werkschaften besänftigen, weil näm­
lich tatsächlich der Ausgang der Wah­
len aufgrund der Politik des Stadtra­
tes übel war. Der Stadtrat hatte über 
eine Wahlverfahrensordnung von 1984 
dafür gesorgt, daß keine Listenwahl 
stattfinden konnte. Damit war es we­
der den Gewerkschaften noch den aus­
ländischen Vereinen möglich, eine lin­
ke oder demokratische Liste zu bil­
den, bzw. alle Gewerkschafter, De­
mokraten und Kommunisten traten 
notgedrungen als Konkurrenten in die­
ser Wahl an. Die Quittung für dieses 

städtisch-verordnete Vorgehen kam 
im Wahlergebnis zum Ausdruck. Ins­
gesamt hatten sich über 70 Kandida­
ten aufstellen lassen. Bei der türki­
schen Gruppe wurden vier Kandidaten 
gewählt, die entweder Faschisten sind 
oder weit rechts stehen und nur drei 
fortschrittliche Kandidaten, obwohl 
das gesamte Potential an fortschritt­
lichen Stimmen sicher eine andere 
Verteilung ermöglicht hätte. Bei der 
italienischen Gruppe sieht es ähnlich 
aus: Von den drei gewählten Auslän­
derbeiräten ist einer Faschist, einer 
Christ-Demokrat und einer fort­
schrittlich.

Das Interesse des Stadtrates (außer 
den GRÜNEN) ist es, die Forderung 
nach dem Kommunalen Wahlrecht 
beiseite zu räumen. So erklärte Ober­
bürgermeister Burger auf .der ersten 
Beiratssitzung zu der obengenannten 
Forderung, daß "Integration ein lang­
wieriger Prozeß" sei, der "mindestens 
zwei Generationen" dauere. Und daß 
ein gleiches Wahlrecht für alle im 
Rahmen der Freizügigkeit für Arbeit­
nehmer in der EG eingeführt werden 
könne. Ob bis dahin die Regierung vor­
hat, alle türkischen Arbeiter aus der 
BRD zu treiben, da ja die Türkei er­
klärtermaßen nicht in den Genuß der 
Freizügigkeit kommen soll, und damit 
dieses Wahlrecht für die türkischen 
Arbeiter nicht gilt, darüber schwieg 
er sich aus.

In einer Aktuellen Stunde des Rates 
der Stadt Köln Ende November, die 
die GRÜNEN anläßlich der Beirats­
wahlen verlangt hatten, erklärte eine 
ihrer Stadträtinnen: "Wir möchten 
noch einmal betonen, daß alle bisher 
gemachten Versuche, den Ausländern 
Angebote zur politischen Mitbestim­
mung zu machen, keineswegs die For­
derung des kommunalen Wahlrechts 
für Ausländer ersetzen können. Wir 
betrachten diese (Ausländerbeiräte, 
d.V.) als Zuckerbrot, das unvermeid­
lich zur Peitsche gehört; denn auf 
Bundesebene werden allerorten Aus­
länderbeiräte eingerichtet, aber ein 
Kommunales Wahlrecht soll nicht ge­
währt werden." Woraufhin der CDU- 
Stadtrat Hamm erklärte: "Na, Gott 
sei Dank!". - (eve)

Kühnen-Prozeß
NEOFASCHISTEN UND
GEGENAKTIVITÄTEN

Frankfurt. Seit dem 13.11.1984 
läuft vor der Staatsschutzkammer des 
Landgerichts Frankfurt der Prozeß 
gegen die Führer der im Dezember 
1983 durch das Innenministerium ver­
botenen ANS/NA. Anklagepunkt: Ver­
fassung und Verteilung von Flugblät­
tern, in denen die Aufhebung des 
NSDAP-Verbots und die Gründung 
einer "nationalsozialistischen Partei 
der neuen Generation in der Tradition 

der SA" gefordert wurden, im Früh­
jahr 1983 v.a. in Frankfurt. Obwohl 
vom Staatsanwalt für Kühnen 4 Jahre 
und für Marx 3 Jahre und 3 Monate 
Haft beantragt wurden, ist die Posi­
tion der beiden ‘Faschistenführer 
stark, da vor Aufnahme des Verfah­
rens die Angeklagten durch Justiz und 
andere Behörden reichlich begünstigt 
wurden. Die Verteidigung plädierte 
auf Freispruch, weil Kühnen und Marx 
einem "Verbotsirrtum" unterlegen 
seien, da die Frankfurter Staatsan­
waltschaft erst mit einiger Verzöge­
rung gegen die Verteilung der Flug­
blätter eingeschritten sei — was 
stimmt.

Neo-Nazi Kühnen im Frankfurter 
Gericht

Seit Prozeßbeginn ist der Gerichts­
saal Tummelplatz für ANS-Anhänger; 
am ersten Prozeßtag begrüßten sie 
Kühnen und Marx mit kräftigem Bei­
fall, "Sieg Heil"-Rufen und abge­
wandeltem Hitlergruß. Der Vorsitzen­
de Richter beließ es bei der Warnung, 
den Saal räumen zu lassen. Trotz lau­
fendem Prozeß fand ANS-Marx am 
19.12.84 Gelegenheit, eine vom Club 
Voltaire getragene Veranstaltung "Ju­
gend im nationalsozialistischen 
Frankfurt" zu stören und faschistische 
Hetze zu betreiben— ohne juristische 
Folgen.

Allerdings gibt es in jüngster Zeit 
verstärkte Anstrengungen innerhalb 
der Linken und der Gewerkschaften, 
den faschistischen Umtrieben entge­
genzutreten. So konnte Ende Dezem­
ber 1984 eine als "Weihnachtsfeier" 
getarnte politische Veranstaltung der 
NPD zwei Stunden lang blockiert wer­
den. Am 29. Januar 1985 wird eine 
Veranstaltung zu den faschistischen 
Terroranschlägen in Italien und zu den 
Faschistenprozessen in der BRD 
stattfinden, die u.a. von KB, BWK, 
DKP, SDAJ, Grünen, Uni-AStA, 
Volksfront und Naturfreundejugend 
unterstützt wird. Dort sollen auch 
Schritte gegen die zu den Kommunal­
wahlen kandidierende FAP (Freiheit­
liche Deutsche Arbeiterpartei) be­
raten werden.— (thz)
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Rahmentarifvertrag Metall
DIE FORDERUNGEN ZUM LEISTUNGSLOHN

STEHEN WEITERHIN

Weisweil. Auf der Betriebsver­
sammlung am 18.x. 1985 erklärte der 
Sekretär der IG Metall-Verwaltungs­
stelle Offenburg, daß 1985 seitens der 
IG Metall die Auseinandersetzung um 
den Rahmentarifvertrag Süd wieder 
aufgenommen würde.

Bezirksleiter Eisenmann erklärte 
auf der letzten Vertreterversamm­
lung in Offenburg, daß die Durchset­
zung von Betriebsvereinbarungen zur 
Leistungsbegrenzung eine der näch­
sten Aufgaben der IG Metall sei.

Der bisher einzige Betrieb, in dem 
eine entsprechende Betriebsverein­
barung über die Einigungsstelle durch­
gesetzt werden konnte, ist Albi in 

An dem Warnstreik beteiligten sich 90% der Belegschaft von Bachert, Weis­
weil. Er dauerte drei Stunden. Nach einer Demonstration durch den Ort wurde
eine Streikversammlung abgehalten.

Albstadt. Dort konnte festgelegt wer­
den, daß der Betriebsrat volles Mitbe­
stimmungsrecht bei der Festsetzung 
der Vorgabezeiten hat, sowie eine 
Verdienstabsicherung und eine genaue 
Definition des Leistungsbegriffs.

Ein anderer Betrieb, in dem ähnli­
che Forderungen erhoben wurden, ist 
Bachert in Weisweil. Bachert ist der 
zweitgrößte Feuerwehrautohersteller 
in der BRD.

Im Zweigwerk Weisweil, Kreis Em­
mendingen, wird der Karosserieauf­
bau, der Innenausbau, die Lackierung 
und die Elektrik auf Daimler-Benz­
oder Magirusfahrgestelle gemacht. 
90% der 160 Beschäftigten sind Fach­
arbeiter.

Hauptsächlich durch die Einführung 
von Leistungslohn 1979 konnte die Ge- 
schäftslcitung die Gesamtleistung je 
Beschäftigten von 1979 auf 1984 um 
33% steigern, allein 1984 um 15%. Die 

Personalkosten stiegen um 17%. Im 
ersten Jahr stieg auch der Durch­
schnittslohn an. Aber ab Ende 1982 
wurden die Vorgabezeiten radikal 
gekürzt. 1983 wurde mit Hilfe einer 
Unternehmensberatungsfirma die 
gesamte Produktion auf Leerzeiten 
untersucht. Die Arbeit wurde besser 
aufgeteilt und standardisiert. Zwei 
Fahrzeuge mehr pro Woche, bei glei­
cher Anzahl Arbeiter, waren das Er­
gebnis. Der Durchschnittslohn sank. 
Im November 1984 lag er bei 13,85 DM 
pro Stunde.

Gegen die Verschärfung der Aus­
beutung entwickelte sich in der Beleg­
schaft Widerstand. 1981 trat der Be­

triebsrat geschlossen in die IG Metall 
ein. 50% der Belegschaft konnten 
organisiert werden. Mitte 1982 konnte 
die Geschäftsleitung gezwungen wer­
den, in den Arbeitgeberverband einzu­
treten. Ende 1983 verteilte die IG 
Metall ein betriebliches Flugblatt, in 
dem die Maßnahmen der Geschäftslei­
tung angegriffen wurden. Im April 
1984 beteiligte sich die Belegschaft 
zum ersten Mal an den Warnstreiks 
der IG Metall— auch mit dem Ziel, die 
Forderungen nach Arbeitszeitverkür­
zung mit Forderungen nach besseren 
Arbeitsbedingungen zu verbinden.

Auf der Streikversammlung wurde 
beschlossen, die alte Betriebsverein­
barung zu kündigen und u.a. folgende 
Forderungen aus dem Rahmentarif­
vertrag Süd aufzustellen:

"§ 2. Erholungspausen
2.1. Zur gegenwärtigen Verteilzeit 

von 12% werden 5% als persön­
liche Erholungszeit hinzugefügt.

§ 3. Bezugsleistung und 
Leistüngsausgangslohn
3.2. Die Konkretisierung der Bezugs­

leistung unterliegt in jedem Ein­
zelfall der Mitbestimmung des 
Betriebsrats.

§4. Verdienstgrad und Durch­
schnittsverdienst
4.2. Der Verdienstgrad eines Arbeit­

nehmers im Leistungslohn kann je 
nach Leistung im einzelnen Ar­
beitsauftrag schwanken. Der 
erreichte Durchschnittsverdienst 
des Arbeitnehmers darf jedoch 
130% im Lohnabrechnungszeit­
raum nicht überschreiten.

§ 5. Anwendung des Entloh­
nungsgrundsatzes Leistungs­
lohn
5.1. Arbeitet ein Arbeitnehmer im 

Leistungslohn, so sind ihm die 
Leistungsvorgaben vor Beginn 
der Arbeit mitzuteilen. Aus der 
Mitteilung muß ersichtlich sein:

— durch welche Methode die Vor­
gabe ermittelt wurde,

— die Soll-Leistung auf der Basis 
der Bezugleistung,
— die Soll-Leistung bei 130% des 
Tariflohns,

— Vermerk, ob die Vorgabe re­
klamiert wurde.

5.2. Eine Stunde Vorgabezeit wird mit 
dem Tariflohn plus der jeweiligen 
Lohngruppe als Zulage entlohnt. 
Diese 115% sind der Leistungs­
ausgangs-oder Grundlohn.

5.3. Arbeitet der Arbeitnehmer kurz­
fristig ohne Vorgabezeit, erhält 
erden Durchschnittslohn in Höhe 
von 130% seiner jeweiligen Lohn­
gruppe.

5.4. Für die Arbeiten, die bis zum 
Schluß der Abrechnungsperiode 
nicht fertiggestellt werden kön­
nen, wird für die aufgewendete 
Arbeitszeit ein Abschlag in Höhe 
des . Durchschnittsverdienstes 
gezahlt, jedoch nicht weniger als 
130%."

Die Geschäftsleitung konnte die 
Verhandlungen bis nach dem Abschluß 
des neuen Manteltarifvertrags hinaus­
zögern. Dann erklärte sie, daß eine 
Betriebsvereinbarung nicht notwendig 
sei, da der Manteltarifvertrag zum 
Akkordlohn gelte.

Bezahlte Pausen seien nicht nötig, 
da man sich bei dieser Arbeit ausruhen 
könne, und Verdienstabsicherungen 
würden den Leistungslohn außer Kraft 
setzen.

Auf der Betriebsversammlung wa­
ren der Leistungslohn und die Forde­
rungen der Hauptdiskussionspunkt. 
Die Geschäftsleitung beharrte auf 
ihrem Standpunkt, wolle aber Einzel­
fälle überprüfen.

Von Betriebsrat und IG Metall wird 
in nächster Zeit geprüft, ob die Forde­
rungen vor der Einigungsstelle durch­
gesetzt werden können. — (ror, bes)
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Howaldtswerke
KIEL UNTERSTÜTZT

DEN KRIEGSSCHIFFBAU

Kiel. Am 14.12.84 faßte die Kieler 
Ratsversammlung gegen die Stimmen 
der Grünen den Beschluß, das Werks­
gelände Dietrichsdorf von den Kieler 
Howaldtswerken für 24,7 Mio. DM zu 
kaufen. Seit 1982 wird über den Kauf 
verhandelt. Die SPD propagierte den 
Kauf zur Errichtung einer "völkerver­
bindenden" Eisenbahnfähre mit Klai­
peda, Sowjetunion. Ein Projekt, gegen 
das das Bonner Verteidigungsministe­
rium seine Bedenken hat. Eine weitere 
Nutzung des Geländes für "Hafenwirt­
schaft und Ansiedelung von Gewerbe­
betrieben", wie es in der Begründung 
heißt, ist fraglich. Nach Einschätzung 
des Stadtplanungsamtes vom Oktober 
1983, "sei es sinnlos zu kaufen", wenn 
die Fähre nicht kommt.

Am 13.12.84 teilte HDW der Öf­
fentlichkeit mit, der Aufsichsrat hät­
te grünes Licht gegeben für ein 100 
Mio. DM Investitionsprogramm. Bei 
der seit Jahren geplanten Verlegung 
des Werkes Süd (Sonderschiffbau) ins 
Stammwerk Gaarden soll ein hochmo­
derner Schiffbaukomplex errichtet 
werden, in dessen Hallen U-Boote und 
Überwasserschiffe bis zur Größe von 
Fregatten gebaut werden können. 
Über ein Schienensystem werden die 
Neubauten rangiert und mit einem 
Synchronlift zu Wasser gelassen. Mit 
dieser Investition soll der "Sonder­
schiffbau erheblich rationalisiert und 
damit weltweit konkurrenzfähiger" 
gemacht werden. HDW hält zur Zeit 
bereits 50% des weltweiten Exports 
nicht atomgetriebener U-Boote.

Der Sonderschiffbau ist der gewinn­
trächtige Teil der Werftproduktion 
gegenüber den Verlusten im Handels­
schiffbau. Von 2,4 Mrd DM in den Auf­
tragsbüchern der Werft entfallen 2 
Mrd. DM auf den Sonderschiffbau. An­
fang 84 legte der Salzgitterkonzern - 
ihm gehören 74,9%, die restlichen 
25,1% gehören dem Land Schleswig- 
Holstein— ein Konzept vor, in dem die 
Aufgabe des Handelsschiffbaus wegen 
der Verluste bei weiteren Entlassun­
gen von 2800 Beschäftigten geplant 
war. Dies sei noch vermeidbar, so hieß 
es, setze allerdings auch "eine Auf­
lockerung der Kriegswaffenexport­
politik der Bundesregierung voraus." 
Die CDU-Landesregierung übte eben­
falls Druck in Richtung Sonderschiff­
bau aus. So schlug ihre Haushalts­
kommission im April 84 den Verkauf 
des Landes-Anteils vor mit der Be­
gründung: "Durch die Beteiligung 
stütze das Land mit Zuschüssen einen 
Betrieb, der dadurch den Wettbewerb 
in der Werftindustrie des nördlichen 
Bundeslandes zum Nachteil vieler 
kleinerer und mittlerer Betriebe ver­
zerren könne". Der Anteil wurde nicht 
verkauft, aber der Weg gewiesen.

Unterzeichnung des Kaufvertrages, 
HDW-Direkt. Rhode, Bürgerm. Hoch­
heim CDU, Notar Rosenkranz v.l.
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So war es dann auch die CDU-Frak­
tion in der Kieler Ratsversammlung, 
die jetzt auf einen Kaufabschluß 
drängte und Bürgermeister
Hochheim befriedigt feststellte: "... 
die Ratsversammlung hat einen wei­
sen Beschluß gefaßt, ... um HDW zu 
helfen ... daß mit dieser großen 
Investition von 100 Mio. DM auch wir 
als Stadt unseren Beitrag dazu leisten 
sollen". 1986 soll das Investitionspro­
jekt verwirklicht sein, HDW hat sich 
dann wieder zu dem entwickelt, was 
es bereits vor den beiden Weltkriegen 
war: die "maritime Waffenschmiede 
der Nation". — (kaq)

Heimerziehung Niedersachsen 
LANDESREGIERUNG WILL 

15 MIO. DM EINSPAREN

Göttingen. Laut Kabinettsbeschluß 
der niedersächsischen Landesregie­
rung sollen die Kosten für Heimerzie­
hung in den kommenden Jahren um 
20% gleich 15 Mio. DM gedrückt wer­
den. Kultusminister Oschatz, angeb­
lich selbst "zutiefst unglücklich", ließ 
eine mögliche Sparvariante erarbei­
ten, die nicht gerade linientreue Be­
amte aus dem Kultusministerium an 
die GEW gelangen ließen. Diese Maß­
nahmen würden nur eine kleine An­
zahl wilder Straf- und Bewahranstal­
ten überleben lassen.

— "1. Änderung des Personalschlüs­
sels für den Gruppendienst: je Gruppe 
Betreuer , davon 1 Fachkraft (BAT 
VIb)", d.h. Betreuung von acht bis 
zwölf Kindern, mindestens von 7 bis 
21 Uhr, nicht mehr mit vier, sondern 
mit zwei Mitarbeitern, wobei der 
"hoch"-bezahlte eine Gehaltsstufe 
unter dem gegenwärtig niedrigstbe­
zahlten liegt.

— "2. Reduzierungdesgruppenüber­
greifenden Dienstes auf einen Erzie­
hungsleiter je Heim". Die Ersparnis 
aus beiden Punkten: 10,2 Mio. DM.
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— "3. Wegfall psychologisch-thera­
peutischer Beratungsdienste, 2,45 
Mio. DM."

— "4. Herausnahme von Berufsaus­
bildung und Schulkosten aus der Pfle­
gesatzfinanzierung, 2,05 Mio. DM." 
An Einrichtungen angeschlossene Be­
rufsausbildung oder Heimschulen 
wären somit nicht mehr zu unter­
halten.

— "5. Verminderung des Aufwandes 
für kulturelle Betreuung und Sport 
(von durchschnittlich 21,60 DM pro 
Kind und Monat) um 50%, 175000 
DM."

— "6. Verminderung der Kosten für 
Ferienmaßnahmen (von 400 DM) auf 
200 DM pro Jahr, 225000 DM".

— "7. Verminderung des Taschen­
geldes um 50%, 450000 DM". Ein 15- 
jähriger Jugendlicher erhält noch 61 
DM monatlich.

— "8. Verminderung der Weih­
nachtsbeihilfen (von 50 DM) um 50%, 
35000 DM.”

Entgegen den Hoffnungen der Lan­
desregierung haben alle Träger der 
Freien Wohlfahrtspflege (Diakoni­
sches Werk, Caritas, Deutscher Pari­
tätischer Wohlfahrtsverband, Arbei­
terwohlfahrt und Rotes Kreuz) abge­
lehnt, mit dem Kultusministerium 
auch nur über einzelne Sparvorschläge 
zu verhandeln.

In Göttingen fand eine erste Perso­
nalversammlung aller vier Heime der 
Umgebung statt. Die Mitarbeiter be­
schlossen, eine Presse- und Leser­
briefkampagne zu starten; Landtags­
abgeordnete der CDU sind zu Veran­
staltungen und in die Heime geladen. 
Ähnliche Schritte sind von den Harzer 
Heimen und von Mitarbeitern regiona­
ler Jugendämter beschlossen worden. 
Öffentliche Aktionen werden auf ei­
nem GEW-Seminar vorbereitet. Die 
SPD-Landtagsfraktion hat für den Fe­
bruar zugesagt, zu versuchen, den Ka­
binettsbeschluß per Entschließungs­
antrag zu kippen.

Die GEW bemüht sich, eine landes­
weite "Arbeitsgruppe Heimerziehung" 
aufzubauen. — (jüw)

Heimerziehung zur Jahrhundertwende 
und nach Albrechts Geschmack!
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Konfessionelle Krankenhäuser

CHRISTLICHE GEMEINSCHAFT UND NÄCHSTENLIEBE
STATT TARIFVERTRAG UND VERTRETUNGSRECHTE

Flensburg. Eine "optimale Behand­
lung der Patienten in einem vom 
Christentum geprägten Geist" will der 
Rektor der Diakonissenanstalt Flens­
burg, Pastor Feilcke, durch die Bil­
dung einer GmbH mit dem Kreiskran­
kenhaus Schleswig erreichen. Die Dia­
konissenanstalt stehe heute z.B. ganz 
ordentlich da. Nach den Plänen der 
Landesregierung und der Stadt Flens­
burg wird ab 1988 nur noch der christ­
liche Geist über die Krankenhausflure 
wehen. Dann nämlich sollen die Städ­
tischen Krankenanstalten, Klinik Ost 
geschlossen, die Stadt eine eigene 
Frauen- und Kinderklinik errichtet 
haben und die restliche Krankenhaus­
versorgung wird ausschließlich von 
zwei konfessionellen Häusern betrie­
ben werden: der Diakonissenanstalt 
und dem St. Franziskus-Hospital.

Das St. Franziskus-Hospital in 
Flensburg ist das katholische Kon­
kurrenzunternehmen der evangeli­
schen Diakonissenanstalt. Träger sind 
die rheinisch-westfälischen Malteser- 
Devotionsritter, die dem Caritas-Ver- 
band angehören. Bis 1980 wurde das 
Krankenhaus von Nonnen geleitet, die 
zwar alt und wenige waren, aber alle 
entscheidenden Positionen im Haus 
inne hatten. Nach dem Weggang der 
Nonnen wegen Nachwuchsmangel tut 
sich der Krankenhausträger schwer 
mit der Praktizierung der tätigen 
Nächstenliebe.

Der Ständige Rat der Deutschen 
Bischofskonferenz hat bei seiner Stel­
lungnahme gegen einen Tarifvertrag 
gefordert:

"Entscheidend ist für den kirch­
lichen Dienst, daß die religiöse Di­
mension, der Auftrag Jesu Christi und 
damit auch die Verwirklichung des 
Auftrages Jesu Christi durch die 
Kirche selbst sichtbar werden ... 
Wenn Menschen ein katholisches 
Krankenhaus aufsuchen, dann erwar­
ten sie nicht nur eine auf der Höhe der 
Zeit stehende ärztliche und pflege­
rische Versorgung. Vielmehr sollen sie 
die Nächstenliebe spüren und den 
christlichen Glauben als Lebenshilfe 
erfahren." Dementsprechend könne 
auch das Arbeitsverhältnis im kirch­
lichen Dienst nicht durch ein Tarif­
vertragssystem geregelt werden, "das 
auf der funktionalen Trennung 
zwischen Kapital und Arbeit beruht 
und vom sozialen Interessengegensatz 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer bestimmt wird. Beim kirchlichen 
Dienst sind wesentliche Elemente des 
Tarifvertragssystems nicht gegeben. 
Vor allem stehen sich hier Anstel­
lungsträger und Tarifpartner nicht in 
einer Weise gegenüber wie Tarif­
parteien."

Die Nonnen hatten die Verwischung 
dieses Interessensgegensatzes syste­
matisch betrieben. Da sie selbst den 
ganzen Tag im Dienst waren, wurden 
Mehrarbeit und Überstunden auch von 
den Beschäftigten erwartet. Pfleger 
und auch Assistenzärzte wurden ohne 
Rücksicht auf Bereitschaftsdienst zu 
jeder Tages- und Nachtzeit ins Kran­
kenhaus gerufen. Viele Beschäftigte, 
vor allem die Handwerker, wurden 
jahrelang nicht nach Tarif bezahlt und 
bekamen höchstens tariflich nicht 
abgesicherte Zulagen und Treue­

prämien. Für einzelne Mitarbeiter 
wurden keine ausreichenden Renten­
versicherungsbeiträge gezahlt, so daß 
diese auch noch über das Rentenalter 
hinaus arbeiten müssen. Konflikte 
wurden immer "gütlich" ausgetragen, 
Forderungen mit kleinen Zugeständ­
nissen abgespeist. Dabei haben es die 
Nonnen verstanden, sich durch kleine 
Geschenke und Extrazuwendungen 
und den Verzicht auf bürokratische 
Regelungen auch noch den Anschein 
der Großzügigkeit zu geben.

Ein neues Management unter einem 
Prinz von Thurn und Taxis— zufällig 
der Schwiegersohn des Kuratoriums­
vorsitzenden und vorher Nachwuchs­
manager in der Schwartau-Marme­
ladenfabrik— soll jetzt das Kranken­
haus aus den roten Zahlen heraus­
bringen. Bei der Erzielung von 
Gewinnen, die nach dem neuen Kran­
kenhausfinanzierungsgesetz ja ge­
macht werden dürfen, erweist sich die 

Beschwörung der christlichen Ge­
meinschaft als nützlich.

Eine der ersten Maßnahmen war die 
Streichung der Küchenfrauen auf den 
Stationen und die Umstellung auf ein 
zentrales "Speiseversorgungssystem". 
Das Essen wird nach Auswahl der 
Patienten in der Zentralküche auf 
Plastiktabletts gefüllt und muß jetzt 
von den Schwestern auf den Stationen 
ausgeteilt werden. Neben dem zeit­
raubenden Ausfüllender Essenskarten 
müssen die Schwestern sehr vielen 
Patienten beim Öffnen der Döschen 

und Tüten und Brotschmieren behilf­
lich sein. Die Reinigung der Statio­
nen, die bisher bereits von einer 
Fremdfirma erfolgte, aber von dieser 
nicht mehr profitabel betrieben wer­
den konnte, wurde zusammen mit 
einem Hol- und Bringedienst an die 
Firma Rational vergeben. Diese ver­
größerte die Putzflächen, senkte den 
Lohn auf 8,75 DM pro Stunde und ent­
ließ einige Putzfrauen. Die Folge ist 
ein unbeschreiblicher Schmutz auf 
Fluren und Stationen, da die Putz­
frauen Anweisung haben, das, was sie 
nicht schaffen, liegen zu lassen.

Die Nachtwachen erhalten keine 
Vergütung nach den Arbeitsvertrags­
richtlinien (AVR), sondern eine Misch­
vergütung von 147,- DM plus 13,50 DM 
Nachtzuschlag ohne Rücksicht auf 
Sonn-und Feiertage. Fast alle Nacht­
wachen arbeiten ohne Vertrag, viele 
auch ohne Beiträge zur Arbeitslosen­
versicherung, alle ohne Anspruch auf 
die betriebliche Alterszusatzversor-
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gung. Die Nachtbereitschaft der Pfle­
ger wird ebenso pauschal mit rund 80 
DM vergütet. Bis vor einem Jahr 
wurde nicht einmal die Dienstkleidung 
der Schwestern und Pfleger vom 
Krankenhaus gestellt. Selbstverständ­
lich wird auch der Einsatz vom ABM- 
Kräften und. Zivildienstleistenden 
nach allen Regeln der Kunst aus­
geschöpft.

Je schärfer die neue Verwaltung 
ihren Spar- und Rationalisierungskurs 
verfolgt, um so rigider wacht sie über 
die Einhaltung katholischer Moralvor­
stellungen. Neu eingestellte Beschäf­
tigte müssen künftig einer christ­
lichen Glaubensgemeinschaft ange­
hören, Katholiken werden erklärter­
maßen bei gleicher Qualifikation be­
vorzugt. Daß alle "Beteiligten, lei­
tende und ausführende Mitarbeiter, 
bereit sind, durch ihr Verhalten und 
Handeln die Wahrheiten und Werte des 
Evangeliums, welche die Kirche ver­
bürgt und die die religiöse Grundlage 
des kirchlichen Dienstes ausmachen, 
bezeugen", darüber wird schärfer 
gewacht als unter den Nonnen. 
Kirchenaustritt ist jetzt ein Kündi­

gungsgrund, ebenso das . Zusammen­
leben mit einem geschiedenen katho­
lischen Mitarbeiter oder dessen Wie­
derheirat. Die Einstellung eines Kran­
kenhausseelsorgers, der da einsprin­
gen soll, wo den Schwestern längst die 
Zeit fehlt, und die Wiedereinführung 
von Mitarbeiterandachten, in denen 
sich karrierewillige Beschäftigte her­
vortun können, liegen auf der gleichen 
Linie.

Erst 1982 wurde eine Mitarbeiter­
vertretung auf Drängen der Beschäf­
tigten gewählt. Ihre Rechte sind durch 
die Mitarbeitervertretungsordnung 
geregelt und gegenüber dem Personal­
vertretungsgesetz wesentlich ein­
geschränkt. Wahlvorschläge können 
z.B. abgelehnt werden, wenn der Be­
werber keiner Konfession angehört, 
Listenwahl ist nicht möglich. Ist die 
Mitarbeitervertretung für die Verwal­
tung trotzdem schon eine empfind­
liche Störung, so reagiert sie auf die 
Gewerkschaft ÖTV geradezu hyste­
risch, obwohl sie laut Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts kein Zutritts­
recht zum Betrieb hat. Da jedoch die 
Mitarbeiter berechtigt sind, "inner­

halb der kirchlichen Einrichtungen 
und Dienststellen zu solchen Vereini­
gungen zu werben", werden regel­
mäßig ÖTV-Publikationen verteilt. 
Der Verwaltungsleiter ging so weit, 
ein betriebsinternes ÖTV-Flugblatt 
zur Alterszusatzversorgung auf den 
Stationen einsammeln zu lassen.

Die Sonderstellung als christliches 
Krankenhaus und die damit verbun­
dene besondere Entrechtung der Be­
schäftigten verteidigt die Kranken­
hausleitung verbissen. Zur Finanzie­
rung will sie jedoch "den Staat nicht 
aus seiner Verantwortung entlassen". 
Sie fordert Geld für den Neubau eines 
Bettenhauses und Sanierungsmaßnah­
men. Ein immer wieder kehrendes Ge­
rücht besagt, das Haus werde ver­
kauft. Die Malteser Devotionsritter 
dementieren entschieden. Sie wissen, 
daß mit staatlichen Geldern und der 
Ausbeutung der Nächstenliebe Geld 
zu machen ist.
Quellenhinweis: ÖTV: Stellungnahme 
zur Erklärung des Ständigen Rates der 
Deutschen Bischofskonferenz zum 
kirchlichen Dienst, Flensburger Tage­
blatt, verseh. Ausgaben. — (kas, sah)

EIN KRANKENHAUS 
WIRD VERSCHERBELT 

Das Schleswiger Krankenhaus wird 
ab 1.2.1985 in eine GmbH mit der 
evangelischen Diakonissenanstalt 
Flensburg umgewandelt und heißt 
dann "Martin-Luther-Krankenhaus 
Schleswig GmbH". Die Diakonissen­
anstalt ist mit 75 % (375000 DM), der 
Kreis mit 15 % (75000 DM), die Stadt 
Schleswig mit 10% (50000 DM) be­
teiligt.

Aus der staatlichen Kreis-Hand 
mußte das Kreiskrankenhaus raus, 
weil ".. . die Krankenhäuser nicht 
mehr in der Lage (sind), ihre Pro­
bleme allein zu lösen", so Landrat 
Dr. Korthals. Konkret: die Schulden 
wachsen dem Kreis über den Kopf, 
11 Mio. DM (5 Mio. Verluste in den 
vergangenen Jahren, 6 Mio. laufende 
Kosten). Diese Schulden kommen vor 
allem durch ein Management, das ei­
nigen Chefärzten Geld in die Tasche 
wirtschaftet, sowie durch eine Reihe 
von Fehlplanungen.

Die Diakonissenanstalt dagegen 
steht prächtig in den schwarzen 
Zahlen. Was den Pastor Feilcke dazu 
bewegt hat, das Schleswiger Kran­
kenhaus zu übernehmen, war der 
"Wunsch . . ., ein leistungsfähiges 
Schwerpunktkrankenhaus zu erhal­
ten, das in tätiger Nächstenliebe 
seine Arbeit wahrnimmt und damit 
auch ein Stück des Auftrages der 
Kirche in der Welt in die Tat um­
setzt." Ziel ist, ähnlich wie bei der 
Diakonissenanstalt Flensburg, Ge­
winne zu erwirtschaften, was durch 
das neue Krankenhausfinanzierungs­
gesetz ausdrücklich abgesichert 
wird. Am liebsten hätte der Pastor 

noch gleich die neu gebaute Zentral­
wäscherei von Landes- und Kreiskran­
kenhaus dazu erstanden, um "seinen" 
Wäschereineubau in Flensburg-Har­
rislee kostengünstigst auszulasten. Im 
übrigen, so "faul", wie es scheint, ist 
das Krankenhaus für die Kirche nicht. 
Die 11 Mio. DM Schulden muß der 
Kreis abzahlen; die 460000 DM Zu­
schuß, die der Kreis bisherjährlich an 
das Krankenhaus zahlen sollte, aber — 
wie 1984 — oft zurückhielt, muß er 
auch weiterhin beisteuern.

Die Kosten sollen gesenkt werden 
durch bessere Ausnutzung der Geräte 
beider Kliniken, evtl. Zusammenle­
gung von Abteilungen, Rationalisie­
rungen und Straffung des Personal­
einsatzes. Pastor Feilcke dazu:

Nächstes Ziel der Privatisierung: die 
Zentralwäscherei des LKH

"Unser Kapital sind die Mitarbeiter." 
Von Kündigungen und Entlassungen 
ist noch nicht die Rede, aber not­
wendig sei es, "daß die Mitarbeiter 
sich in die neue Werteordnung ein­
fügten." (vgl. nebenstehenden 
Artikel).

Ganz so einfach, wie der Pastor es 
sich vorstellt, wird es allerdings 
doch nicht gehen. Sein Ziel, die ÖTV 
ganz draußen vor zu lassen wie in der 
Diakonissenanstalt Flensburg, ist 
ihm nicht geglückt. Uber folgende 
Punkte konnten Kirche und ÖTV sich 
einigen: Abschluß eines Tarifver­
trages zwischen ÖTV und GmbH, An­
wendung des BAT; Dienstort ist 
Schleswig; die fachliche und persön­
liche Eignung eines Bewerbers ist 
bei Neueinstellungen entscheidend, 
nicht die Zugehörigkeit zu Kirche 
und Schwesternverband; Zeitrentner 
werden nach ihrer Zeitrentenfrist 
wieder eingestellt; die Zusatzver­
sorgung VBL wird von der GmbH 
übernommen. Die Mitarbeiter kön­
nen wählen, ob sie weiter beim Kreis 
oder bei der GmbH angestellt sein 
wollen. Noch nicht abgeschlossen 
wurde eine Vereinbarung über Ratio­
nalisierungsschutz (keine Kündi­
gung/ Änderungskündigung bei Still-, 
Aus-, Umlegung von Betriebsteilen). 
Die ÖTV fordert den Schutz für min­
destens fünf Jahre, die Kirche .will 
höchstens drei Jahre geben. Die ÖTV 
konnte erreichen, daß das Mitarbei­
tervertretungsgesetz der Nordelbi­
schen Kirche gelten soll (ähnlich wie 
Personal Vertretungsgesetz S.-H.) 
und nicht die Mitarbeitervertre­
tungsverordnung. Die ÖTV bleibt 
also vorerst drin.
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DIENSTHERR
VERLIERT PROZESS

Hannover. Mit der Be­
gründung, die Landesregie­
rung werte die Tätigkeit für 
die DKP als Verstoß gegen 
die besondere Treuepflicht 
der Landesbediensteten, 
wurde dem Lehrer Lammers 
bei Übernahme eines DKP- 
Mandats in Emden fristlos 
gekündigt. Das Arbeitsge­
richt Oldenburg erklärte die 
Kündigung für unwirksam, 
ebenso das Landesarbeits­
gericht Hannover in der Be­
rufung. Revision wurde 
nicht zugelassen. Die Be­
zirksregierung will nicht 
locker lassen und prüfen, ob 
nachträglich eine ordentli­
che Kündigung ausgespro­
chen werden soll.— (bee)

BANKANGESTELLTE 
BERATEN TARIF

Frankfurt. Hohe Lohnfor­
derungen und die tarifliche 
Beschränkung der Arbeits­
zeit standen im Mittelpunkt 
der mit über 60 Teilnehmern 
gut besuchten Tarifkonfe­
renz der HBV-Fachgruppe 
Banken. Die Auswertung der 
laufenden Fragebogenak­
tion erbrachte vor allem in 
kleinen Instituten hohe For­
derungen: Ärzte- und Apo­
thekerbank— 250 DM Fest­
geld, Börsendatenzentrale— 
8%, mindestens 200 DM. 
Eine Verkürzung der wö­
chentlichen Arbeitszeit auf

Für 600000 Beschäftigte der US-Post wurden jetzt die 
staatlich angeordneten Zwangsschlichtungen abgeschlos­
sen. Der Schlichter kam der Forderung der Postverwaltung 
nach, die Anfangsgehälter der neu Einzustellenden— jähr­
lich 30000-40000— zu senken. Der Dienstherr hatte eine 
Senkung um 23% verlangt. Die nach dem 18.1.85 Einge­
stellten werden in Einzelschritten erst nach drei Jahren 
den Lohn der anderen erreichen. Das bisherige Gehalt wird 
rückwirkend zum 21.7.84 um 2,7?o erhöht, ebenfalls im Juli 
1085 und 1986. Bild: Demonstration der Gewerkschaft der 
Briefträger für Gewerkschaftsfreiheit in Südafrika, Wa­
shington im Dezember 1984. — (gba)

Hamburg. Einen "Auf- 
schrei'1 gegen die Tatsache, 
daß in Hamburg 2600 Lehrer 
ohne Arbeit sind und trotz 
großem Bedarf an den Schu­
len der Senat weiterhin 
Planstellen abbauen will, 
wollte der Ausschuß junger 
Lehrer und Erzieher der 
GEW durchführen. Obwohl 
die GEW Arbeitslose, Refe­
rendare und Beamte auf­
rief, kamen von 12500 Mit­
gliedern der GEW nur 300. 
Es zeigt sich, daß derartige 
Aktionen wegen fehlender 
Erfolgsaussichten nicht 
mehr unterstützt werden.— 
(ree) 

38,5 Stunden dürfe nicht zu­
lasten des Lohns oder weite­
rer Flexibilisierung der Ar­
beitszeit gehen. Einhellig 
wurde die tarifvertragliche 
Begrenzung der Höchstzahl 
der zulässigen Überstunden 
gefordert, Samstagsarbeit 
soll über die bisher tariflich 
zugelassenen Möglichkeiten 
nicht hinausgehen. Die Aus­
dehnung der Schalteröff­
nungszeiten muß verhindert 
werden. Erfreulich auch 
viele Beiträge, die das Ein­
greifen der Gewerkschaft in 
die Steuerauseinanderset­
zung forderten sowie an die 
von der Lohnentwicklung 
abhängigen Rentner erin­
nerten. Die Tarifkommis­
sion beschließt am 7.2., die 
Verhandlungen laufen am 
1.3. und 14.3.85.- (gst)

BMW KÜRZT 
BETRIEBSURLAUB 

München. 14.1.85. Bis­
lang hatte der Betriebsrat 
jede Kürzung des Betriebs­
urlaubs (vier Wochen) wegen 
des hohen Ausländeranteils 
abgelehnt. Der Betriebs­
kalender 1985 weist jedoch 
nur drei Wochen aus. Die 
Konzernleitung machte 
1984, als sie im Betriebsur­
laub durcharbeiten ließ, die 
Erfahrung, daß aus einer 
verringerten Belegschaft in 
vier Wochen 2/3 der durch 
Aussperrung nicht produ­
zierten Fahrzeuge heraus­
zupressen sind. Sie scheint 
1984 als Zusage der Beleg­
schaft zu werten, sich auch 
fürderhin je nach Bedarf in 
Urlaub schicken oder ihn 
sich sperren zu lassen.— (ke)

DAIMLER: ARBEITS­
ZEITUMFRAGE

Stuttgart. Im Einver­
nehmen mit dem Betriebs­
rat hatte die Geschäfts­
führung von Daimler-Benz 
Ende 1984 folgende Schrei­
ben verteilt: "Wenn Sie ab 1. 
April 1985 wöchentlich 
regelmäßig 37 Stunden 
arbeiten möchten, machen 
Sie bitte ein Kreuz in dem 
vorbereiteten Abschnitt..." 
Die IG Metall-Vertrauens­
leute bei Daimler und die IG 
Metall-Bezirksleitung 
Stuttgart kritisierten die 
Umfrage, da auch "bei 
Daimler das Ziel sein müsse, 
die 38,5 Stunden-Woche für 
jeden durchzusetzen." Das 
Ergebnis liegt nun vor: Von 
28000 Befragten haben sich 
knapp 800 für die 37 Stun­
den-Woche mit tariflichem 
Lohn-/ Gehaltsabbau ab 
1986 interessiert. Mit 
diesem Ergebnis hat Daim­
ler zwar nicht die ge­

wünschte Zahl von zehn 
Prozent erreicht, aber 
trotzdem die Gewerkschaft 
vor vollendete Tatsachen 
gestellt. Weiteres Bestehen 
auf einheitlich 38,5 Stunden 
für alle ist noch schwieriger 
geworden.— (ros)

PERSONALAUSGLEICH 
FÜR AKKORDLÖHNER 
Stuttgart. Die bisherigen 
Planungen der größeren 
Metallbetriebe zeigen, daß 
Personalausgleich anläßlich 
der Arbeitszeitverkürzung 
wenn überhaupt nur in 
Akkordlohnbereichen vor­
gesehen ist. Kodak plant in 
der Metallproduktion
(Kamerabau) Einstellungen, 
sonst soll mit flexibler Ar­
beitszeit über die Woche 
hinweg das Produktions­
volumen gehalten werden. 
IBM-Sindelfingen plant bei 
Arbeitern Personalaufbau 
von 3,6 Prozent, bei den An­
gestellten keinen. Damit 
droht eine Verbreiterung 
der Kluft zwischen Arbei­
tern und Angestellten, was 
sich schon im Streik andeu­
tete.— (ros)

TEILERFOLG DER 
PUTZFRAUEN

Braunschweig. Die Putz­
frauen der Stadtverwaltung 
hatten im Herbst ’84 auf 
einer Versammlung mit 130 
Frauen gegen die Erhöhung 
der zu reinigenden Fläche 
pro Frau und Stunde von 160 
auf 210 qm protestiert, da 
die Arbeit nicht zu schaffen 
ist. Für 1985 konnte nun 
erreicht werden, daß der 
Dienstherr wenigstens 
Springer einsetzt. Außer­
dem wurde in der Stadt­
verwaltung die allgemeine 
Wiederbesetzungssperre 
aufgehoben. — (jeb)
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Neufassung des Krankenpflegegesetzes
BERUFSBILDUNGSGESETZ SOLL
NICHT ANGEWENDET WERDEN

Die jahrzehntelange Vorherrschaft christlicher Schwe- 
sternverbände hat auch in den Gesetzen ihren Nieder­
schlag gefunden. Bis zu 60 Std. Arbeit wöchentlich, Pausen 
nicht eingerechnet, und bis zu 12 Stunden am Tag, regelt 
die Arbeitszeitverordnung für Krankenanstalten von 1924. 
Inder AZO von 1938 sind die Frauen in der Krankenpflege 
vom Verbot der Nachtarbeit ausgenommen. Auch das 1969 
erlassene Berufsbildungsgesetz (BBiG) sollte ausdrücklich 
keine Anwendung auf den Krankenpflegebereich finden.

Trotzdem konnte in den letzten Jahren die Übernahme 
von Teilen dieses Gesetzes über rechtskräftige Urteile er­
statten werden. Z. B., daß die Ausbildung nicht durch das 
Überschreiten einer willkürlich festgelegten Fehlzeit ab­
gebrochen werden muß, oder daß der Tag der bestandenen 
Prüfung für das Ausbildungsende maßgebend ist.

Diese allmähliche Aushöhlung des Krankenpflegegeset­
zes sowie eine 1977 erlassene Richtlinie des Europäischen 
Rates über eine gegenseitige Anerkennung von Kranken­
pflegeausbildungen, in der Mindestbedingungen für eine 
ausreichende Ausbildung festgelegt wurde, haben eine 
Gesetzesrevision nötig gemacht. Ein Gesetzentwurf des 
Bundesrats liegt nun vor.

Aber auch nach dem Gesetzentwurf soll altes Recht zu­
mindest beibehalten werden. So ist die nicht voll qualifi­
zierende Krankenpflegehilfeausbildung weiter vorge­
sehen, bleibt eine Anrechnung der Schüler auf den Stel­
lenplan möglich und wird, wohl schon im Hinblick auf eine 
Regelversorgung durch Sozialstationen, die ambulante 
Krankenpflegeausbildung ausgeweitet. Ausdrücklich wird 
das Berufsbildungsgesetz wieder ausgespart, so daß die 
Verschulung der Ausbildung weiter betrieben werden kann. 
In diese Richtung zielte auch die in der letzten Tarifaus­
einandersetzung durch Zimmermann angestrebte Senkung 
der Ausbildungsvergütungen gegen Null hin.
In ihren Stellungnahmen unterstützt keine der Standesor- 
ganisationen die Forderung der ÖTV nach voller Anwen­
dung des Berufsbildungsgesetzes.

Aus der Begründung des Gesetzentwurfes
Der Gesetzentwurf berücksichtigt alle sich aus den eu­
ropäischen Vereinbarungen über die Ausbildung in der 
Krankenpflege ergebenden Anforderungen und Empfehlun­
gen bezüglich Mindestalter, der Mindestausbildungsstun­
den, der Ausbildungsdauer und der bildungsmäßigen Zulas­
sungsvoraussetzungen. Er trägt der Gleichstellung der der 
gegenseitigen Anerkennung unterliegenden Diplome, Prü­
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise mit 
den Ausbildungsnächweisen nach diesem Gesetz sowie der 
Berechtigung zur Erbringung von Dienstleistungen durch 
Begünstigte der EWG-Richtlinien Rechnung. Er trifft au­
ßerdem Feststellungen über die Zuordnung und die sonsti­
gen Voraussetzungen für eine staatliche Anerkennung der 
Krankenpflege-, Kinderkrankenpflegeschulen und Schulen 
für Krankenpflegehilfe und schafft damit eine umfassende 
abschließende Regelung für die Ausbildung in den Berufen 
der Krankenpflege, so daß für eine Anwendung des Berufs­
bildungsgesetzes kein Raum bleibt.

Der Entwurf trägt der zunehmenden Bedeutung der am­
bulanten Krankenpflege Rechnung . ..
Stellungnahmen von Berufsgruppen und
S tande sorga nisationen 
Bundesverband Unterrichtspflegekräfte: Es wird kriti­
siert, daß auch Ärzte bzw. Leitende Pflegekräfte allein 
(trotz Interessenkollision, wie auch die ÖTV festhält) einer 
Krankenpflegeschule vorstehen können. Realschulab­
schluß soll Zugangsvoraussetzung bleiben (statt allgemei­
ner zehnjähriger Schulzeit); eine Verlängerung der Probe­
zeit auf sechs Monate wird begrüßt.

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Schwesternverbände 
(ADS): Es wird die Rechtsunsicherheit beklagt, die immer 
wieder höchstrichterliche Entscheidungen notwendig 
macht. Die Umwandlung der EG-Richtlinien in innerstaat­
liches Recht wird gefordert.
Diakonisches Werk der Ev.-Luth. Landeskirche Hannover 
e. V.: Es wird ausdrücklich nochmals die besondere Erwäh­
nung der ambulanten Krankenpflege gefordert (die ja von 
dieser Institution besonders gepflegt wird).
Deutscher Berufsverband für Krankenpflege (DBfK): Es 
wird bemängelt, daß

— die längst überfällige Neuordnung und Verbesserung der 
Krankenpflegeausbildungen nicht vorgenommen werden;

— Normen aus dem Europäischen Übereinkommen und den 
EG-Richtlinien weiterhin nicht gesetzlich bindend sind (z. 
B. sollte als Richtzahl für das Verhältnis Schüler : Ausbil­
der die im Europäischen Übereinkommen festgelegte Ver­
hältniszahl von 15:1 angewandt werden);

— durch die Nichteinhaltung der Normen, Krankenpfleger- 
(innen) aus der BRD weiterhin nicht die gleichen Rechte 
der Freizügigkeit genießen wie ihre Kollegen im übrigen 
EG-Bereich;

— Soldaten der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes, der 
Polizei und des Justizvollzugsdienstes ohne ausreichende 
Krankenpflegeausbildung nach vierjähriger Sanitäterzeit 
die volle staatliche Anerkennung erhalten sollen.
Stellungnahme der Gewerkschaft ÖTV
Das Berufsbildungsgesetz wird nicht angewendet. Das be­
deutet:
— verschulte Ausbildung,
— verschlechterter Sozialstatus der Auszubildenden,
— keine "angemessene" Vergütung,
— Lehrbücher gibt es nicht kostenlos,
— keine Qualitätskontrolle der Ausbildung,
— die Anleitung in der praktischen Ausbildung ist nicht 

einheitlich,
— die Ausbildung in den einzelnen Bundesländern ent­

wickelt sich nicht einheitlich,
— die Ausbildung endet nicht mit der bestandenen Prü­

fung,
— die Probezeit ist auf sechs Monate verlängert,
— der Kündigungsschutz ist ausgehöhlt,
Die EG-Vorschriften werden nicht vollständig auf inner­
staatliches Recht übertragen.
Das Verhältnis von Unterrichtskräften zu Ausbildungsplät­
zen ist nicht festgelegt.
Die Nichtanrechnung der Auszubildenden auf die Stellen­
pläne der Krankenhäuser ist nicht festgelegt.
Es gibt keine einheitliche berufliche Grundausbildung auf 
Berufsfeldbreite.
Die Berufstätigkeiten sind nicht gesetzlich geschützt.
Die einjährige Krankenpflegehilfeausbildung bleibt.
Die unsinnige Fehlzeitenregelung bleibt.
Eine planvolle, zwischen Theorie und Praxis abgestimmte 
und verzahnte, zeitlich und sachlich gegliederte Ausbil­
dungsregelung wird nicht festgelegt.
.. . Werden ... die Bundesratsbeschlüsse verwirklicht, sind 
einschneidende Verschlechterungen für Auszubildende in 
der Krankenpflege und Geburtshilfe programmiert . .. Da­
mit befinden sich diese Gesetzentwürfe durchaus im 
Gleichklang mit den höchst unsozialen Bestrebungen der 
Bundesregierung, Rechte und Schutzbestimmungen von 
Jugendlichen in der Berufsausbildung abzubauen .. .
Mit der ausdrücklichen Nichtanwendung von Vorschriften 
des Berufsbildungsgesetzes werden die durch höchstrich­
terliche Beschlußfassung beseitigten Unklarheiten über 
die Rechtslage wieder heraufbeschworen ... Es ist zu be­
fürchten, daß der ohnehin unzureichende Ausbildungsstan­
dard verschlechtert wird. Punktuell bereits erreichte Ver­
besserungen werden zunichte gemacht. Im Interesse der 
Auszubildenden lehnt die ÖTV diese Gesetzentwürfe ent­
schieden ab.
Quelle: "Die Schwester/Der Pfleger", 1984— (frw)
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Einkommen

(III) EINKOMMENSQUELLEN, EINKOMMENSZONEN
UND VERSCHIEDENE ARTEN VON EIGENTUM

Bisher haben wir gezeigt, daß zwischen Einkommenshöhe und Einkommensart 
ein Zusammenhang besteht und daß dieser Zusammenhang nicht nur rechne­
risch aufgezeigt werden kann, sondern auch von der bürgerlichen Politik erfaßt 
und in der gesetzgeberischen Tätigkeit berücksichtigt wird. Aus der Einkom­
menshöhe kann man auf die Einkommensquelle rückschließen. Einkommen 
fließt in der bürgerlichen Gesellschaft aus der Veräußerung von Eigentum. Im 
wesentlichen veräußert, wer sonst nichts hat, sein Arbeitsvermögen, und wer 
Produktionsmittel hat, veräußert die Früchte der Arbeit anderer. Dennoch 
besitzt selbst der ärmste Arbeiter ein paar Sachen und der reichste Nichtsnutz 
noch einen Hauch von Arbeitsvermögen. Der Gegensatz von Lohnarbeit und 
Kapital erscheint in einer Vielzahl unterschiedlicher Kombinationen von 
Arbeitsvermögen und Eigentum, die jedoch nicht unterschiedslos ineinander 
verfließen, sondern bezogen auf Einkommenshöhe und Einkommensquelle 
typisch ausfallen.

Lohn und Lohneinkommen
Die Einkommensquelle Arbeitskraft
muß reproduziert werden. Zur Repro­
duktion gehören Konsummittel äu­
ßerst unterschiedlicher Lebensdauer 
und äußerst unterschiedlicher An­
schaffungspreise. Der Preis und nicht 
selten auch das technische Niveau von 
Reproduktionsmitteln kommen in vie­
len Fällen dem Preis und dem Niveau 
von Produktionsmitteln gleich. Ein 
Auto kann zur Fahrt zum Arbeitsplatz 
nötig sein oder als Taxi dienen. Im 
einen Falle würde es aus Lohneinkom­
men reproduziert werden müssen, im 
anderen Falle aus Gewerbeeinnah­
men. Von größter praktischer Bedeu­
tung ist in dieser Hinsicht das Woh­
nungseigentum. Ein zwangloser Über­
gang von Reproduktionsmittel zu Ein­
kommensquelle täte sich da auf. (Erst 
mit Schulden bauen, dann mietfrei 
wohnen, dann nächstes Haus bauen, 
dann von der Miete leben ...) Solche 
Vorstellungen sind millionenfach da, 

klappen tut's irgendwie fast nie. (Wo 
der Pferdefuß liegt, und warum sich so 
viele gleichwohl treten lassen, muß 
einer besonderen Untersuchung Vor­
behalten bleiben, die im Laufe dieses 
Jahres veröffentlicht werden soll.) 
Festzuhalten bleibt: Das "bewegliche 
und unbewegliche Realvermögen der 
privaten Haushalte" von Lohnabhängi­
gen, die Sachen also, die in die Repro­
duktion der Arbeitskraft eingehen, ist 
wegen der hohen Anschaffungspreise, 
wegen dem technischen Niveau und 
wegen der langsamen Umschlagszeit 
dem Kleinkapital der Selbständigen 
zum Verwechseln ähnlich; im Unter­
schied zu diesem muß es jedoch aus 
Lohneinkommen reproduziert werden, 
hat also den Verkauf der Arbeitskraft 
zur Grundlage.

Selbständigen-Einkommen
Die Arbeit der Selbständigen spielt 
sich in den Sparten der gesellschaft­
lichen Arbeitsteilung ab, die einer ko­

operativen Bearbeitung nicht oder 
kaum erschlossen sind. Das Kapital 
fließt in diese Sparten deswegen bloß 
in Form von Geldkrediten. Die Ent­
wicklung der Arbeitsteilung bzw. die 
technischen Revolutionendes Kapita­
lismus ziehen solche Funktionen in 
den industriellen Prozeß und beendi­
gen die entsprechenden Selbständi- 
genlaufbahnen mit Naturgewalt, 
scheiden aber auch immer wieder 
neue derartige Funktionen aus (von 
der Tankstelle mit Reparatur zum 
Autohaus, von der Druckerei zum 
Copy-shop).

Wesentliche Bedingung dieser Art 
Einkommensquelle bleibt das Arbeits­
vermögen des Besitzers der Produk­
tionsmittel. Die stets vorhandene 
Tendenz zum Betrieb des Geschäfts 
auf größerer Stufenleiter und zur 
Emanzipation vom Zwang zur Ar­
beitsleistung kann nicht durch Be­
triebsamkeit gelingen, Voraussetzung 
ist, daß die technische Grundlage des 
Geschäftes für einen industriellen Ar­
beitsprozeß eingerichtet werden 
kann. Das Selbständigeneinkommen 
streut über einen weiten Bereich, zum 
Entgelt zwecks Reproduktion der ei­
genen Arbeitskraft kommt noch ein 
Betrag, der— je nach der Zahl der an­
wendbaren Hilfskräfte— unterschie­
den ist. Das führt zu einer starken 
Differenzierung der Selbständigen­
einkommen.

Gewerbe, bzw. Kapital
Beim Betrieb eines Gewerbes wirft 
sich ein Kapital auf die Befriedigung

Steuerpflichtige in Einkommenszonen, Durchschnittseinkommen nach Einkommensarten

Einkommenszonen: Lohnabhängige Selbständige Kapitalisten Aktionäre
Jahreseinkommen in DM: bis 50000 50-500 000 500 000-5 Mio. 5 Mio. u.m.

überwiegende Einkommens­ An­ {5-Eink. An­ 0-Eink. An­ «5-Eink. An­ $-Eink.
herkunft zahl TsdDM zahl Tsd DM zahl TsdDM zahl TsdDM

nicht veranlagte Lohnsteuerpflichtige 10480200 21 402 831 53 0 0 0 0
aus Land- und Forstwirtschaft 147780 18 18 256 89 249 I 038 5 8732
aus Gewerbebetrieb 682 963 25 467 626 114 19 988 1103 638 10 888
aus selbständiger Arbeit 81685 25 160 673 154 5 917 759 14 6 912
aus nichtselbständiger Arbeit 5 54i 370 33 2674 330 70 1847 790 5 6 199
aus Kapitalvermögen 146 217 15 24 402 138 2 583 1 18 68 9 606
aus Vermietung und Verpachtung 241 496 15 31 239 103 486 922 3 5578
überwiegend aus sonstigen Einkünften 246 548 7 3 035 102 39 1 752 0 0

Alle Einkünfte 17 568 300 24 3782 390 78 31109 1 018 733 IO 625

Die Einkommenszonen sind zunächst durch Zusammenfas­
sung der insgesamt 16 Klassen der Einkommensteuerstati­
stik gebildet (Tabelle). Wie jedoch die Schaubilder zeigen 
(Zonen durch wechselnde Rasterung markiert), liegen die­
ser Unterteilung typische gesellschaftliche Verhältnisse 
zugrunde. Betrachtet man die Anzahl von Leuten, die in 

bestimmte Einkommensklassen fallen, scheint die Gesell­
schaft in zwei nicht scharf getrennte Kategorien zu zer­
fallen: "wenig" Verdienende und "besser" Verdienende. Be­
trachtet man jedoch die Anteile der Einkommensquellen in 
den Klassen, erscheint jede Zone durch typische Einkom­
mensquellen von den anderen klar geschieden.
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einer Nachfrage. Das investierte Ka­
pital steckt in einem konkreten Pro­
duktionszweig und hängt von der spe­
ziellen Nachfrage ab. Für die profi­
table Ausbeutung von Lohnarbeit ist 
im Falle eines solchen Gewerbes die 
Kenntnis der Nachfrage, des Marktes, 
und die Kenntnis der Produktions­
methoden wesentlich. Die bürgerliche 
Gesellschaft bezeichnet solche Kapi­
talisten als "Mittelstand1’, leicht her­
ablassend, weil ihrer Ausbeutertätig­
keit noch ein Duft von Arbeit anhängt, 
und weil sie mit ihrem Kapital in der 
konkreten gesellschaftlichen Arbeits­
teilung festsitzen. Sie sind deswegen 
dem Regiment der großen Kapitalge­
sellschaften unterworfen, die sich oft 
bis in die Einzelheiten des Geschäftes 
einmischen und einen beträchtlichen 
Teil der Beute absahnen, weil sie die 
"Nachfragemacht" haben.

Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften auf Aktienbasis
Dem Zwang, sein Einkommen in einem 
Gewerbe zu suchen, hat sich der Ak­
tionär entzogen. Er "legt nicht alle 
Eier in ein Körbchen", sondern belohnt 
die Tüchtigen, indem er für ihre Um­
triebe Kapital stellt, er bestraft die 
Untüchtigen, indem er rechzeitig 
einen Dummen findet, an den er seine 
Beteiligung abstößt. Unter dem Ge­
sichtswinkel der . gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung ist seine Aufgabe die 
Ausmerzung alles Uneffizienten und 
die Zuteilung der gesellschaftlichen 
Ressourcen, die Organisation des 
Kapitalflusses von einer Branche in 
die andere. Für diesen Beruf braucht ’s 
ein enormes persönliches Einkommen. 
Wenn auch die Verantwortung schwer 
drückt und versüßt werden muß, für 5 
Mio. DM Zucker kann keiner fressen. 
Wohin fließt das Geld? Ein solcher 
Mensch vertritt die Aufgabe der ge­
sellschaftlichen Planung. Er braucht 
einen Haufen Berater, Agenten, 
Ohrenbläser, die gut gefüttert werden 
müssen und als sog. "Jet-Set" einen 
Anblick bieten, der an die frühere 
Hofhaltung der Fürsten erinnert.*
Die hier umrissenen Prototypen sind 
aus der Statistik entwickelt, die die 
Steuerzahler nach Haupteinkommens­
quellen aufführt. In jeder Einkom­
menszone kommen — wenn auch in 
unterschiedlichen Anteilen— alle Ein­
kommensarten vor. Das macht eine 
Schwierigkeit aus. Eine andere, der 
wir uns im nächsten Heft zuwenden 
wollen, besteht darin, daß sehr viele 
Einkommen sich keineswegs nur aus 
der "Hauptquelle" speisen, sondern — 
in ganz unterschiedlichem Umfang — 
aus Haupt- und Nebenquellen.

Das ist für die Ideologiebildung sehr 
wichtig. 2000 DM im Jahr von irgend­
woher werden nämlich von nirgend- 
wem geringgeschätzt.
Quellenhinweis: Stat. Bundesamt, 
Fachserie 14, Reihe 7.1 Einkommen­
steuer .1980— (alk, maf, rül)
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Literatur über Bayern
TEILS BESONDERE, TEILS
ALLGEMEINE PROBLEME

FREISTAATLICHER 
ÖKOLOGISMUS

Carl Amery, er stellt sich 
dezent als Absolvent des 
Maximilianeums (Staatssti­
pendium zur Elitebildung) 
vor, sucht in seiner Schrift­
stellerei . Freistaatsbewe­
gung und Ökologismus zu­
sammenzubringen, und zwar 
durch eine Kritik am "Zen­
tralismus" der Reichsgrün­
dung, die er auf die bayri­
sche Staatsbildung nicht er­
streckt. In seiner Schilde­
rung der Lebensläufe bayer­
ischer Beamter und Politi­
ker interessiert ihn die Mög­
lichkeit einer Verbindung 
von Aufklärung, freistaatli­
chem Patriotismus und Mas­
senbewegung, eher neben­
bei erfährt man Wissenwer­
tes der, wie anderswo auch, 
verschwiegenen Geschichte 
oppositioneller Volksbewe­
gungen. Bürgertum und den 
Großgrundbesitz spart 
Amery aus. In Bayern war 
das System adliger Grund­
herrschaft nicht voll ausge­
baut und Bayern industria­
lisierte spät. Der Einfluß 
von Großgrundbesitz und 
Großbürgertum war deswe­
gen nicht schwach. Wie man 
aus dem Hintergrund heraus 
Staats- und Kirchenbeamte 
tanzen läßt, ist in der 
bayerischen Geschichte und 
Politik eine besonders ge­
schätzte Kunst. Auch Ame- 
rys Darstellung läßt die 
herrschenden Klassen in ih­
ren luxuriösen Räumlichkei­
ten hinter der politischen 
Bühne in Ruhe. (Carl Ame­
ry, Leb wohl..., Goldmann, 
Bavarica - maf)

POLITISCH-HISTO­
RISCHES LESEBUCH 

Manfred Bosch hat 1983 bei 
Pahl-Rugenstein das Quel­
lenbuch "... du Land der 
Bayern als Taschenbuch 
herausgebracht. Es enthält 
143 Texte, chronologisch 
Uber zwei Jahrhunderte ge­
ordnet. Dem Buch insge­
samt und den sechs Zeitab­
schnitten sind wichtige the­
senartige Einführungen vor- 
angcstellt. Vor dem Ab­
schnitt "Vom Feudalismus 
zum Absolutismus" liest 
man etwa Angaben über die 

landwirtschaftlichen Be­
triebsgrößen und Besitzver­
hältnisse: "So überstieg die 
Zahl der Betriebe mit über 
100 Hektar im gesamten 19. 
Jahrhundert nie 1% 
Eine weitere Besonderheit 
der bayerischen Agrarver­
hältnisse lag in der überaus 
starken grundherrlichen 
Stellung der Kirche, der 
56 % der bayerischen Bauern 
grundpflichtig waren und 
unter deren Herrschaft es 
sich oft vergleichsweise 
milde leben ließ." (S. 18)

Offizielles, verbreitetes 
Bayern-Bild

Ziel der Textsammlung ist 
"Realismus", den Bosch als 
"Abschied von einem Ge­
schichtsbild" definiert, "das 
alles Bayerische von Gegen­
aufklärung, Konservatismus 
und Klerikalismus bestimmt 
sieht. Auch wenn diese bis 
heute die Oberhand behal­
ten haben, konnten sie doch 
nie ganz jene freiheitlich­
demokratischen Traditionen 
zum Verschwinden bringen, 
die als Aufklärung und Libe­
ralismus, Demokratie und 
Sozialismus auch in Bayern 
menschenfreundliche Ziele 
formuliert und erkämpft ha­
ben." (S. 13) Quellenangaben 
ermöglichen auch eine Fort­
setzung der Lektüre. Das 
Buch stellt vor allem unter­
drückte Auffassungen zu­
sammen, es soll kein Ersatz 
für ein Geschichtsbuch sein, 
sondern eine Ergänzung und 
Korrektur der vorhandenen, 
verbunden mit dem "An­
spruch, die 'maßgebliche 
Geschichte’ Bayerns zu do­
kumentieren" (S. 15).
- (ael)

ROMAN ÜBER 
DEN FASCHISMUS 

Oskar Maria Graf, geboren 
1894 in Berg am Starnberger 
See, beteiligte sich im er­
sten Weltkrieg an den Muni­
tionsarbeiterstreiks und 
kam dafür ins Gefängnis. Er 
gehörte zu den Kämpfern 
für die Revolution 1918 und 
die Bayerische Räterepub­
lik. Den Roman "Die gezähl­
ten Jahre" hat er 1934 ge­
schrieben, mit eingeblende­
ten Fakten über die damali­
ge Zeit. Er erzählt die Ge­
schichte einer Familie, de­
ren Vater Sozialdemokrat 
ist, der Sohn ebenfalls, aber 
mit Neigungen zu den Kom­
munisten. Die Tochter be­
wegt sich in Faschistenkrei­
sen. — Das Münchener Ge­
werkschaftshaus wird von 
den Faschisten besetzt, die 
Polizei arbeitet dabei mit 
den Faschisten zusammen. 
Die Waffen wurden von den 
sozialdemokratischen Füh­
rern verborgen gehalten. 
"Die Genossen wurden re­
bellisch. 'Waffen her! Unse­
re Waffen!’ schrien alle. 
Haller und Bangler dagegen 
lehnten ab. Wir hatten nur 
Gummiknüppel, und die wa­
ren zu wenig. Die Genossen 
fingen an, die Tische und 
Stühle zu demolieren. Jeder 
wollte wenigstens etwas in 
der Hand haben." Als auch 
Österreich keinen Schutz 
mehr bietet, weil die Regie­
rung Dollfuß mit Hitler zu­
sammenarbeitet, um die 
Revolutionäre in die deut­
schen Konzentrationslager 
zu bringen, müssen der 
Hochegger-Sohn und seine 
Frau Klara in die Tschecho­
slowakei fliehen. Zurück in 
Wien, wird Klara verhaftet 
und an die deutsche Gestapo 
ausgeliefert.
(0. M. Graf, Die gezählten 
Jahre, 12,80 DM— mav)

ANTIFASCHISTI­
SCHES FRAGMENT 

Das Firmenschild des Ma­
lermeisters Werner Grube 
im Münchner Stadtviertel 
Haidhausen ist eines Tages 
mit antisemitischen Sprü­
chen und dem Davidstern 
beschmiert. Sein Bekann­
ter, der Schriftsteller 
Zwing, nimmt diesen Vor­
fall zum Anlaß, die Lebens­
geschichte Grubes aufzu­
schreiben: die Kindheit im 
jüdischen Kinderheim an der 
Antonienstraße, die Depor­
tation ins Konzentrationsla­

ger Theresienstadt. Die 
Nachkriegszeit, in der sein 
Bruder und dessen Frau in 
derFDJ tätig waren, wegen 
Flugblättern gegen die Wie­
deraufrüstung Gefängnis­
strafen erhielten. Die Gru­
bes traten in die KPD ein. 
Nach dem KPD-Verbot er­
neut Gefängnis für den Bru­
der, weil er an Bundeswehr­
soldaten Flugblätter ver­
teilte.—Zwing recherchiert 
einiges über das München 
der Nazi-Zeit und nach dem 
Krieg. Er versucht dabei, 
die Verbindung herzustellen 
zur Schmiererei an Grubes 
Tor, zu "Ausländer raus"- 
Parolen. — Zwing beob­
achtet Neonazis, im Jahr 
des Oktoberfestattentats. 
Er versucht allerdings, sich 
die Täter als "Opfer der 
Verhältnisse" vorzustellen, 
ohne aber die direkte Förde­
rung der Neonazis durch 
CDU/CSU und Regierung 
anzusprechen. (August 
Kühn, Wir kehren langsam 
zur Natur zurück — Frag­
ment. Schneekluth Verlag 
Münchner Edition, 1984, DM 
28 — rew)

SOZIAL­
GESETZGEBUNG

Das Stadtarchiv München 
gibt seit 1967 unter dem Ti­
tel "Miscellanea Bavarica 
Monacensia" eine Schriften­
reihe von Dissertationen 
über Bayerische Landes­
und Münchner Stadtge­
schichte heraus. Die Titel, 
von denen bis 1983 121 er­
schienen, sind leuchtend 
gelb gebunden und sicher­
lich in einigen Bibliotheken 
vorhanden. Es sind einige in­
teressante Untersuchungen 
darunter, etwa Horst Hesse, 
"Die sogenannte Sozialge­
setzgebung Bayerns Ende 
der sechziger Jahre des 19. 
Jahrhunderts" (1971). Im er­
sten Teil werden "Die obrig­
keitliche Bevormundung der 
Staatsangehörigen im 17. 
und 18. Jahrhundert" und 
"Reaktionärer Gesetzes­
vollzug und wachsende Ge­
meindekompetenz bis in die 
fünfziger Jahre des 19. 
Jahrhunderts" dargestellt, 
ehe die Sozialgesetzgebung 
von 1868/69 im einzelnen 
dargestellt wird. Dabei ging 
es v.a. um die Gewerbeord­
nung, Verehelichungs- und 
Aufenthaltsrecht, die Al­
ternative kirchlicher oder 
staatlicher Armen- und 
Krankenpflege und um die 
Entwicklung der rechtlichen
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Stellung der Gemeinden. 
Die Positionen des Adels, 
des Bürgertums (das "prä­
genden Einfluß" hat), der 
"diskriminierten Unter­
schichten" und der Bauern 
zu diesen Gesetzen werden 
dargestellt; dabei erfährt 
man etwa: "Am 4. Dezem­
ber 1869 protestierte in 
Augsburg sogar eine von 
2000 Personen besuchte Ar­
beiterversammlung gegen 
das Ministerium Hohenlohe, 
dessen liberale Politik für 
die Arbeiter nichts gebracht 
habe." Einiges statistische 
Material über die soziale 
Lage trägt zum Verständnis 
bei. —(ael)

EIN NÜTZLICHES 
LESEBUCH

Das Lesebuch "Wir in Bay­
ern" ist 1982 im Verlag "Das 
Freie Buch" erschienen und 
will einige Besonderheiten 
der politischen Entwicklung 
in Bayern aufzeigen. Aktu­
eller Anlaß war die Verhaf­
tung von 141 Jugendlichen 
in Nürnberg im März 1981. 
Zusammen mit anderen 
fortschrittlichen Organisa­
tionen rief der Arbeiterbund 
zu einer Veranstaltung "Die 

Freikorps Werdenfels, München, Mai 1919

berg" auf. Das Buch be­
handelt in 16 Kapiteln je­
weils einen historischen 
Zeitabschnitt. Der Bauern­
krieg macht vor den Toren 
Altbayerns halt, da hier die 
sozialen Gegensätze zwi­
schen Feudalherren und den 
Mittelbauern nur gering 
ausgeprägt sind. München 
entwickelt sich zu einem 
katholischen barock-reakti­
onären Bollwerk gegen die 
Aufklärung. Diese Verbin­
dung von Katholizismus und 
Groß-Mittelbauern wirkte 
noch lange, sie war die si­

chere Stütze der Herrschaft 
der Wittelsbacher. München 
als Hauptstadt der "Bewe­
gung" der Nationalsoziali­
sten und nach 1945 Bayern 
als Schirmherr der Lands­
mannschaften stehen in die­
ser Tradition. 40-seitiger 
Bildanhang. (P. Willmitzer, 
Wir in Bayern ... — mal)

DER ANARCHIST 
ERICH MÜHSAM

Die erfolgreiche, revolutio­
näre Zusammenarbeit zwi­
schen Anarchisten und Mar­
xisten im politischen Kampf 
wird durch die Kenntnis und 
Berücksichtigung der theo­
retischen und ideologischen 
Differenzen eher erleich­
tert. Die Werke von Erich 
Mühsam sind hierfür viel­
leicht nützlich. In der 
Schrift "Befreiung der Ge­
sellschaft vom Staat" wird 
das Weltbild des Anarchis­
mus und der Weg des Anar­
chismus behandelt. Für 
Marxisten besonders kri­
tisch ist das Verhältnis des 
Anarchismus zum histo­
rischen Materialismus. 
Erich Mühsam, einer der 
Führer der Münchner Räte­
republik, polemisiert gna­
denlos: “Mit der Logik allein 

Strafrechtsänderungsgesetz
GEFÄNGNIS FÜR BILLIGUNG

DES POTSDAMER ABKOMMENS?

und gar mit der wissen­
schaftlich aufgepolsterten 
Lehre vom historischen Ma­
terialismus ist das Wirt­
schaftssystem des Kapi­
talismus nicht zu widerle­
gen, noch weniger zu be­
kämpfen oder durch ein bes­
seres System zu er­
setzen. .." Erich Mühsam 
ruft aus: “Wir verabscheuen 
den Hunger der Armen, und 
zwar um der Gerechtigkeit 
willen!" (Erich Mühsam, Be­
freiung der Gesellschaft 
vom Staat, Karin Kramer 
Verlag Berlin — dil)

"Wer Schriften ..., die eine unter der Herrschaft des Na­
tionalsozialismus begangene oder eine unter 
einer anderen Gewalt- und Willkürherr­
schaft gegen Deutsche (Hervorhebung d.Verf.) 
begangene ... Handlung billigen oder leugnen und nach 
ihrem Inhalt dazu bestimmt sind, diese Gewalt- und Will­
kürherrschaft zu verherrlichen oder zu verharmlosen, 1. 
verbreitet ... etc., wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr bestraft ..." (1) So lautet der Vorschlag der Bundesre­
gierung zur Änderung eines Passus des Entwurfs eines 21. 
Strafrechtsänderungsgesetzes, befaßt mit Strafen für Ver­
harmlosung oder Verherrlichung "schwerer national­
sozialistischer Gewaltmaßnahmen"!

Zum 40. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus wird 
das Gesetz als antifaschistisches Machwerk daherkom­
men. Auf den Pferdefuß stößt man schon in der Begrün­
dung, die wie selbstverständlich von links- und rechtsex­
tremistischen Schriften spricht. Das eigentlich Spannende 
wird jedoch deutlich darin, daß etwa zeitgleich mit dem 
ersten Entwurf des Gesetzes die über zwanzig Jahre in 
Bibliotheksecken verstaubende "Dokumentation der 
Vertreibung der Deutschen aus Ost- Mitteleuropa" auf den 
Markt geworfen wurde. Im Mai 1984 erschien die sechsbän­
dige "Dokumentation" der Bundesregierung über die "ge­
waltsame Vertreibung von über zehn Millionen Deutschen" 
aus den "deutschen Ostprovinzen" als dtv-reprint. (2) Die 
"Dokumente" sind etwa folgender Natur: "Erlebnisbericht 
des Gutsbesitzers Friedrich Graf Stolberg aus Kiowitz, 
Original 21.2. 1947" oder "Erlebnisbericht der Hausfrau 
Anna Riedl aus Komotau, Original 2.3. 1957" (!)- Vorwie­
gend Studiendirektoren, Landwirte, Oberlandgerichtsräte, 
Betriebsführer, Hausfrauen etc. fischen teilweise zehn bis 
zwölf Jahre nach Kriegsende in ihren persönlichen Erin­
nerungen. Sich mit der diesen "Dokumenten" vorhergehen­
den Geschichtsbearbeitung der Autoren auseinanderzu­
setzen, muß an anderer Stelle geschehen. Von Bedeutung 
ist, daß eben solcher Auseinandersetzung von Seiten der 
Bundesregierung mit dem Gesetzentwurf ein Riegel vorge­
schoben werden soll. Der sog. Bund der Vertriebenen, der 
immerhin 44 Funktionäre in den Reihen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion sitzen hat, fordert schon seit eh und je 
eine aggressivere politische und juristische Verwertung 
der Vertreibungslegende. Wozu sind sie schließlich da: ca. 
13 Millionen Seiten (etwa 88 laufende Meter) Ost­
dokumentensammlung des Bundesarchivs in Koblenz und 
eine noch wesentlich umfangreichere Archivsammlung des 
Kirchlichen Suchdienstes in München?

Wer jedoch das Ganze nur als Propagandamanöver gegen 
wieder zunehmende antifaschistische Enthüllungen be­
greift und den Gesetzentwurf in Sachen "Verbrechen gegen 
Deutsche" als konsequenzlosen Kraftakt, sieht die Dinge 
zu harmlos. Das Satzungsziel z.B. der Sudetendeutschen 
Landsmannschaften, "den Rechtsanspruch auf die Heimat, 
deren Wiedergewinnung und das damit verbundene Selbst­
bestimmungsrecht der Volksgruppe durchzusetzen" (3), ist 
ernst gemeint. Vorstellungen darüber, wie zur Erreichung 
des Ziels als nächstes zu verfahren wäre, liegen bereits 
vor. Man lese: "Der Zwang war die Ursache, warum ich jah­
relang nur vom Frieden redete. Es war nunmehr notwen­
dig, das deutsche Volk psychologisch allmählich umzustel­
len und ihm langsam klarzumachen, daß es Dinge gibt, die, 
wenn sie nicht mit friedlichen Mitteln durchgesetzt wer­
den können, mit Gewalt durchgesetzt werden müssen. Da­
zu war es aber notwendig, nicht etwa nun die Gewalt als 
solche zu propagieren, sondern es war notwendig, dem 
deutschen Volk bestimmte außenpolitische Vorgänge so zu 
beleuchten, daß die innere Stimme des Volkes selbst lang­
sam nach der Gewalt zu schreien begann ..." (4)
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Trotzdem ist es nicht notwendig, die Friedlichkeitsbe­
teuerungen der Bundesregierung hinsichtlich ihrer Wieder­
vereinigungsabsichten nur als Heuchelei zu brandmarken. 
Das Nürnberger Tribunal der Anti-Hitler-Koalition hat 
deutlich gesprochen; "Hier vor Gericht wurde behauptet, 
daß die Annexion Österreichs ... ohne Blutvergießen 
erreicht worden sei. Selbst wenn dies alles klar wäre, wäre 
es ganz unerheblich, da die Tatsachen klar beweisen, daß 
die Methoden, derer man sich zur Erlangung jenes Ziels 
bediente, die eines Angreifers waren. Entscheidend war, 
daß Deutschlands bewaffnete Macht zum Einsatz für den 
Fall des Widerstandes bereitstand." (5)
Quellenhinweis: (1) Bundestags-Drucksache 10/1286, (2) 
Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost- 
Mitteleuropa, Hrsg. Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, dtv-reprint, München 
1984, (3) Blätter für deutsche und internationale Politik 
8/84, (4) Rede Hitlers vom 10.11.38, aus Vierteljahreshefte 
für Zeitgeschichte 1958,3. Heft, (5) Das Urteil von Nürn­
berg, München 1979 - (doz)

Berufsfußballer
ELITE DER NATION?

LOHNABHÄNGIGE? ODER WAS?

Fußball gilt in der BRD immer noch als "schönste Nebensa­
che der Welt", die Bundesliga verzeichnet einen Zuschau­
erschnitt von etwa 200000 pro Spieltag. Berufsfußballspie­
len ist mit hohem gesundheitlichen Verschleiß verbunden. 
Zehn bis fünfzehn Jahre Bundesliga ruinieren die Gesund­
heit (siehe auch Politische Berichte 19/84 S.7). Dennoch 
geht der Nachwuchs für den Beruf Fußballspieler nicht 
aus, gibt es nur wenige Initiativen der Spieler zur Begren­
zungdesgesundheitlichen Raubbaus. Um zu erklären, wa­
rum die Spieler bereit sind, das Risiko gesundheitlicher 
Dauerschäden in nur zehnjähriger Arbeit ohne große Ge­
genwehr einzugehen, sind drei Fragen zu untersuchen: a) 
welchen konkreten Arbeitsbedingungen sind sie unterwor­
fen? b) was verdienen sie, was läßt sich mit dem Geld an­
fangen? c) welche Verdienstmöglichkeiten haben sie nach 
dem Ende ihrer Karriere, welche gesellschaftlichen Auf­
stiegsmöglichkeiten bietet ihnen die Fußballerlaufbahn?

Will ein Fußballer bei einem Verein der ersten oder zwei­
ten Bundesliga spielen, so muß er einen Vertrag mit dem 
Verein abschließen. Rechtlich umstritten war lange Zeit, 
ob es sich dabei um einen Arbeitsvertrag (d.h. um unselb­
ständige Arbeit) handelt oder nicht. Inzwischen wird der 
Charakter des Vertrags als Arbeitsvertrag im Angestell­
tenverhältnis anerkannt, was den Spielern den grundsätzli­
chen Schutz des Arbeitsrechts zukommen läßt. Neben die­
sem Vertrag mit dem Verein muß der Spieler einen Lizenz­
vertrag mit dem Deutschen Fußballbund (DFB) abschlie­
ßen. Ohne dessen Spielgenehmigung darf er nicht einge­
setztwerden. Der Vertrag mit dem Verein ist demzufolge 
bedeutungslos, wenn der DFB dem Spieler keine Lizenz er­
teilt oder diese entzieht. Dadurch gewinnt die Stellung des 
Verbands gegenüber Spielern und Vereinen überragende 
Bedeutung, in der Regel zulasten der Spieler, denn wer im 
DFB das Sagen hat, sind vorwiegend diejenigen, die die 
Vereine beherrschen. Bis vor wenigen Jahren war eine Vor­
aussetzung der Lizenzerteilung der "gute Leumund im bür­
gerlichen Leben", das heißt, daß z.B. Vorbestrafte grund­
sätzlich keine Lizenz erhielten. Diese Regelung wurde un­
ter anderem unter dem Eindruck des "Bundesliga-Skan­
dals", bei dem mehrere ehemalige Spieler von Schalke 04 
wegen "Bestechlichkeit" vor Gericht standen, aufgehoben, 
da der DFB Interesse daran hatte, Spieler wie Klaus Fi­
scher und Rolf Rüssmann "zum Wohle der Nation" in der 
Nationalmannschaft einsetzen zu können. Die Stellung des 
DFB gegenüber insbesondere den Spielern wird weiter da­
durch zementiert, daß der DFB die Schiedsgerichtsbarkeit 

gemäß § 1025 Zivilprozeßordnung (ZPO) ausübt, das heißt, 
der DFB kann Rechtsstreitigkeiten zwischen sich und den 
Spielern, die sich aus dem Lizenzvertrag oder durch Diszi- 
plinarmaßnahmen ergeben, der ordentlichen Gerichtsbar­
keit entziehen und auf sein Schiedsgericht konzentrieren. 
Der DFB hat immer wieder versucht, seine ausschließliche 
Zuständigkeit gegenüber den Spielern durchzusetzen. Im 
Schiedsvertrag, den der Spieler mit dem Verband neben 
dem Lizenzvertrag abschließen muß, wird der ordentliche 
Rechtsweg grundsätzlich ausgeschlossen; dieser soll nur 
offen sein für arbeitsrechtliche Streitigkeiten zwischen 
dem Spieler und seinem Verein. Für die Spieler hieße das, 
daß sie sich auch im Fall der Lizenzentziehung durch den 
DFB, die einem Berufsverbot gleichkommt, nur bei den 
"zuständigen Stellen" des DFB selbst beschweren könnten. 
Dem werden in der juristischen Literatur und Rechtspre­
chung inzwischen Grenzen gezogen. Nach herrschender 
Meinung kann der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten ins­
besondere bei Fragender Lizenzerteilung und -entziehung 
nicht ausgeschlossen werden. Für die Spieler schafft diese 
Auffassung immerhin etwas Luft gegenüber dem Verband, 
zumal die Lizenzentziehung auf den Arbeitsvertrag zu­
rückwirkt, daß dieser seine Bedeutung verliert, da der 
Spieler ohne DFB-Lizenz nicht eingesetzt werden darf.

Durch den Arbeitsvertrag mit dem Verein ist der Spieler 
besonderer Knechtschaft unterworfen. Er hat nicht nur 
wie jeder Lohnabhängige seine Arbeitskraft voll und ganz 
einzusetzen, sondern er ist vertraglich verpflichtet, alles 
zu unterlassen, was seine Gesundheit beeinträchtigen 
könnte. In der Praxis sieht dies in vielen Vereinen so aus, 
daß der Spieler nach 22 Uhr seine Wohnung nicht verlassen 
darf, was von den Trainern per Telefonstichproben nachge­
prüft wird, oder daß er nicht Skifahren darf usw. Das Pri­
vatleben wird insgesamt der Kontrolle des Vereins unter­
worfen. So heißt es in §2 des Mustervertrags: "... Der 
Spieler hat sich in der Öffentlichkeit und tunlichst auch in 
seinem Privatleben so zu verhalten, daß weder sein eigenes 
Ansehen, noch das des Vereins oder des Fußballsports be­
einträchtigt wird." Die besonders weite Fassung gegenüber 
etwa dem Arbeiter oder Angestellten, der "den Ruf des 
Unternehmens" nicht "schädigen" darf, rührt aus der öf­
fentlichkeitswirksamen Stellung der Profis, deretwegen 
diese auch Interviews usw. nur mit Genehmigung des Ver­
eins geben dürfen. Trotz der rechtlosen Stellung der Spie­
ler und des hohen Grades an Gesundheitsverschleiß und 
-gefährdung sind, zumindest in der BRD, kaum Fälle be­
kannt, in denen sich Spieler zur Wehr setzen, obwohl der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad (allerdings in der 
DAG) 60% beträgt. Für Aufsehen sorgte der Streik beim 1. 
FC Nürnberg, der sich insbesondere gegen zu hartes Trai­
ning und daraus resultierende Gesundheitsgefährdung rich­
tete. Nach der Entlassung von sechs Spielern wurde der 
Streik gebrochen.

Die Duldungshaltung vieler Spieler ist aus der materiel­
len Seite des Fußballerdaseins zu erklären. Zunächst ist

Zu Cosmos New York der Verdienstmöglichkeiten wegen: 
Torwart Birkenmeier, hier noch beim Freiburger FC.
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festzuhalten, daß die Vereine durch das "Leistungsprinzip" 
und das Prämiensystem Spaltungsmöglichkeiten haben und 
die Spieler in die Konkurrenz treiben. Bei Eintracht Braun­
schweig z.B. existieren drei Gehaltskategorien: die erste 
für die Amateurspieler, die zweite für die Mehrheit der 
Stammspieler, die dritte für die "Spitzenspieler". Inner­
halb dieser Kategorien wird nochmals differenziert. Die 
meisten Spieler liegen in Kategorie zwei, die einen Jahres­
verdienst von 70000-90000 DM ergibt. Die Schwankung 
von 20000 DM ergibt sich aus dem Prämiensystem, das ge­
staffelt ist nach Zahl der Einsätze pro Saison, Sieg- und 
Punktprämien sowie Zuschauerbeteiligungen (ab einer be­
stimmten Zuschauerzahl ist eine Sonderprämie fällig). Der 
Verdienst der Spitzenspieler schwankt, wiederum abhängig 
vom Prämiensystem, zwischen 100000 DM und 130000 DM 
im Jahr.

Ähnlich ist es beim 1. FC Kaiserslautern, bei dem die 
Spitzenspieler Thomas Allofs und Andy Brehme nach eige­
ner Aussage 100000 DM (brutto) im Jahr erhalten. Dies 
sind Summen, die bei Vereinen wie Bayern München schon 
für einen "durchschnittlichen" Spieler gezahlt werden. Die 
Spitze bei Bayern München liegt bei rund 500000 DM im 
Jahr für Lothar Matthäus. Die Entwicklung, die die Verei­
ne seit Jahren vorantreiben, geht dahin, die Grundgehälter 
im Verhältnis zum möglichen Gesamtverdienst niedrig an­
zusetzen und das Prämiensystem immer weiter auszudeh­
nen. So zahlt der Zweitligist Fortuna Köln selbst Siegprä­
mien nur noch dann, wenn der Verein nach dem siegreichen 
Spieltag mindestens auf Platz neun der Tabelle steht. Die­
se Systeme verschärfen die Konkurrenz.

Festzuhalten ist, zumindest für die Vereine der ersten 
Bundesliga, daß die Bezahlung der Spieler deutlich über 
dem Durchschnitt eines Facharbeiters liegt. Wie ist dies zu 
werten?

Berufsfußball ist keine mehrwertproduzierende Tätig­
keit. Seine Existenz verdankt er dem Reproduktionsin­
teresse insbesondere der Lohnabhängigen, für die das Be­
trachten eines Fußballspiels zur Entspannung oder zum 
Entladen von Emotionen dient; dies gilt unabhängig davon, 
wieweit Reproduktionsinteressen und Bedürfnisse im Ka­
pitalismus künstlich erzeugt und manipuliert werden. Eine 
Grundvoraussetzung, um überhaupt ein Gehaltsniveau wie 
das derzeitige erreichen zu können, ist also das gesell­
schaftliche Interesse an der Angelegenheit. Die Bezahlung 
der Spieler und des gesamten Spielbetriebs erfolgt aus drei 
Quellen: zum einen aus einem Teil des Mehrwerts bzw. der 
Revenuen der sich im Bereich Berufsfußball betätigenden 
Kapitalisten (Mäzene); zum zweiten aus den Teilen des 
Lohns, den die Werktätigen z.B. für Eintrittsgelder ausge­
ben, wobei die Summe der Eintrittsgelder, die Bourgeois 
ausgeben, nicht ins Gewicht fällt; zum dritten aus Steuer­
geldern insbesondere über Fonds der Kommunalhaushalte. 
Für die die einzelnen Vereine beherrschenden und sie mit­
finanzierenden Kapitalisten stellt sich der direkte Lohnan­
teil an der Finanzierung des Spielbetriebs als Teilrücker­
stattung der investierten Gelder oder Ersparnis zusätzli­
cher Zahlungen dar. So erklärt sich, warum selbst bei Sen­
kung der Spielergehälter die Eintrittspreise nicht oder nur 
unwesentlich gesenkt werden. Das Gejammere der Ver­
einsführungen über Verschuldung erklärt sich nicht nur aus 
"Mißmanagement", sondern es rührt daher, daß durch den 
Berufsfußball kein Mehrwert produziert wird, er demnach 
nur als Zuschußgeschäft betrieben werden kann. Die Kapi­
talisten, deren Spenderherzen angeblich aufblühen beim 
Anblick ihrer wackeren Helden auf dem Rasen, gewinnen 
bei der Sache dennoch kräftig, nämlich Konkurrenzvortei­
le durch die große Publizität ihres Namens (siehe Jäger­
meister). Diese Kosten-Nutzen-Relation und die Tatsa­
che, daß es im Ergebnis eh die Lohnabhängigen sind, die die 
"Brot und Spiele"-Orgien, die die Bourgeoisie mit dem Be­
rufssport treibt, bezahlen, hat für die Spieler den Vorteil, 
daß sie eine weit über dem Durchschnitt liegende Bezah­
lung bis zu einem bestimmten Grad sichern können, ohne 
jemals darum gekämpft zu haben.

Betrachtet man diese Gehälter näher, so ist unschwer

Vorreiter bei der Durchsetzung von Prämiensystemen: 
Braunschweigs Boß und Jägermeister-Kapitalist Mast.

feststellbar, daß sie selbst bei gediegenem Lebenswandel 
schwerlich nur in Konsumtionsmitteln aufgehen können. 
Vielmehr ist es für die Mehrzahl der Spieler der ersten 
Bundesliga möglich, monatlich Geld zurückzulegen. Zwar 
reichen diese Ersparnisse nicht, um sich nach Abschluß der 
Karriere zur Ruhe zu setzen und bis zum Lebensende davon 
zu zehren, aber es reicht immerhin aus, um nach einigen 
Jahren, wenn auch in bescheidenem Umfang, Vermögen zu 

, bilden und es z.B. in Haus- und Wohnungseigentum zwecks
Vermietung desselben anzulegen. Zwar ist nach Abschluß 
der Karriere die Gesundheit der Spieler so weit ruiniert, 
daß sie ihre Arbeitskraft nicht mehr oder nur schwerlich in 
Bereiche von Industrie und Handwerk verkaufen können; 
dies haben sie in der Regel aber auch nicht mehr nötig. 
Selbst Spieler, die über die Stadtgrenze ihres Vereins hin­
aus kaum bekannt sind, setzen sich nach ihrer Karriere in 
gefestigten Positionen höherer Angestelltentätigkeit fest 
oder werden Kleinunternehmer. Hierzu dient nicht nur das 
angesammelte Vermögen; vielmehr wird die Gründung 
einer gesicherten Mittelklassen- oder Kleinunternehmer­
stellung von den Vereinen direkt mitvorbereitet und unter­
stützt, vornehmlich von den Vereinen der Amateurliga. 
Diese verpflichten "alternde" Bundesligaspieler als Zug­
pferde für ihre Vereine. Die Hauptseite der Bezahlung 
nimmt hierbei nicht das Gehalt ein, sondern die Verschaf­
fung von Krediten zu günstigen Bedingungen, Arbeitsplät­
zen im zumeist höheren Angestelltenbereich, Geschäfts­
räumen oder Geschäftsbeteiligungen. Dazu einige Beispie­
le aus "kicker-sportmagazin": Norbert Nigbur, früherer 
Torwart u.a. bei Schalke 04, betreibt eine Versicherungs­
agentur und ein Sportartikelgeschäft — beides mit Hilfe 
seines jetzigen Vereins RW Essen. Bei der SpVgg. Hamm 
arbeitet die halbe Mannschaft (überwiegend ehemalige 
Profis) bei der örtlichen Bank; Werner Schneider (früher 
Borussia Dortmund) arbeitet als Abteilungsleiter bei einer 
Warenhauskette; Günther Wienhold eröffnete mit Hilfe 
seines Vereins SC Freiburg ein Sportgeschäft. Derzeit 
spielen über 100 ehemalige Profis in der Amateurliga.

Wer also eine Fußballerkarriere anfängt, weiß, daß dies 
ein geeignetes Sprungbrett zur späteren Selbständigkeit 
oder zumindest zum gesicherten Angestelltenniveau ist. 
Von den sogenannten Stars ist hierbei nicht die Rede; da 
gibt es so manchen, der unter Anhang der Bourgeoisie fir­
miert.

Es gibt also gute Gründe, den zehn- oder fünfzehnjähri­
gen Gesundheitsraubbau auf sich zu nehmen; diese Gründe 
bestehen in der Möglichkeit des Aufstiegs in Gesell­
schaftsschichten, die entweder eine gesicherte Reproduk­
tionoder eine Stellung als Selbständiger ermöglichen, der 
andere Leute für sich arbeiten lassen kann und sei's nur im 
Drei-Mann-Betrieb. Individuell besser als lebenslange 
Lohnarbeit scheint's zu sein, und dafür bringt man Opfer. 
Quellenhinweis: Recht der Arbeit 1/82; kicker-sportmaga­
zin, verseh. Ausgaben. — (Mak)
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Friedensvertrag

SOWJETUNION UND DDR BERUFEN SICH ERNEUT AUF
DIE PRINZIPIEN DES POTSDAMER ABKOMMENS

Am 8. Mai jährt sich zum 40. Mal die bedingungslose Kapitulation des Deut­
schen Reiches gegenüber der Antihitler-Koalition und damit die Niederlage der 
deutschen Imperialisten im zweiten Weltkrieg. Der deutschen Monopolbour­
geoisie ist im Verlauf der vergangenen 40 Jahre gelungen, eine endgültige Be­
siegelung der Niederlage in einem Friedensvertrag, der die Absichten der Anti- 
Hitlerkoalition gegenüber Deutschland durchsetzte, zu verhindern und sich er­
neut als expansive und aggressive Macht zu etablieren. Die — nunmehr in ihrer 
staatlichen Herrschaft auf das Gebiet der BRD beschränkten — deutschen Im­
perialisten erheben den Anspruch, "Nachfolger des Deutschen Reiches in den 
Grenzen von 1937“ zu sein. Die Reaktion unternimmt zunehmend Anstrengun­
gen, ihren Vorstellungen von der Lösung der "Deutschen Frage" in der Öffent­
lichkeit Unterstützung zu verschaffen. Strauß warf jüngst die Frage eines Frie­
densvertrages auf, der nach Wunsch der Reaktion die Grenzen von 1937 wieder­
herstellen soll. Andere Politiker fordern eine "europäische Friedensordnung", 
in deren Rahmen die "deutsche Frage" gelöst werden soll. Die Sowjetunion, die 
VR Polen, die CSSR und die DDR wenden sich seit dem Beginn der Stationierung 
der Mittelstreckenraketen und verstärkt seit Aufhebung der letzten konventio­
nellen Rüstungsbeschränkungen für die BRD durch die WEU gegen die "revan­
chistischen" Umtriebe in der BRD. Alle diese Staaten erheben die Forderung 
nach Einhaltung der sog. Ostverträge und nach Anerkennung der DDR. Weder 
die SU noch die DDR fordern zur Zeit einen Friedensvertrag. Im folgenden sol­
len die Gründe der beider Staaten für ein solches Verhalten dargelegt werden, 
in später folgenden Artikeln soll untersucht werden, welche Auffassungen die 
BRD und ihre Verbündeten zu einem Friedensvertrag vertreten und welche 
Konsequenzen daraus für die antifaschistischen Kräfte in der BRD folgen.

Die SU versucht, das Potsda­
mer Abkommen durchzusetzen
Die Sowjetunion hat 1959 zum letzten 
Mal einen Entwurf für einen Friedens­
vertrag mit "Deutschland" vorgelegt, 
mit der Absicht, den Grundsätzen des 
Potsdamer Abkommens auch für die 
BRD Geltung zu verschaffen. Danach 
sollten "alle im Vertrag vorgeschlage­
nen Rechte und Pflichten Deutsch­
lands" sowohl auf die "DDR als auch 
auf die BRD" Anwendung finden und 
die Bildung einer "deutschen Konföde­
ration" auf dem Staatsgebiet von BRD 
und DDR möglich sein. Der Vorschlag 
enthielt die Festlegung, daß Deutsch­
landkeinerlei Militärbündnisse einge­
hen sollte, die gegen irgendeinen Un­
terzeichnerstaat gerichtet sind und an 
denen nicht alle Alliierten (Großbri­
tannien, Frankreich, SU, USA) ge­
meinsam beteiligt sind. Absicht der 
SU war, die BRD aus den imperialisti­
schen Bündnissen NATO und EG her­
auszulösen und in einem solchen Fall 
auch die DDR aus dem Warschauer 
Vertrag zu entlassen.

Das Potsdamer Abkommen ist von 
Großbritannien, der SU, den USA und 
später auch von Frankreich unter­
zeichnet worden. Die Alliierten haben 
sich darin verpflichtet:

"Der deutsche Militarismus und 
Nazismus werden ausgerottet, 
und die Alliierten treffen nach 
gegenseitiger Vereinbarung in 
der Gegenwart und in Zukunft 
auch andere Maßnahmen, die not­
wendig sind, damit Deutschland 
niemals mehr seine Nachbarn 
oder die Erhaltung des Friedens 
in der ganzen Welt bedrohen

kann." (1)
Als nötige Maßnahmen sind u.a. vor­

gesehen: die Dezentralisierung der 
deutschen Wirtschaft, das Verbot und 
die Zerschlagung aller faschistischen 
Organisationen und die Festlegung der 
Westgrenze Polens entlang der Oder 
und der Lausitzer Neiße. In Jalta hat­
te die Anti-Hitler-Koalition über die 
Ostgrenze Polens vereinbart, daß sie 
künftig entlang der in Versailles fest­
gelegten Curzon-Linie verlaufen soll­
te. Der Potsdamer Vertrag regelt au­
ßerdem die Grenzziehung in der deut­
schen Kolonie "Ostpreußen". Sowohl 
die Vereinbarungen von Jalta als auch 
das Potsdamer Abkommen lassen kei­
nen Zweifel daran, daß die polnischen 
Grenzen in einem Friedensvertrag al­
lenfalls erneut bestätigt, keinesfalls 
aber geändert werden sollten. Die Re­

Auf der Teheraner Konferenz legte die Anti-Hitler-Koalition ihren ersten 
Schritte fest.

gierung der DDR hat im übrigen früh­
zeitig, nämlich bereits im Jahr 1950 
im Vertrag von Zgorzelec, diese 
Staatsgrenze anerkannt und erhebt 
keinerlei Gebietsansprüche an die VR 
Polen und die SU. Alle Verfassungen 
der DDR berufen sich auf das Pots­
damer Abkommen. Die Bundesregie­
rung bestreitet, daß das Potsdamer 
Abkommen für sie gilt, weil es von 
keiner legitimierten deutschen Regie­
rung unterzeichnet worden sei.

Bis Mitte der 60er Jahre: 
Friedensvertrag

Nach dem Scheitern des Vertragsvor­
schlages schlugen die DDR und die SU 
einen anderen Weg ein. Die DDR wur­
de Vollmitglied im Warschauer Ver­
trag. Sie schloß zweiseitige Freund­
schaftsverträge mit allen Mitglied­
staaten des Warschauer Vertrages, die 
immer eine gegenseitige Beistands­
verpflichtung enthielten für den Fall, 
daß einer der Staaten von "Deutsch­
land" angegriffen würde. SED und 
KPdSU verfolgten den Kurs, die DDR 
als nicht-kapitalistischen, antifaschi­
stischen Staat im Bündnis mit den an­
deren Volksdemokratien zu stabilisie­
ren. Zwar machte die SU keinen neuen 
Vorschlag für einen Friedensvertrag, 
ließ aber die Forderung auch nicht fal­
len. Noch der 1964 geschlossene 
Freundschaftsvertrag zwischen der 
DDR und der SU hielt fest:

"Die hohen vertragsschließen­
den Seiten werden im Interesse 
des Friedens und der friedlichen 
Zukunft der Völker, darunter des 
deutschen Volkes, unbeirrt für 
die Beseitigung der Überreste des 
II. Weltkrieges, für den Abschluß 
eines deutschen Friedensvertra­
ges und die Normalisierung der 
Lage in Westberlin auf seiner 
Grundlage eintreten." (2)
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Im Jahr 1965 veröffentlichten die 
DDR und die SU anläßlich eines ge­
genseitigen Regierungsbesuches eine 
gemeinsame Erklärung, in der sie eine 
Friedensregelung mit beiden deut­
schen Staaten forderten. 1966 ver­
langt der XXIII. Parteitag der KPdSU 
noch eine "deutsche Friedensrege­
lung". In den im selben Jahr stattfin­
denden Verhandlungen der SU mit 
Frankreich, ebenfalls Unterzeichner­
staat des Potsdamer Abkommens, 
schlägt die SU lediglich die Durchfüh­
rung einer gesamteuropäischen Kon­
ferenz vor, auf der u.a. die völker­
rechtliche Gültigkeit der europäi­
schen Grenzen vereinbart werden 
soll, diesem Vorschlag schließen sich 
alle osteuropäischen Staaten an. Der 
sowjetische Außenminister Gromyko 
erläuterte 1968 vor der UNO:

"Hier, in Europa, wurde den 
Aggressoren die allerhärteste 
Lektion erteilt nicht auf Jahr­
zehnte, sondern wahrscheinlich 
auf Jahrhunderte hinaus ... In 
Bonn gibt es Politiker, die Europa 
einer neuen radikalen Umfor­
mung unterziehen wollen. Ihr er­
stes Ziel ist es, das Potsdamer 
Abkommen und die anderen Ab­
kommen der Alliierten auszuhöh­
len ... vor kurzem erklärte Bun­
deskanzler Kiesinger offen, daß 
die BRD die Veränderung des 
'Status quo' in Europa fordere. 
Bisweilen sagt man: West­
deutschland ... werde die Errei­
chung seiner Ziele ausschließlich 
'mit friedlichen Mitteln’ betrei­
ben ... Aber auch Hitler begann 

nicht mit Kanonaden. Gewiß, 
zwischen dem, was gegenwärtig 
vor sich geht und und dem, was 
vor 30 Jahren war, besteht ein 
gewaltiger Unterschied. Die 
Kräfte, die heute über die euro­
päische Sicherheit wachen, sind 
bei weitem mächtiger als die ag­
gressiven Kräfte." (3)

Obwohl Gromyko die expansiven 
Absichten der westdeutschen Bour­
geoisie treffend charakterisiert, ist 
seine Kritik an der BRD schwach. Die 
BRD verfolgte nicht nur die Absicht, 
das Potsdamer Abkommen und andere 
auszuhöhlen, sie hatte es — mit weit­
gehender Unterstützung ihrer impe­
rialistischen Verbündeten — nie einge­
halten. Die Stärke der Kräfte, die 
"über die europäische Sicherheit wa­
chen", hat bislang nicht dazu ausge­
reicht, einen Friedensvertrag durch­
zusetzen, der das Wiedererstarken des 
deutschen Imperialismus verhindert. 
Alle imperialistischen Staaten, auch 
die Unterzeichnerstaaten des Potsda­
mer Abkommens, verweigerten da­
mals die Anerkennung der DDR. Le­
diglich Frankreich hatte die Oder- 
Neiße-Grenze als polnische Westgren­
ze mehrfach in Regierungsstellung­
nahmen öffentlich anerkannt.

Die von der BRD gegenüber allen 
Staaten geforderte Nichtanerkennung 
der DDR hat Wirkung gezeigt. Die SU, 
nach ihr die VR Polen, die CSSR und 
die DDR, schlossen die Ostverträge 
ab, obwohl sie — wie die Bundesregie­
rung in allen Vertragsdokumentatio­
nen unwidersprochen dokumentiert — 
wußten, daß sie damit wesentliche 

Grundsätze aufgaben: nämlich die 
endgültige Anerkennung ihrer eigenen 
Grenzen und die Anerkennung der 
DDR durch die BRD. Seither hat die 
DDR überhaupt erst in großem Aus­
maß diplomatische Beziehungen zu 
anderen Staaten, einschließlich der 
UNO-Mitgliedschaft erhalten.

Die SU läßt wichtige Grundsät­
ze von Potsdam fallen

1970 — kurz vor der Unterzeichnung 
des Vertrages zwischen der BRD und 
der UdSSR — veröffentlichten der 
DDR-Ministerrat und die UdSSR Stel­
lungnahmen zum 25. Jahrestag des 
Potsdamer Abkommens. Die UdSSR 
erklärte zu den Prinzipien des Potsda­
mer Abkommens in einer Note an die 
Alliierten: (4)

"Ihre Verwirklichung bedeutet, 
daß die Unerschütterlichkeit der 
heutigen europäischen Grenzen 
und die Ergebnisse des II. Welt­
krieges ... anerkannt werden."

Damit gab die UdSSR entscheidende 
Positionen auf. Die Bestimmungen des 
Potsdamer Abkommens sind wesent­
lich weitgehender als die Anerken­
nung der Nachkriegsgrenzen in Mit­
teleuropa — schließen sie aber selbst­
verständlich mit ein.

Die DDR bezog sich auf die Erklä­
rungen von BRD-Politikern, die im­
mer wieder darauf hinwiesen, daß alle 
abzuschließenden Verträge "vorbe­
haltlich einer friedensvertraglichen 
Regelung" gesehen werden müßten 
und keine völkerrechtlich verbindli­
che Anerkennung auch nur der beste­
henden Grenzen, geschweige denn der

AKTIVITÄTEN GEGEN 
"SCHLESIER "TREFFEN

Die GABL/DKP-Gruppe im Stadtrat 
Hannover hat den folgenden Antrag 
in den Rat der Stadt eingebracht:

Der Rat möge beschließen:
An dem sogenannten "Deutsch­
landtreffen der Landsmann­
schaft Schlesien", das am 15.6. 
und 16.6.85 unter dem voraus­
sichtlichen Motto "Schlesien 
bleibt unser" in Hannover statt­
finden soll, werden weder offi­
zielle Vertreter der Landes­
hauptstadt Hannover teilneh­
men, noch Grußworte in schrift­
licher oder mündlicher Form 
überbracht.
Redner und Teilnehmer dieses 
Treffens werden zu keinerlei 
Empfängen und offiziellen Ge­
sprächen eingeladen. 
Begründung:
Die Zielsetzung und das Motto 
der Veranstaltung verstoßen ge­
gen das Völkerrecht.
Schlesien liegt auf dem Gebiet 
der Volksrepublik Polen. Die 
"Unverletzlichkeit ihrer beste­
henden Grenzen jetzt und in Zu­

kunft" haben die Bundesrepublik 
und Polen im Warschauer Vertrag 
erklärt. Eine Politik der Änderung 
dieser wie anderer Nachkriegs­
grenzen bedeutet die Aufkündi­
gung des Friedens in Europa.
Der in diesem Jahr zu begehende 
40. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus bietet wiederum bei­
spielhaft Gelegenheit, von revan­
chistischen Bestrebungen, Ost- 
landreitertum und von Kreuzzügen 
des Hasses endgültig Abschied zu 
nehmen.
Mehr als peinlich, ja geradezu 
skandalös ist in diesem Zusam­
menhang die geplante Teilnahme 
des Bundeskanzlers und des Nie­
dersächsischen Ministerpräsi­
denten an der Veranstaltung.
Die Landeshauptstadt Hannover 
hat besonders als Partnerstadt von 
Poznan und Hiroshima die Ver­
pflichtung, sich für Frieden und 
Völkerverständigung, für fried­
liche Koexistenz und sichere 
Grenzen einzusetzen.
NIE WIEDER KRIEG —
NIE WIEDER FASCHISMUS

Die SPD stellte im Haushaltsaus­

schuß des niedersächsischen Landta­
ges den Antrag, den Landeszuschuß 
von 185000 DM für das Schlesier­
treffen zu streichen. Dieser Antrag 
wurde mit den Stimmen von CDU 
und FDP abgelehnt.

In einer Landtagsdebatte am 16.1. 
erklärten FDP, SPD und GRÜNE, 
daß kein Spitzenpolitiker aus Bund 
oder Ländern das Treffen besuchen 
soll, wenn das "extrem schädliche 
Motto" (Hirche, FDP) nicht geändert 
würde. Außerdem solle der Landes­
zuschuß von 185000 DM bei Beibe­
haltung des Mottos nicht gewährt 
werden.
Die GRÜNEN erklärten, bei der 
Wahl des Mottos handele es sich kei­
neswegs um eine entschuldbare 
Dummheit, sondern sie sei Höhe­
punkt einer politischen Tendenz zum 
Revanchismus.

Ministerpräsident Albrecht be­
kräftigte, daß er in jedem Falle an 
dem Schlesiertreffen teilnehmen 
werde, da Niedersachsen die Paten­
schaft für Schlesien übernommen 
habe. Er könne sich "als Ministerprä­
sident der damit übernommenen 
Verpflichtungen nicht entziehen".
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"FREIHEITSFRAGE WICHTIGER ALS GRENZFRAGE" - 
DREGGER WAHRT HISTORISCHE KONTINUITÄT

Man erinnert sich: Um der öffentli­
chen Diskussion über die westdeut­
sche Grenzrevisionspolitik bzw. dem 
politischen Angriff ( von Seiten der 
Warschauer-Pakt-Staaten) auf die­
sen Revanchismus beizukommen, 
hatte die Bundesregierung die Sache 
mit dem "Friedensvertrag" ins Spiel 
gebracht. Das Vieh - zur Bauern­
fängerei herausgelassen - war kaum 
im Umlauf, da wurde auch schon 
draufgesattelt: "Solange die Gren­
zen geschlossen sind, bleibt die 
deutsche Frage offen" (v. 
Weizäcker)! Seit dem 9. Januar 1985 
ist nun beides kombiniert bzw. un­
vernebelt auf den programmatischen 
Punkt gebracht — und zwar in einem 
an diesem Tag publizierten Inter­
view der Bonner Tageszeitung "Die 
Welt" mit dem CDU/CSU-Fraktions- 
chef Dregger:

"Die Westverschiebung Polens, das 
heißt die Annexion Ost-Polens durch 
die Sowjetunion, die Vertreibung der 
Deutschen aus Ost-Deutschland und 
die Umsiedlung der Ost-Polen in die 
Heimat der Ost-Deutschen (unter 
anderem Schlesien), war eine Opera­
tion, die Stalin durchgesetzt hat. Sie 
hatte auch zum Ziel, ewige Feind­
schaft zwischen Deutschen und Po­
len zu stiften. Ich warne Polen und 
Deutsche davor, dieses Vermächtnis 
Stalins zu erfüllen. Wichtiger als die 
Grenzfrage ist für beide Völker die 
Freiheitsfrage...

WELT: Wie kann nach Ihrer Vor­
stellung die Zukunft Schlesiens aus­
sehen?

DREGGER: Es wird nicht wieder 
so sein, wie es vor 1945 war. Aber, 
ich denke, es wird auch nicht blei­
ben, wie es zur Zeit ist. Das Chaos, 
das der Zweite Weltkrieg hinter­
lassen hat, kann völkerrechtlich nur 
in einem Friedensvertrag geregelt 
werden, den diejenigen abschließen, 
die in Zukunft als Nachbarn neben- 
und miteinander leben werden. Das 
sind Polen und Deutschland. Ein 
solcher Friedensvertrag setzt die 
Überwindung der Teilung Europas 
und die Rückgewinnung des Selbst­
bestimmungsrechts für das polnische 
und das ganze deutsche Volk voraus 11

Der Begriff "Freiheit" ist (in der 
deutschen Sprache) auf zweierlei 
Weise verwendbar: einerseits habe 
ich die Freiheit, etwas zu tun, bin ich 
in diesem Sinne frei von allen 
Hemmnissen; andererseits bringe ich 
jemand anderem die Freiheit oder 
verschaffe sie mir selbst, und zwar 
im Sinne von befreien. Die Dregger- 
sche "Freiheitsfrage" umschließt da­
her beiderlei Verwendungsmöglich­
keiten bzw. beiderlei Sinn — und 

zwar ganz handgreiflich: nämlich so, 
daß die Kanonen rauchen und die 
Leiber in Fetzen fliegen! "Groß­
deutschland wird sein oder Europa 
wird überhaupt nicht sein" — das hat 
Dregger noch nicht direkt herausge­
lassen. Aber exakt in dieser Tradition 
stehen seine Interviewfeststellungen, 
sowohl hinsichtlich der politischen 
Begrifflichkeit wie auch hinsichtlich 
der darin ausgedrückten wilden 
Ambitionen. Wie der nachfolgende 
Beleg zeigt, reicht diese Tradition bis 
in die Weimarer Republik zurück:

"Deutsche Einheit — Deutsche 
Freiheit" lautet der Titel eines "Ge­
denkbuches", welches die Reichsre­
gierung "zum 10. Verfassungstag, den 
11. August 1929" in Berlin her­
ausbrachte. Dieses Machwerk war, 
wie es ausdrücklich im Inhaltsver­
zeichnis heißt, "bearbeitet durch die 
Reichszentrale für Heimatdienst" — 
jener seinerzeitigen Einrichtung, de­
ren heutige Funktion das "Ministerium 
für innerdeutsche Beziehungen" 
wahrnimmt. Diese Kontinuität gilt 
auch hinsichtlich jenes 11. Augusts, 
dessen Funktion heute durch den "17. 
Juni" gewahrt wird. Im Geleitwort des 
Reichspräsidenten v. Hindenburg wird 
zunächst der Blick "zurückgelenkt": 
"Kein Volk hat um äußere Freiheit und 
innere Einheit so schwer zu ringen 
gehabt wie das deutsche ..." Daran 
anschließend weist das Vorwort des 
Reichskanzlers Müller nach "vorne": 
"Erringung der vollen Freiheit auch 
nach außen wird die höchste Aufgabe 
der Deutschen Republik für die 
nächste Zukunft sein —" Ein 
spezieller Beitrag dieses "Gedenk­

Neofaschistenblatt "Nation Europa — Monatsschrift im Dienst der europäi­
schen Neuordnung" zur Aktualisierung der Zwischenkriegs-Parole "Versailles 
überwinden — frei werden!"

buchs" unter dem Titel "Von 
Versailles zur Freiheit" (Verf.: 
Staatssekretär bzw. Reichs­
tagsmitglied W. Freiherr v. Rheinba­
den) führt dann die Sache näher — 
und das heißt: programmatisch — 
aus:

Frankreich habe die "Wegnahme 
von so viel deutschem Gebiet im 
Osten zugunsten Polens als irgend- 
möglich" hegemonialpolitisch geför­
dert. "Über eine Million Deutscher 
sind dann aus diesen .,. geraubten 
und nun zwangsweise polonisierten 
Gebieten verdrängt und vertrieben 
worden. Sie erheben mit uns anderen 
unablässig ihre Stimme gegen Raub, 
Unrecht und Gewalt und harren des 
Tages der Wiedergutmachung ... 
Niemals hat eine deutsche Re­
gierung sich bereit gefunden, die uns 
mit Gewalt auferlegte Grenzziehung 
im Osten freiwillig anzuerkennen 
.. .Wenn heute immer noch das 
Recht zuungunsten Deutschlands 
und des Deutschtums gebeugt 
werden kann ... — dann hat Deutsch­
land noch keine wirkliche Freiheit."

Zuvor war bereits von "dem 
deutschen Streben nach einer ge­
rechten Neuordnung Europas" die 
Rede; hinsichtlich der Realisierung 
der "wirklichen Freiheit" heißt es 
nunmehr, daß "im allseitigen In­
teresse ein Ausgleich gefunden 
werden wird, weil er zum Wieder­
aufbau europäischer Wirtschaft und 
zur Sicherung europäischer Kultur 
gefunden werden muß. Dieser 
"Ausgleich" — so Dreggers Lehr­
meister am Schluß seines Beitrages 
— ist gleichbedeutend mit einer 
endgültigen Liquidierung des 
Weltkrieges" - d.h. der Nachkriegs­
grenzen von 1919I
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DDR als selbständigem Staat, bein­
halten könnten:

"Der Anerkennung des völker­
rechtlichen Verbindlichkeit des 
Potsdamer Abkommens, insbe­
sondere der in diesem Abkommen 
enthaltenen Grenzregelung, kann 
nicht durch den Hinweis auf einen 
noch ausstehenden Friedensver­
trag mit einem seit 25 Jahren 
nicht mehr existierenden Deut­
schen Reich ausgewichen wer­
den. Die Verbindlichkeit der 
Prinzipien des Potsdamer Ab­

.kommens ist weder befristet 
noch abhängig vom Abschluß ei­
nes Friedensvertrages. Das Pots­
damer Abkommen ist vielmehr 
eine völkerrechtlich verbindliche 
Vereinbarung über den Inhalt der 
europäischen Friedensregelung."

Ein Völkerrechtler der DDR

Polnischer Grenzpfahl an der Curzon- 
Linie, 1944 errichtet.

führte dazu aus:
"Diese Friedenskonferenz ist 

ganz bewußt hintertrieben wor­
den von den Westmächten ... 
Und heute ist es beinahe undenk­
bar geworden, daß eine große 
Friedenskonferenz noch stattfin­
den kann, auf der die DDR und 
auf der anderen Seite die BRD 
... — daß wir hier sozusagen auf 
einer Anklagebank sitzen könn­
ten auf einer solchen Friedens­
konferenz, um mit gleicher histo­
rischer Elle gemessen zu 
werden." (5)

Für die Sicherung ihrer internatio­
nalen Anerkennung wollte die DDR — 
und die SU — keine neue Auseinander­
setzung über einen Friedensvertrag 
beginnen. Zweitens scheinen beide 
Staaten zu fürchten, daß die westli­
chen Imperialisten über einen Frie­
densvertrag auch die in der DDR 
durchgesetzten Prinzipien des Pots­
damer Abkommens, vor allem gegen­
über der DDR, wieder beseitigen 
könnten. Dies mag damit im Zusam­
menhang stehen, daß die Staaten des 
Warschauer Paktes, die 1968 in die 
CSSR einmarschierten, unter erhebli­
chem politischen Druck standen und 
gleichzeitig aber ihre Wirtschaftsbe­
ziehungen mit den kapitalistischen 

Staaten ausbauen wollten. Erst 1974, 
nach Abschluß des Vertrages, mit der 
BRD strich die DDR ihrerseits die 
Forderung nach nationaler Einheit aus 
ihrer Verfassung.

Erneute Berufung auf das Pots­
damer Abkommen

Erst seit Beginn der Stationierung der 
Mittelstreckenraketen und verstärkt 
seit den letzten WEU-Beschlüssen 
führen die DDR, die CSSR, die VR Po­
len und die SU eine öffentliche Kam­
pagne gegen den westdeutschen "Re­
vanchismus". Seither berufen sie sich 
verstärkt auf das Potsdamer Abkom­
men und die Beschlüsse von Jalta, oh­
ne die Eigenständigkeit der DDR auf­
zugeben. So erklärte z.B. Falin, frühe­
rer SU-Botschafter in der BRD, in ei­
nem Interview mit der "Deutschen 
Volkszeitung" vom 18.1.85:

"Die Bundesrepublik verwan­
delt sich in ein Land, auf dessen 
Territorium die Waffen des er­
sten Schlages aufgestellt werden 
... Das heißt nicht weniger, als 
daß durch diese Entwicklung die 
Gefahr aufs neue höchst aktuell 
wird, die in den Abkommen von

DDR-BUCH: "KREUZRITTER 
IN TRACHTEN"

Daß die westdeutschen Revanchi­
sten unter dem Deckmantel des 
"Selbstbestimmungsrechtes der Völ­
ker" ihre Aggressionspolitik gegen 
die osteuropäischen Staaten vortra­
gen, steht in einer Tradition. Das po­
pulärwissenschaftliche Buch
"Kreuzritter in Trachten", das in der 
DDR Ende 1984 erschien und über 
die revanchistischen Umtriebe in der 
BRD unterrichtet, weist z.B. auf den 
"Deutschen Ostmarkenverein" hin, 
der die Zusammenfassung von 
deutschstämmigen Siedlern zu 5. 
Kolonnen in Polen betrieb. "Es ist 
unsere Pflicht, zu betonen, daß die 
Anerkennung der Ostgrenzen nie­
mals ausgesprochen wurde und nie­
mals ausgesprochen werden kann", 
rief— nicht, wie man denken könnte, 
der CDU-Bundestagsabgeordnete 
und Präsident des Bundes der Ver­
triebenen, Herbert Czaja, 1984 — 
sondern der Redner 1926 auf dem 
"Ostmarkentag" des "Deutschen 
Ostmarkenvereins".

Czaja fordert, daß das "fortbeste­
hende Deutschland" in seinen "recht­
mäßigen Grenzen" wiederhergestellt 
werde. Wie weit das "rechtmäßig" 
gehen soll, verdeutlichte der Vize­
präsident des Bundes der Vertriebe­
nen, Herbert Hupka, 1983: "Ost­
deutschland umfaßt.. . auch das Su­
detenland und die deutschen Sied­
lungsgebiete zwischen Ostsee und 
Schwarzem Meer."

Die Verfasser des Buches belegen: 
Dieser Revanchismus ist im Grund­

Potsdam und Jalta beschrieben 
wurde: der Gefahr eines neuen 
Krieges von deutschem Territo­
rium aus vorzubeugen."

Falin wendet sich damit an die 
westdeutsche Friedensbewegung. Die 
Berufung auf das Potsdamer Abkom­
men wäre wert, von ihr aufgegriffen 
zu werden, ohne die Selbständigkeit 
der DDR in Zweifel zu ziehen. Un­
übersehbar ist, daß sich die Mitunter­
zeichner der Abkommen in großen 
Teilen nicht mehr an sie gebunden 
fühlen und sich die BRD-Imperialisten 
dadurch in der Proklamierung ihrer 
ausufernden Reichsgrenzen bestärkt 
sehen.
(1) Potsdamer Abkommen, Berlin/ 
DDR, 1970; (2) Archiv der Gegenwart 
(AdG) 1964, S. 11263 f.; (3) AdG 1968, 
S. 14252; (4) AdG 1970 S. 15626; (5) 
AdG 1970 S. 15627; Weiterer Quellen­
hinweis: Dokumente zur Deutschland­
politik der Sowjetunion, Bd. I bis III, 
Berlin/DDR 1968; Europa-Archiv, 
Jahrgang 1966; Presse- und Informati­
onsamt der Bundesregierung, Doku­
mentationen über die Verträge mit 
der SU, VR Polen, DDR, Bonn o. 
Jahr—(uld, alx, gba, huh) 

gesetz der BRD verankert, u.a. da­
durch, daß die Fiktion einer 
"deutschen Staatsangehörigkeit ei­
nes fortbestehenden Deutschen Rei­
ches" rechtlich gesichert wird. Die 
Gesetzgeber in der BRD haben dabei 
die "deutschen Siedlungsgebiete 
zwischen Ostsee und Schwarzem 
Meer" nicht vergessen. Unter Beru­
fung auf Verträge, die unter dem 
Druck Nazi-Deutschlands zustande 
gekommen waren, sowie Nazi- Ver­
ordnungen wird in dem Gesetz zur 
Regelung von Fragen der Staatsan- 
gehörigkeitvom 22.2. 1955 erklärt: 
"Die deutschen Volkszugehörigen ... 
sind nach Maßgabe der genannten 
Bestimmungen deutsche Staatsange­
hörige geworden." Damit sind u.a. 
gemeint: "Verordnung über den Er­
werb der deutschen Staatsangehö­
rigkeit durch frühere tschechoslo­
wakische Staatsangehörige deut­
scher Volkszugehörigkeit vom 20. 
April 1939" und "Verordnung über die 
Verleihung der deutschen Staatsan­
gehörigkeit an die in der Deutschen 
Volksliste der Ukraine eingetrage­
nen Personen vom 19. Mai 1943".

Die Verfasser des Buches erklä­
ren: "Das Treiben der Landsmann­
schaften verstößt gegen internatio­
nales Recht." Sie gehen mit Recht 
davon aus, daß das Deutsche Reich 
nach der Kapitulation aufgehört hat 
zu existieren und daß das Potsdamer 
Abkommen und die beschlossenen 
Grenzziehungen völkerrechtlich gel­
ten.
Quellenhinweis: W. Flach, Ch. Kou- 
schil. Kreuzritter in Trachten. Ura­
nia-Verlag Leipzig, 1984



Im nächsten Heft

Vorbereitungen zum 8. Mai
So verschiedenartig die Vorschläge 
auch sein mögen, die von den Unions­
parteien vorgebracht werden für die 
Gestaltung des 8. Mai, so einheitlich 
ist ihnen allen die Absicht, am 40. 
Jahrestag der Befreiung vom Faschis­
mus jede Kritik am westdeutschen Im­
perialismus und Expansionismus zu 
unterdrücken und zugleich an den po-

litischen Zielen und Traditionen des 
vernichteten "Deutschen Reiches" of­
fen anzuknüpfen. "Freiheit für Heß", 
"40 Jahre Vertreibung", "Europäische 
Verfassung", Kohls Auftritte im KZ 
und aggressive Bekräftigung der Ver­
pflichtung des NATO-Bündnisses auf 
die "Wiederherstellung des Deutschen 
Reiches in den Grenzen von 1937" —

Lohnstandard und Gewerkschaften in Großbritannien
Nach fünf Jahren Regierungstätigkeit Thatcher scheinen die britischen 
Gewerkschaften schwächer als je zuvor dazustehen. Sogar die Bergleute, als 
Einheitsgewerkschaftvergleichsweise stark und oben auf der Lohnskala ange­
siedelt, können sich in ihrem inzwischen fast einjährigen Streik gegen die von 
der Regierung geplanten Stillegungen von Steinkohlezechen kaum durchsetzen. 
Im nächsten Heft werden wir untersuchen, wie sich die Löhne verschiedener 
Ärbeitergruppen in Großbritannien entwickelt haben und welche Folgen das für 
die Kampfkraft der britischen Gewerkschaften seit dem Amtsantritt'Thatchers 
hat.

Kommunalbündnis
In Mannheim hat sich nach der Ge­
meinderatswahl ein "Kommunalpoliti­
sches Forum" gebildet. An politischen 
Kräften sind bis jetzt die DKP, die 
GRÜNEN sowie der BWK beteiligt, 
ferner diverse Initiativen sowie Ge­
werkschafter und Einzelpersonen, 
kurz: im wesentlichen die Kräfte, die 
an einer oppositionellen Politik auf 

kommunaler Ebene interessiert sind. 
Die herrschende Politik ist bestimmt 
von einer engen Zusammenarbeit zwi­
schen SPD, die auch den OB stellt, und 
CDU samt "Mannheimer Liste" (Freie 
Wähler). Kann sich das "Kommunalpo­
litische Forum" zu einem wirksamen 
Instrument der oppositionellen Kräf­
te, zu einer politischen Kraft entfal­
ten? Kann es insbesondere zur Vertre­
tung von Arbeiterinteressen dienen?

Albrecht-Politik: Wer was davon hat und wer nicht
Spätestens seit den "Albrecht-Thesen" hat sich der niedersächsische Minister­
präsident den Ruf des dynamischen Polit-Managers erworben, der vielleicht 
brutale, eventuell aber dennoch gangbare Wege zum Wirtschaftsglück präsen­
tiert. Immerhin, die SPD im Landtag vermochte die "Thesen" nicht rundweg 
abzulehnen, der DGB wirft ihm "Vorbeigehen an der Realität" vor. Stimmt das? 
Wie entwickelt sich eigentlich die Lage der arbeitenden Klassen in Nieder­
sachsen, gibt es Unterschiede zu anderen Bundesländern, auf wen stützt sich 
Albrechts Politik? Wichtige Fragen, besonders im Hinblick auf die kommenden 
Landtagswahlen.
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